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andtags-Abgeordnete sind Berufs-Politiker auf Zeit – so wollen es die Spielregeln 
unserer Demokratie. Wer ein Landtags-Mandat erringt, engagiert sich befristet im 
Auftrag seiner Wähler für das Allgemeinwohl. Das nächste Wahl-Ergebnis und vor 
allem der innerparteilich festgelegte Platz auf der Landesliste der eigenen Fraktion 
entscheiden stets aufs Neue über die berufspolitische Zukunft jedes einzelnen 
Abgeordneten.  
In diesem Buch kommen bekannte und weniger bekannte Politiker aller politischen Lager 
in Thüringen zu Wort, die die Gründerjahre im Freistaat seit Wiedererstehen des Landes 
mitgeprägt haben. Mit ihren vielfältigen und oft sehr detailreichen Erinnerungen rufen sie 
die höchst ereignisreiche Zeit seit Oktober 1990 wach.  
Wie lebt es sich als „Interessen-Vertreter auf Abruf“? Welche persönlichen Erfahrungen 
vermittelte das Abgeordneten-Dasein – noch dazu in den Jahren umfangreichster 
Veränderungen seit 1990? Und wie sieht das Leben nach dem oft unfreiwilligen Abschied 
aus der Berufs-Politik aus? Holger Zürch hat darüber mit einstigen Abgeordneten und 
Ministern gesprochen, die zwischen 1990 und 2004 dem Thüringer Landtag angehörten. 
Sie haben die weitreichenden politischen, wirtschaftlichen und sozialen Umgestaltungen 
der drei DDR-Bezirke Erfurt, Gera und Suhl zum Wiedererstehen des heutigen Freistaats 






Dem Autor ist es gelungen, einen verständlichen Einblick in die Kompliziertheit des politischen und des 
„öffentlich-rechtlichen“ Geschäfts zu geben. Und ich finde es sehr eindrucksvoll, dass die befragten 
einstigen Politiker den Lesern als „Außenstehenden“ Zugang zu den widerstreitenden Interessen der 
Abgeordneten und ihrer jeweiligen Lobby ermöglichen. Holger Zürch hatte jedenfalls eine glückliche 
Hand und internen Sachverstand, als er sich auf das Glatteis dieser Befragung wagte – und er 
überlässt es dem geneigten Leser, sich zu dem Geschilderten die eigene Meinung zu bilden.  
Gernot Potengowski, Weimar  
Ich halte dieses Buch für ein wichtiges Zeitdokument. Überhaupt bin ich der Meinung, dass man erst 
die Quellen erschließen sollte – Egon Bahr hatte, so glaube ich, angeregt, sich gegenseitig den 
Lebenslauf zu erzählen – , bevor man sich in die Untiefen der Interpretation begibt. Solche Quellen 
sprudeln nicht ewig, und der Autor hat den richtigen Zeitpunkt gefunden, sie zu erschließen. Ein solch 
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Die Katastrophen der Politiker ereignen sich zumeist in heißen Wahlnächten, wenn Kameras mitten in 
ihre Gesichter halten und die ersten Hochrechnungen über die Bildschirme flattern. Dann finden 
Karrieren über Nacht ein jähes Ende, werden Hoffnungen zunichte und die Mühe nicht nur eines 
Wahlkampfs löst sich auf Nimmerwiedersehen auf. Die Sieger interessiert das herzlich wenig. Aber 
was wird aus den Verlierern am Tag danach? Holger Zürch, Journalist und Autor, wollte das wissen. 
Ist hingegangen und hat gefragt. (…) Und eine ganze Welt der Hintergründe dabei aufgetan. Politik ist 
nicht langweilig, wenn man einmal hinter die Kulissen guckt.  
Politik kann auch zur Droge werden, das haben viele von denen erfahren, die Holger Zürch zwischen 
2001 und 2005 interviewt hat. Seine 15 Gesprächspartner haben eines gemeinsam: Sie sitzen nicht 
mehr im Parlament, unterliegen also keinem "Fraktionszwang" mehr und müssen auch keine Rücksicht 
mehr nehmen auf die viel beschworene Parteidisziplin, ohne die man politische Projekte auch in 
demokratischen Parlamenten nicht durchsetzen kann. Oder besser: glaubt, nicht durchsetzen zu 
können.  
Denn im Grundgesetz verankert ist nicht nur das Recht, sondern sogar die Pflicht der gewählten 
Volksvertreter, stets nach ihrem eigenen besten Wissen und Gewissen zu entscheiden. Und nur die 
Gewählten wissen, wie oft das nicht möglich ist. Es gibt die Unabhängigen, die trotzdem ihrem 
inneren Leitfaden folgen, die sich nicht auf die Richtungsvorgabe der Fraktionsführung verlassen. Es 
gibt auch jene, die sich mit Gewissensbissen herumschlagen, die Entscheidungen bereuen oder 
bereuen, dass sie zu früh aufsteckt haben.  
Gerade die Jahre im ersten Thüringer Landtag ab 1990 waren aufgeladene Jahre. Da wurden auch in 
Erfurt Gesetze geschmiedet, wurde eine Verfassung ausgearbeitet, wurden die Weichen im 
Bildungssystem und in de Wirtschaftspolitik gestellt. Wer damals Abgeordneter war, erlebte Politik als 
schöpferischen Prozess, feierte Siege und Niederlagen in rasender Fahrt. Aber es saßen fast 
ausschließlich auch Leute im Parlament, deren Erfahrung mit parlamentarischer Arbeit gegen Null 
tendierte. Wer schon ein paar Monate in der letzten Volkskammer der DDR gesessen hatte, galt als 
Urgestein. (…) 
Zwölf der von Zürch befragten hatten wichtige politische Ämter inne. Etwa Josef Duchac, der erste 
Ministerpräsident des Landes, oder Dr. Gerd Schuchardt, der einstige Landesvorsitzende der SPD. 
Zürch hat keine Scheuklappen. Er fragt sie alle nach ihren politischen Werdegängen, nach Niederlagen 
und dem keineswegs abwegigen Stichwort "Politikverdrossenheit". Er fragt sie nach ihren Abschieden 
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von der Politik, die bei den meisten höchst unfreiwillig geschahen, nach ihrem Leben danach und 
ihren Erfahrungen aus der Zeit als Mandatsträger.  
Die Interviews stehen in fröhlicher Unbeschwertheit nebeneinander, jedes für sich ein kleines Juwel, 
die Würdigung eines Menschen, der auf seine Art versuchte, die Welt zu verbessern. Und was einst als 
Wortschlacht durch die Gazetten tobte, taucht hier in der Rückblende wieder auf. Sachlicher, 
selbstverständlicher. Da können selbst konträre Sichten auf einmal unkommentiert stehen bleiben, 
wird in der Vielfalt der Stimmen klar, wie vielschichtig Politik eigentlich ist. Und warum all diese 
Facetten sogar dazu gehören müssen, wenn es um den menschlichen Versuch geht, eine Zukunft zu 
gestalten. 
Was Zürch gelingt, ist ein Stück Geschichts-Bewahrung. Nicht alle Akteure werden einmal ihre 
Memoiren schreiben. Nicht alle werden zu den gestellten Fragen Auskunft geben. Und in dieser Breite 
wird auch niemand die tägliche Politik je abbilden können. Gar so abgeklärt, wie es einigen der älteren 
Befragten jetzt möglich ist, jetzt, da schon der vierte Landtag in Erfurt sitzt und die CDU zum zweiten 
Mal mit absoluter Mehrheit regiert.  
Das tut sie ja auch, weil ihre Kontrahenten teils plumpeste Fehler gemacht haben. Vermeidbare Fehler 
oft, wie das so ist bei Menschen. Aber nicht umsonst hat der 39jährige Autor sein Buch betitelt "Mit 
freiem Volk auf freiem Grunde". Frei nach Goethes Faust, für den der Satz eigentlich ins Verhängnis 
führt: "Solch ein Gewimmel möcht ich sehn, Auf freiem Grund mit freiem Volke stehn. Zum 
Augenblicke dürft ich sagen: Verweile doch, du bist so schön!"  
Ist eben nichts mit Verweilen. Abgeordnete haben Stress-Jobs, sie irren, zweifeln und übernehmen 
sich. Sie sind Menschen wie ihre Wähler auch, nur nehmen sie es meist ernster mit dem Willen, die 
Gesellschaft ein wenig besser zu machen. Es steckt ein gut Stück Tragik in vielen Karrieren, besonders 
dann, wenn Wahlen unverhofft für ein Ende des redlichen Bemühens sorgen.  
Mancher würde wieder die Koffer packen, wenn man sie oder ihn denn riefe. Andere haben das 
Kapitel abgeschlossen für sich. Das Leben geht weiter, auch wenn es zuweilen beim Arbeitsamt 
strandet. Nicht jeder ist gegen die Unbilden der Wirklichkeit gefeit. Auch das steckt in diesen 15 
Geschichten, die Holger Zürch da eingefangen hat zum 15. Jahrestag des Thüringer Landtags. Jetzt 
kann man sich ein ähnliches Buch auch für den Freistaat Sachsen wünschen, der, was die 







15 Jahre Thüringer Landtag – eine erste zeitgeschichtliche Bilanz  
  
Podiums-Diskussion vom Februar 2005 zum Thema „15 Jahre Thüringer Landtag“  
 
Dr. Jürgen Bohn (FDP): 




Josef Duchač (CDU) : 
„Ich hatte immer schon eine ganz satte Portion Ehrgeiz“ 
 
  
Siegfried Geißler (Neues Forum): 




Christine Grabe (Grüne): 
„Kungeln ist nicht meine Vorstellung von Politik“ 
 
  
Edda Heymel (SPD): 





Klaus Höpcke (PDS): 
„Entweder es geht demokratisch – oder es geht nicht“ 
 
  
Johanna Köhler (CDU): 
„Bürgernähe war für mich oberstes Gebot“ 
 
Klaus Mehle (SPD):  
„Das Problem ist, dass Politiker den Leuten zum Maule reden“ 
 
  
Dr. Gottfried Müller (CDU): 
„Ich kann sagen, ich habe mich bemüht – und einiges ist auch gelungen“ 
 
  
Christiane Neudert (PDS): 
„Vieles im Parlament ist Selbst-Beschäftigung“ 
 
  
Winfried Neumann (CDU): 




Dr. Gerd Schuchardt (SPD): 
„Schwierige Entscheidung für die Politik anstelle von Wirtschaft oder Forschung“ 
 
  
Hartmut Sieckmann (FDP): 
„In der Politik ist jeder Tag Kampf – auch in der  eigenen Partei“ 
 
  
Helmut Rieth (SPD): 
„Bei Wahlen, vor Gericht und auf hoher See sind wir in Gottes Hand“ 
 
  
Gerhard Wien (Demokratie Jetzt): 




Der Eklat auf der Wartburg 




„Zwischenrufe sind das Salz in der parlamentarischen Suppe“ 
 
  
Outro / Dank  
  






Der Thüringer Landtag und seine Aufgaben 
 
„Der Landtag ist das vom Volke gewählte oberste Organ der 
demokratischen Willensbildung. 
Der Landtag übt gesetzgebende Gewalt aus, wählt den 
Ministerpräsidenten, überwacht die Ausübung der vollziehenden 
Gewalt, behandelt die in die Zuständigkeit des Landes 
gehörenden öffentlichen Angelegenheiten und erfüllt die 
anderen ihm nach dieser Verfassung zustehenden Aufgaben. 
Die Abgeordneten sind die Vertreter aller Bürger des Landes. 
Sie sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur 
ihrem Gewissen verantwortlich. 
Jeder Abgeordnete hat die Pflicht, die Verfassung zu achten und 
seine Kraft für das Wohl des Landes und das Wohl seiner 
Bürger einzusetzen.“ 
 
Aus Thüringens Verfassung vom 25. Oktober 1993 
  
 
15 Jahre Thüringer Landtag – eine erste zeitgeschichtliche Bilanz 
 
m Jahr 2017 begeht Thüringen ein herausragendes Jubiläum: Dann wird der moderne thüringische 
Parlamentarismus 200 Jahre alt. Es war 1817, als sich im Residenzschloss zu Weimar nach der 
ersten freien Wahl im Großherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach der erste Landtag konstituierte. Ihm 
gehörten Vertreter aller Stände – der Rittergutsbesitzer, der Bürger und der Bauern – an. Tagungsort 
des Landtags war fortan Dornburg. 
Ein Herbst-Sonntag vor etwas mehr als fünfzehn Jahren – der 14. Oktober 1990 – markiert den 
zweifellos wichtigsten Meilenstein für Thüringens Parlamentarismus im zurückliegenden Jahrhundert: 
Nach 44 Jahren – streng genommen sogar nach fast 60 Jahren – hatten an diesem Tag mehr als zwei 
Millionen stimmberechtigte Thüringerinnen und Thüringer erstmals wieder Gelegenheit, ihre 
parlamentarische Vertretung frei zu wählen – und mehr als 71 Prozent der Wahlberechtigten nutzten 
ihr Stimmrecht. 
War es ein schicksalhafter Fingerzeig historisch bewanderter Thüringer Politiker oder doch ein Zufall 
der besonderen Art, der im Jahr 1990 just den 14. Oktober zum Wahltag erkor? Jedenfalls hätte das 
Datum geschichtsträchtiger kaum sein können: Am 14. Oktober 1933 befahlen die Nationalsozialisten 
in Berlin die Auflösung des Deutschen Reichstages und aller Landtage in Deutschland. Dies war somit 
auch das Ende des letzten frei gewählten Thüringer Landtags, der acht Monate zuvor – am 14. 
Februar 1933 – letztmalig beraten und sich angesichts der politischen Situation damals auf 
unbestimmte Zeit vertagt hatte. 
57 Jahre danach also erlebte der Parlamentarismus in Thüringen seine Wiedergeburt. Eine Woche 
nach der Wahl, am 21. Oktober 1990, trafen sich die frisch gewählten Abgeordneten zur 
konstituierenden Sitzung unter Leitung des Alterspräsidenten Siegfried Geißler aus Suhl.  
Für diesen herausragenden Anlass hatten sie sich einen der symbolträchtigsten Orte Thüringens 
ausgesucht – das Deutsche Nationaltheater Weimar. Jene Bretter also, auf denen seit Goethes Zeiten 




wurden – als Traum, als Ziel, als Utopie: „Mit freiem Volk auf freiem Grunde stehen“ – in Anlehnung 
an das bekannte Goethe-Zitat „Auf freiem Grund mit freiem Volke“. Daher auch der Titel dieses 
Buches. 
 
andtags-Abgeordnete sind bekanntlich Berufs-Politiker auf Zeit – so wollen es die Spielregeln 
unserer Demokratie. Wer ein Landtags-Mandat erringt, engagiert sich befristet im Auftrag seiner 
Wähler für das Allgemeinwohl. Nur selten bestimmt der eigene Wille den Tag des Abschieds vom 
Landtag – meist entscheiden das nächste Wahl-Ergebnis und öfter noch die Platzierung auf der 
Landesliste der eigenen Fraktion über die berufliche Zukunft jedes einzelnen Abgeordneten. Es liegt in 
der Natur der Sache, dass so manche dieser Damen und Herren an den Wahlabenden 1994, 1999 und 
2004 mit Enttäuschung und Bitterkeit zur Kenntnis nehmen mussten, dass sie von nun an nicht mehr 
zur Gilde der Landtags-Abgeordneten gehören würden. 
Zu Wort kommen im vorliegenden Buch bekannte und weniger bekannte Politiker aller politischen 
Lager, die Thüringens Gründerjahre seit Wiedererstehen des Landes mitgeprägt haben. Mit ihren 
Erinnerungen wird die höchst ereignisreiche Zeit seit 1990 wachgerufen: Ihre Politik und ihre Visionen 
schufen das Fundament für die Entwicklung dieses alten, neuen Bundeslandes. Sie waren aktiv 
beteiligt an der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Umgestaltung der drei einstigen DDR-Bezirke 
Erfurt, Gera und Suhl zum heutigen Freistaat Thüringen.  
Meine journalistische Neugier war es, die mich auf die Idee zu diesem Buch brachte. Ich wollte in 
Erfahrung bringen, wie es hinter den Kulissen des Landtags in Erfurt zugeht, wie dort die 
parlamentarische Alltags-Arbeit abläuft und wie die Beteiligten über sich und ihre Tätigkeit denken. 
Schnell war klar, dass mir nur diejenigen offene und ausführliche Antwort geben würden, die nicht 
mehr an die bei allen Parteien übliche sogenannte „Fraktions-Disziplin“ – dieser Begriff ist mehrfach in 
diesem Buch zu finden – gebunden sind: die ehemaligen Abgeordneten. 
Und so habe ich bei den sehr ausführlichen Gesprächen mit den einstigen Berufs-Politikern zwei Ziele 
gehabt, nämlich 
• jüngste thüringische Zeitgeschichte nachzuzeichnen und festzuhalten: Die historisch 
einzigartige Situation, dass die parlamentarische Demokratie in Thüringen nach ihrem Ende am 
14. Oktober 1933 – die Auflösung des Deutschen Reichstages hatte wie gesagt auch die 
Auflösung aller deutschen Landtage zur Folge – auf den Tag genau 57 Jahre später wieder 
auferstehen konnte, hat viele Menschen in den Erfurter Plenarsaal geführt, die bis zur 
politischen Wende in der DDR 1989/1990 in allen möglichen Bereichen beruflich engagiert 
waren – nur nicht in der Politik. Ich war neugierig zu erfahren, wie es für sie als aktiv Beteiligte 
gewesen ist, einige Zeit politische Verantwortung zu tragen und eines Tages zu erleben, dass 
das eigene Engagement im Landtag nicht mehr gefragt ist – was auf zwölf meiner 15 
Gesprächspartner zutraf. 
• den individuellen Menschen hinter dem Politiker-Klischee aufzuspüren: Von etlichen meiner 
Gesprächspartner wusste ich vorher nicht viel mehr als ihre Namen und ihren einstigen Status 
als Parlamentarier. Denn die tagesaktuelle Berichterstattung von Presse, Hörfunk und 
Fernsehen konzentriert sich naturgemäß auf wenige führende Köpfe – der einzelne 
Abgeordnete ist da meist nur auf den Lokalseiten seiner Heimatzeitung eine Meldung wert. 
Und so finden sich bewusst in diesem Buch viele, im wörtlichen Sinne ganz normale und 
einfache Abgeordnete neben einigen „Würdenträgern“. Ziel war dabei, einem repräsentativen 
Querschnitt so nah wie möglich zu kommen. Die Bewertung, ob und wie dies gelungen ist, 
liegt bei Ihnen, liebe Leserin und lieber Leser. 
Die Gespräche entstanden im Zeitraum zwischen 2001 und 2005 – sie wurden allesamt aufgezeichnet 
und anschließend verschriftet. Das Grundgerüst für das Interview lieferte dabei ein Fragen-Katalog, 
von dem ich jedoch – je nach Persönlichkeit des Interview-Partners und Gesprächsverlauf – 
abgewichen bin.  
 
iese Form von Geschichtsschreibung wird „Oral History“ genannt – also „mündlich überlieferte 





meines Wissens bislang an einem treffenden deutschen Begriff fehlt. Oral History bedeutet unter 
anderem, die persönlichen Erinnerungen von Zeitzeugen für die Erforschung zeitgeschichtlicher 
Themen zu nutzen. Solche Zeitzeugen können natürlich auch einstige Politiker mit ihren Erinnerungen 
sein. 
Zu den Vorteilen von Oral History gehört, dass Geschichte mittels Zeitzeugen-Befragung subjektiv 
authentisch und spannend vermittelt, Ereignisse unmittelbar, also lebendig weitergegeben werden 
kann – und so die Kommunikation zwischen den Generationen anregt. Außerdem werden zusätzlich zu 
den übrigen Quellen-Gattungen wie etwa Akten neue Erkenntnisse gewonnen und Lücken im 
bisherigen Geschichtsbild geschlossen.  
Bei Oral History geht es weniger um die objektive oder wissenschaftliche Dokumentation großer 
Geschehen, sondern vielmehr darum festzuhalten, wie verschiedenste Ereignisse ihren Niederschlag 
im Bewusstsein der heute Berichtenden gefunden haben. Natürlich braucht dieses Material 
ergänzende Quellen und Erläuterungen und muss in den Kontext eingebettet werden. Doch diesen 
Kontext zu liefern, würde das Anliegen dieses Buches übersteigen – in diesem Zusammenhang sei auf 
zahlreiche andere Publikationen verwiesen, etwa der Landeszentrale für politische Bildung Thüringen 
LZT und des Thüringer Landtags. 
Natürlich gibt es bei Oral History auch Risiken, und zwar einerseits die Auswahl der Interviewpartner 
als auch die Subjektivität der Aussagen. Bei letzterem Punkt ist somit die Mitarbeit der Leserin und des 
Lesers geboten, mit der eigenen Lebens-Erfahrung und dem eigenen Wissen die Aussagen der 
Gesprächspartner einzuordnen, also darauf zu achten, was wie gesagt – und auch was nicht gesagt 
wird. Tun Sie sich daher bitte den Gefallen und leisten Sie sich Ihre Meinung! 
Erwähnt sei noch, dass sämtliche Gesprächspartner das Recht hatten, diese oft doch sehr 
persönlichen Interviews zu autorisieren – also Missverständliches umzuformulieren, Absätze 
umzustellen und auch Sätze oder Passagen zu streichen. Dieses Angebot wurde rege genutzt. 
Offenbar war es für die meisten eine unerwartete Erfahrung, die eigenen Aussagen aus einem trauten 
Zweier-Gespräch gedruckt vor sich sehen. Vielen wurde offenbar dann erst klar, dass ihre Aussagen 
mit der Veröffentlichung in diesem Buch ein dauerhaftes Gewicht erhalten, das weit größer ist als das 
der meist schnell vergänglichen Worte in der Tagespresse – nichts ist bekanntlich so alt wie die 
Zeitung von gestern.  
Unerwartet für mich als Autor war, dass auch viele Jahre nach dem Abschied von der Berufs-Politik 
noch etliche Zusammenhänge der allgemeinen Öffentlichkeit verborgen bleiben sollen – so manche 
Aussage, die in den Vier-Augen-Gesprächen vom Mikrofon meines Aufnahmegerätes festgehalten 
wurde, fehlt in diesem Buch auf Wunsch der betreffenden Personen. Manche machten gar ihre 
Zustimmung zur Veröffentlichung ihres Gesprächs von der Streichung der ihnen später missliebig 
erscheinenden Stellen abhängig. Ich bedauere dies, halte mich jedoch an meine vorab gegebene 
Zusage, auch solche – subjektiv sicher zu erklärenden – Entscheidungen zu respektieren. Allerdings 
wäre jedoch auch der Schluss falsch, dass diese Art von Selbst-Zensur zu wesentlichen thematischen 
Akzent-Verschiebungen geführt hätte. 
Abschließend möchte ich sagen, dass ausnahmslos alle Gespräche für mich eine große Bereicherung 
gewesen sind – und ich hoffe, dass es die interessierte Leserschaft mit dem vorliegenden Buch 
genauso erlebt, das ein neuer Mosaikstein für ein vielschichtiges Thüringen-Bild sein möge.  
 
er Thüringer Landtag hat in den Oktober-Tagen 2005 sein fünfzehnjähriges Jubiläum gefeiert. In 
diesen anderthalb Dekaden haben sich in allen Bereichen des öffentlichen, gesellschaftlichen und 
privaten Lebens für alle Menschen in Thüringen zahllose Veränderungen ergeben, von denen viele 
auch auf den ersten neugewählten Thüringer Landtag zurückgehen, dessen Abgeordnete im Zeitraum 
von 1990 bis 1994 mit 188 Gesetzen zweifellos den Großteil für das Fundament des Freistaats in 
seiner heutigen Form gelegt haben. Jenes 15-jährige Jubiläum nahm die Landeszentrale für politische 
Bildung Thüringen (LZT) zum Anlass, einstige Abgeordnete aller in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 im 
Landtag vertretenen Fraktionen zu einer Podiumsdiskussion einzuladen. Ich möchte Sie als Einstieg in 
die Thematik zunächst einladen, den Wortlaut dieser Gesprächsrunde zu lesen – als eine erste 




Podiumsdiskussion „15 Jahre Thüringer Landtag“ 
als Bestandteil der Tages-Veranstaltung „Lernort Landtag“ der Landeszentrale für 
politische Bildung Thüringen (LZT) am 23. Februar 2005 im Thüringer Landtag in Erfurt 
 
Diskussions-Teilnehmer:  
die einstigen Mitglieder des Thüringer Landtags (MdL) 
• Cornelia Nitzpon (PDS),  
• Dr. Gottfried Müller (CDU),  
• Helmut Rieth (Ex-SPD) und  
• Gerhard Wien (Grüne – Demokratie Jetzt). 
 
Als Vertreter der damaligen FDP-Fraktion war Dr. Jürgen Bohn eingeladen, der jedoch kurzfristig seine 
Teilnahme abgesagt hatte.  
 
Moderation:  
• Holger Zürch, Freier Journalist und Autor 
• Eva Müller, Referentin der LZT 
 
Eva Müller: Meine Damen und Herren, willkommen zu unserer Veranstaltung. Wir hatten in 
Thüringen 1990 die Situation, dass fünf Parteien als Fraktion im Thüringer Landtag vertreten waren. 
Wir haben daher einstige Landtagsabgeordnete als Vertreter aller damaligen Fraktionen eingeladen. 
Leider hat Dr. Jürgen Bohn kurzfristig abgesagt, so dass die FDP in dieser Runde heute nicht vertreten 
ist. 
Herr Zürch, Sie sind heute unser Moderator dieser Podiumsdiskussion, da Sie sich mit dem Thema 
„Parlamentarismus in Thüringen“ ganz gut auskennen und dazu ein Buch veröffentlicht haben. Warum 
haben Sie es geschrieben? Was war Ihre Intention damals? 
Holger Zürch: Angefangen hat es mit einem Kontakt zur LZT aufgrund meines ersten Buches 
„Florettstich Bumerang Rohrkrepierer“ 1, in dem es um Zwischenrufe im ersten Thüringer Landtag 
geht. Die LZT fand das Thema interessant und bot mir an, dazu drei Veranstaltungen gemeinsam mit 
Landtagsabgeordneten aus dieser Zeit durchzuführen. Diese fanden dann in Erfurt, Jena und Suhl 
statt.  
Irgendwann kam mir als freiberuflicher Journalist die Idee, wie man Thüringens Landtagspolitik 
transparenter darstellen könnte, so dass es für die Bürgerinnen und Bürger des Freistaates deutlicher 
wird, was da in Erfurt gemacht wird.  
Mir war schnell klar, dass ich dafür am besten einstige Abgeordnete befragen sollte. Von den knapp 
70 Ehemaligen, die es bis 2001 bereits gab, haben dann auf meinen Rundbrief zwei Dutzend ihre 
Bereitschaft zu ausführlichen Gesprächen 2 gegeben.  
Ich schlage vor, dass wir die Runde jetzt eröffnen, indem sich die Zeitzeugen – die eine Dame und die 
drei Herren – zunächst selbst vorstellen. Frau Nitzpon, Sie haben das Wort. 
 
Cornelia Nitzpon: Mein Name ist Cornelia Nitzpon, ich bin 42 Jahre alt. Ich bin 1990 als Parteilose 
über die Linke Liste – PDS in den Landtag gekommen. Ich war Mitglied der Freien Deutschen Jugend, 
die sich 1990 neu gegründet hatte. Die Linke Liste war damals eine Listenvereinigung von PDS, Freier 
Deutscher Jugend, den „Nelken“ und Vereinigter Linke. Ich war auf Listenplatz Fünf, und wir sind mit 
neun Abgeordneten in den Landtag eingezogen.  
                                                 
1 Holger Zürch: Florettstich, Bumerang, Rohrkrepierer. Zwischenrufe im Thüringer Landtag 1991 – 1993. Der 
Andere Verlag, Osnabrück 2001. ISBN 3-935316-26-7. 
2 Anmerkung des Autors: Diese Gespräche sind die Grundlage für das vorliegende Buch. 
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Bis zum vorigen Jahr war ich Abgeordnete und habe entsprechend einem Parteibeschluss, dass drei 
Wahlperioden für Abgeordnete genug sind, auf eine erneute Kandidatur verzichtet. Ich habe mich 
übrigens als einzige Abgeordnete an diesen Beschluss gehalten. Nach der Wahl war ich drei Monate 
arbeitslos und bekam Übergangsgeld. Seit 1. September 2004 bin ich Geschäftsführerin der PDS-
Landtagsfraktion.  
Von Beruf bin ich Pionierleiter und war 1990 zum Zeitpunkt der Wahl Pressesprecherin des FDJ-
Landesverbandes Thüringen.  
In der ersten Wahlperiode war ich für meine Fraktion zuständig für Jugendfragen, Bildung und Sport, 
in der zweiten für Bildung und Sport und in der dritten für Familienfragen und den Petitionsausschuss. 
Aktiv in der Politik bin ich als Stadträtin und als ehrenamtliche Beigeordnete für Sport hier in Erfurt 
sowie als Vorstand der Thüringer Sportjugend. 
 
Dr. Gottfried Müller: Ich bin jetzt fröhlicher Rentner und in einem Alter, in dem man nicht mehr 
ganz genau weiß, ob das, woran man sich erinnert, wirklich passiert ist – oder ob man nur denkt, es 
sei so gewesen. Dies nur als ein Signal, vorsichtig zu sein mit Aussagen von Zeitzeugen – ich bin da 
äußerst skeptisch, vor allem mit mir selbst. 
Ich bin damals in die Politik geraten, weil ich zusammen mit anderen 1989 den so genannten „Brief 
aus Weimar“ verfasst habe, der letztlich zur Reform in der DDR-CDU geführt hat. Zuvor war ich 
Minister im Kabinett von Lothar de Maiziere, also zur Zeit der ersten und letzten frei gewählten 
Volkskammer, wo es einen enormen Zeitdruck gab. 
Beim ersten Landtag gab es diesen Zeitdruck auch – er war sehr fleißig. Es ging darum, das wieder 
neu entstandene Land Thüringen auf ein Fundament zu stellen, die notwendigen gesetzlichen 
Regelungen zu treffen, die Institutionen und Strukturen im Land zu schaffen. Der erste Landtag war 
also sehr beschäftigt – und hat dabei gar nicht gemerkt, dass er zu wenig Kompetenzen hatte. So 
lautet jedenfalls heute die Klage mit Blick auf die Bundespolitik.  
Ich durfte damals vier Jahre diesem ersten Landtag vorstehen. Es war so, dass die Abgeordneten im 
parlamentarischen Betrieb ungeübt waren. Sie kamen ja nicht aus einer politischen Karrriere heraus, 
wie das heutzutage der Fall ist, sondern sie kamen aus den unterschiedlichsten Berufen und mussten 
das parlamentarische Geschäft erst lernen.  
Wir hatten einen kleinen Stamm von so genannten „Volkskameraden“ – das waren die, die 1990 aus 
der Volkskammer gekommen waren. Es waren zwölf, wenn ich mich recht erinnere. Die hatten schon 
ein bisschen Ahnung, was eine Geschäftsordnung ist und wie es so im Landtag läuft, und waren so 
eine gewisse Stütze des Geschäftes. Die anderen mussten das erst lernen. Aber das hatte auch den 
Charme und den Reiz, dass dadurch nicht schon so eine parlamentarische Betriebsblindheit herrschte, 
die man dann mit zunehmender Zeit beobachten konnte.  
1994 bin ich gegen Herrn Dr. Schuchardt von der SPD im Wahlkreis Jena-Ost unterlegen. Wenn ich 
das heute betrachte, war das auch kein Wunder. Es war vermessen von mir, gegen den 
Spitzenkandidaten der Thüringer SPD dort anzutreten, tat es aber, da ich dort wohne. Ich ahnte 
schon, dass das eine nicht so ganz günstige Konstellation war – andererseits wäre es feige gewesen, 
sich dem zu entziehen. Und ich konnte danach, also nach meiner gescheiterten Wiederwahl, auch 
noch ganz sinnvolle Tätigkeiten ausüben.  
Jetzt bin ich – wie gesagt – glücklicher Rentner. 
 
Helmut Rieth: Ich gehörte zu denen, die learning by doing gemacht haben. Ich komme aus Gotha 
und bin Fachschul-Dozent für Deutsche Sprache und Literatur an der Fachschule für 
Kindergärtnerinnen gewesen. Jedoch wurde ich im Mai 1989 fristlos entlassen und durfte auch nicht 
mehr an einer Schule unterrichten.  
Ich bin dann in diesen politisch heißen Sommer und Herbst 1989 hineingeraten und habe illegal die 
Basisgruppe Gotha der Sozialdemokratischen Partei SDP mitgegründet. Wie Sie vielleicht wissen, hatte 
sich am 7. Oktober 1989 in Schwante bei Potsdam die SDP gegründet mit solchen Leuten wie Markus 
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Meckel, Ibrahim Böhme und anderen. Das war damals noch eine verbotene Partei nach der 
Vereinigung der SPD und KPD zur SED 1946 in der Sowjetischen Besatzungszone.  
Zur Gründung der SDP in der Gothaer Versöhnungskirche waren wir nur zwölf Leute – unter dem 
Dach der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche, das muss man heute auch noch mal betonen, da 
viele das vergessen haben. Ich wurde der erste Sprecher dieser Basisgruppe. Unser Ziel war, politisch 
dorthin zurückzukehren, wo 1875 im „Tivoli“ in Gotha die freiheitlich-demokratische Traditionslinie der 
Sozialdemokratie in Thüringen begonnen hat. 
Wir haben uns damals auch entschlossen, einen SDP-Landesverband Thüringen zu gründen – am 27. 
Januar 1990 wurde dann dieser Traum Wirklichkeit. Wir waren damit unserer Zeit weit voraus, denn 
da war ein Land Thüringen noch nicht wieder in Sicht, da gab es noch die drei DDR-Bezirke Erfurt, 
Gera und Suhl.  
Ich wurde dann in den Kreistag gewählt, wurde ehrenamtlicher Beigeordneter und kam 1990 in den 
ersten Thüringer Landtag. Dort war ich Mitglied des Innenausschusses und des Bildungsausschusses. 
Zu den großen Aufgaben gehörte für mich damals die Kreisneugliederung, also die 
Kommunalgebietsreform.  
Seit 1999 bin ich nicht mehr im Thüringer Landtag. Seit 2000 bin ich am Thüringer Institut für 
Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien in Bad Berka.  
Ich habe 15 Jahre für die SPD Thüringen auf allen Ebenen gekämpft. Aber am 8. Juli 2004 bin ich aus 
der SPD ausgetreten. Die Gründe dafür sind ein Thema für sich und würden hier zu weit führen. 
 
Gerhard Wien: Ich war bis 1995 im Wartburgkreis in Bad Liebenstein zuhause. Bis 1990 war ich in 
Bad Salzungen als Lehrer tätig. Aufgrund des Umstands, dass ich etwas aus der Volksbildung 
herausgedrängt worden war, bin ich viele Jahre auch im kirchlichen Bereich in Ausbildungsstätten 
beruflich tätig gewesen. Mir hat das geholfen, etwas von den demokratischen Spielregeln – wie etwa 
Geschäftsordnung und ähnliches – bereits damals kennenzulernen. Solche Strukturen waren im 
Bereich der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche durchaus üblich bis in die Ebene der Kreissynoden 
und Gemeindekirchenräte.  
Ich habe im Herbst 1989 in Thüringen, und zwar zunächst im Wartburgkreis, „Demokratie Jetzt“, eine 
Gruppierung der Bürgerbewegung, mitgegründet. Ich gehörte dann dem Länderrat an, dem zentralen 
Gremium von „Demokratie Jetzt“. Vielleicht erinnert sich die eine oder der andere noch an Namen wie 
Wolfgang Ullmann, Hans Jürgen Fischbeck und Konrad Weiß – die standen bei uns an der Spitze.  
Auf der Wahlliste von  „Neues Forum/Bündnis 90/Demokratie Jetzt“ stand ich auf Platz Drei und bin in 
den Landtag gewählt worden. Wir hatten damals 6,5 Prozent der Stimmen erhalten. 
Ich war 1994 zusammen mit Christine Grabe von den Grünen Spitzenkandidat unserer 
Listenvereinigung. Wir sind dann aber mit 4,5 Prozent der Stimmen an der Fünf-Prozent-Hürde 
gescheitert, und seitdem sind wir nicht mehr im Thüringer Landtag.  
Anmerken möchte ich noch: Als wir in den Landtag kamen, hatten wir keine Parteistruktur. Das hatte 
Vorteile, aber auch erhebliche Nachteile. Die Bürgerbewegten kamen mit der Hoffnung aus dem 
Herbst 1989 und Frühjahr 1990, die Elemente der direkten Demokratie zu verfechten und zu stärken. 
Das war so etwas wie ein – heute würde man sagen – plebiszitäres Klima, aber nur in Randgruppen 
der Gesellschaft. Das Ganze war basisdemokratisch strukturiert mit großen Vorteilen, aber auch dem 
Nachteil, sehr schwerfällig zu wirklich bindenden und tragfähigen Beschlüssen zu kommen. Wir selbst 
haben dafür sehr viel Lehrgeld gezahlt. Wir hatten immer den Spagat auszuhalten zwischen direktem 
bürgerlichen Engagement und dem Wunsch nach Umsetzung der vielfältigen Entwürfe von 1989/1990 
auf der einen Seite und der erforderlichen Geschlossenheit in der Fraktion in dieser repräsentativen 
Demokratie auf der anderen Seite. Wir wollten als Korrektiv, Ausrufe- oder auch Fragezeichen in 
diesen Strukturen in Erscheinung treten. 
Ich selbst habe damals im Landtag in den Ausschüssen für Bildung und Wissenschaft mitgearbeitet. 
Jetzt bin ich in der so genannten Freistellungsphase der Altersteilzeit. Ich habe insgesamt fast 40 




Holger Zürch: Sie haben es gemerkt: Aus der Vorstellungsrunde ist bereits mehr geworden. Wir sind 
sozusagen im fließenden Übergang.  
Die erste Frage an Frau Nitzpon: Am 21. Oktober 2005 ist es ja 15 Jahre her, dass der Thüringer 
Landtag hier in diesem Haus erstmals zusammengetreten ist. Wie haben Sie die ersten Monate als 
Abgeordnete erlebt? Was für Erinnerungen haben Sie an diese Zeit? 
 
Cornelia Nitzpon: Ehrlich gesagt, ich hatte überhaupt keine Vorstellung, was mich erwartete. Die 
konstituierende Sitzung fand ja eine Woche zuvor im Deutschen Nationaltheater in Weimar statt. Und 
hier in Erfurt wurde begonnen mit der Wahl des Landtagspräsidenten Dr. Müller. Und da hat meine 
Fraktion aus dem Bauch heraus entschieden, mich mit meinen damals 26 Jahren als zweitjüngste 
Abgeordnete im Landtag – die jüngste war Frau Stieberitz von der FDP – als Vizepräsidentin 
vorzuschlagen.  
Als ich dann am Rednerpult stand und mich vorstellen sollte, wusste ich vor Aufregung gar nicht, was 
ich sagen sollte. Es war ganz schlimm. Diese Aufregung am Rednerpult hat mich übrigens die ersten 
vier Jahre stets begleitet – die verschwand erst in der zweiten Wahlperiode. Sie war so groß, dass ich 
jedes Mal vor einer Rede im Landtag eine ganze Woche nicht mehr schlafen konnte. Ab 1994 waren 
dann die Angriffe gegen uns aus den anderen Fraktionen nicht mehr so schlimm wie in den ersten 
Jahren.  
Die Arbeit im Landtag war vollkommen anders als das, was ich zuvor gemacht hatte – und meine 
Berufserfahrung war ja auch seit 1984 noch nicht so groß. Und wie viel Arbeit vor uns Parlamentariern 
lag – auch zwischen den Landtagssitzungen – konnte ich mir damals nicht vorstellen.  
Heute sind die Landtagssitzungen nur noch ein verbaler Austausch, und die eigentliche Arbeit wird ja 
in den Ausschüssen und in den Vorbereitungen auf die Ausschüsse getan. Ich war mit Herrn Wien im 
Bildungsausschuss, und wir hatten erst ein vorläufiges Schulgesetz und danach erst das endgültige. Es 
war unwahrscheinlich viel an Arbeit. Unsere Fraktion hatte ein eigenes Schulgesetz entworfen, und 
damit bin ich dann in jedem Thüringer Kreis unterwegs gewesen und habe es mit Lehrern, Eltern und 
Schülern diskutiert.  
Es gab auch Landtagssitzungen wie etwa Haushaltsberatungen oder zur Gebietsreform, die bis weit 
nach Mitternacht gingen. Ich erinnere mich an eine, da sind wir früh um 03.30 Uhr aus dem Landtag 
gegangen – und um 09 Uhr ging es schon weiter. Das sind Erfahrungen, die ich in den 
zurückliegenden Jahren als Abgeordnete zum Glück nicht noch einmal durchleben musste. Das 
verhindern jetzt entsprechende Regelungen wie die, dass nach 19.30 Uhr und am letzten Sitzungstag 
um 18.00 Uhr kein neuer Tagesordnungspunkt begonnen werden darf. Das Pensum anfangs war – so 
mein Gefühl – viel größer gewesen als in den Jahren später. 
 
Holger Zürch: Frau Nitzpon, lassen Sie mich folgendes ergänzen: Ich habe die Daten der einzelnen 
Landtagssitzungen von 1990 bis 1994 in meinem Buch „Florettstich Bumerang Rohrkrepierer“ 
statistisch ausgewertet.  
Es gab damals 125 Landtagssitzungen. Die kürzeste war 16 Minuten lang, als Ministerpräsident Dr. 
Bernhard Vogel sein Kabinett ernannt hat. Die längste jedoch – und damit bestätigt sich das, was Sie 
gerade gesagt haben – dauerte 15 Stunden und 16 Minuten. Vier von zehn Sitzungen dauerten länger 
als neun Stunden. Die gesamte Sitzungszeit umfasste 23 Wochen, drei Tage, eine Stunde und 36 
Minuten – oder anders gesagt fast ein komplettes halbes Jahr. In dieser ersten Thüringer Wahlperiode 
sind 192 Gesetze verabschiedet worden. 
Herr Wien, wie haben Sie erlebt, selbst am Rednerpult zu stehen? Ging es Ihnen ähnlich wie Frau 
Nitzpon? 
 
Gerhard Wien: Es wäre vermessen zu sagen, mir fiel das leichter. Natürlich war ich aufgeregt. Aber 
ich hatte meinen Schülern stets gesagt: „Aufregung im richtigen Maß befördert die Leistung und die 
Konzentrationsfähigkeit.“ Ich habe das doch als riesige Verantwortung in Erinnerung. Wir hatten ja 
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monatelang davon geredet, was Parlament heißt, nämlich „Ort der Aussprache“, um für Vereine, 
Verbände, Initiativen und Bürger mit Sprache deren Interessen kundzutun.  
Es war zugleich eine Gunst der Stunde, ein großes Glücksgefühl – nämlich das, was ich über 
Jahrzehnte in Radio und Fernsehen verfolgt hatte aus dem Geschehen im Bundestag und den 
Landtagen der Bundesrepublik, jetzt selbst umsetzen zu können, mitmischen zu dürfen, Standpunkt zu 
beziehen und Dinge zu erläutern. Das war eine riesige Herausforderung, die – wie Frau Nitzpon es 
sagte – unheimlich viel Arbeit erforderte.  
Ich kann heute sagen: Diese vier Jahre im Landtag waren mit großem Abstand meine 
anstrengendsten Berufsjahre. Bei uns gab es in der Fraktion ja auch nur sechs Abgeordnete, und so 
verteilten sich die Aufgaben, die zu erledigen waren, auf wenige Schultern. Und das, was an Material 
man zusammengetragen hatte im Ausschuss, im Plenum und aus den Zuarbeiten der Fraktions-
Mitarbeiter, dann zur Geltung zu bringen, das war alles andere als einfach. 
Die erste Sitzung war feierlich, mit Sicht von heute sogar ein bisschen komisch. Zum Beispiel wollten 
wir ja mit Siegfried Geißler den Landtagspräsidenten stellen. Das war so eine Geste. Also die 
Bürgerbewegung lebte viel davon, öffentlichkeitswirksame Aktionen zu machen. Das hatten wir uns 
natürlich ein bisschen von den West-Grünen abgeschaut und verinnerlicht. Dabei ging es jedoch nicht 
um Klamauk, sondern schon um die Sache.  
Was mir sehr, sehr schwer gefallen ist: Im Landtag einer Front von Misstrauen und Missachtung 
gegenüber zu stehen. Das fing frühzeitig an – schon am Runden Tisch auf Bezirksebene nach den 
Volkskammerwahlen im März 1990. Dieses Gefühl würde ich mit den Worten beschreiben: „Wir 
brauchen euch Bürgerbewegte nicht, weg mit euch! Jetzt geht es nicht mehr um Konsens, jetzt gelten 
Mehrheiten. Und wir haben den Auftrag.“  
 
Holger Zürch: Herr Wien, können Sie das mit ein, zwei Beispielen belegen? Misstrauen und 
Missachtung – das sind doch schon sehr starke Begriffe. 
 
Gerhard Wien: Das war das Klima in den Ausschüssen, das waren Zwischenrufe.  
Wir hatten uns natürlich intensiv auf die Arbeit in den Ausschüssen vorbereitet. So wollten wir 
beispielsweise beim Bildungsgesetz Dinge geltend machen, von denen wir überzeugt waren, das sie 
richtig und notwendig waren. Wenn wir das dann vortrugen, war die Reaktion Gleichgültigkeit oder ein 
müdes Lächeln. Ganz ganz selten kam es mal vor, dass man sagte, darüber könne man mal 
nachdenken. Eigentlich war sofort die Koalitions-Bank dabei, den angeblichen Irrsinn und Aberwitz 
dieser Vorschläge zu geißeln. Und dann wurde abgestimmt – und das Ergebnis war stets Sechs zu Vier 
gegen unsere Ideen. 
 
Helmut Rieth: Ich gehörte damals auch zu den Vieren, die überstimmt wurden. 
 
Holger Zürch: Herr Rieth, nehmen wir das Beispiel Bildungsgesetz. Sie waren damals auch in diesem 
Ausschuss aktiv. Vielleicht könnten Sie uns daran erläutern: Wie wird aus verschiedenen Entwürfen 
zum Schluss ein Landesgesetz? 
 
Helmut Rieth: Das Thüringer Schulgesetz war aus meiner Sicht das erste große Gesetz, was den 
Landtag sehr tiefgründig, ausführlich sowie mit viel Emotionen und Engagement durchlaufen hat. 
Vieles, wie etwa die Idee der acht Jahre gemeinsamen Lernens, wurde damals mit Totschlag-
Argumenten wie „Das ist doch wieder die DDR-Einheitsschule“ hart bekämpft – es kam leider nicht zu 
weiterführenden inhaltlichen Diskussionen.  
Aber oder dennoch – das muss ich fairerweise sagen – gab es damals noch eine gewisse Bereitschaft 
zur Konsensbildung zu spüren. Bleiben wir beim Schulgesetz. Die Debatte im Parlament ging bis spät 
in die Nacht, es wurde über letzte Änderungsanträge abgestimmt. So wurde beispielsweise die 
finanzielle Förderung der Schulspeisung als Bestandteil dieses Gesetzes noch während der Debatte 
von den Oppositionsfraktionen thematisiert und ins Plenum eingebracht. Da waren die Damen und 
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Herren der Regierungskoalition zu später Stunde nicht mehr ganz vollzählig im Plenarsaal zugegen, es 
kam zur Abstimmung – und die Opposition hatte die Mehrheit! Damit stand die Schulspeisung im 
Gesetz. 
Oder noch ein anderes Beispiel zum gleichen Gesetz: Ursprünglich sollten nur die Lehrerinnen und 
Lehrer als Landesbedienstete eingestuft werden. Wir haben daraufhin im Ausschuss die Frage 
aufgeworfen, was denn mit den Erzieherinnen und Erziehern sei, die könne man doch nicht einfach 
vergessen. Wir stellten also den Antrag, sie im entsprechenden Paragraphen ebenfalls als 
Landesbedienstete zu einzustufen. Für uns überraschend erhielt dieser Antrag die Mehrheit im 
Ausschuss. Vier Wochen später hatte der Finanzminister ein großes Problem, da er auf einen Schlag 
fast 3.000 Landesbedienstete mehr auf seinen Gehaltslisten hatte.  
Wenn damals diese Abstimmung anders verlaufen wäre, dann wären die Schulhorte schon damals in 
kommunale Trägerschaft gekommen – und ich behaupte mal kess, da gäbe es heute nicht mehr diese 
Schulhort-Struktur, wie wir sie jetzt noch haben und die über unsere Landesgrenzen hinaus Vorbild-
Funktion hat. 
 
Eva Müller: Mich hat als politisch interessierte Thüringerin in der ersten Wahlperiode sehr der 
Umgang miteinander im Parlament gestört – vor allem der Umgang mit der PDS und deren 
Abgeordneten als demokratisch gewählten Volksvertretern. Mich hat damals geschockt, dass wenn ein 
Abgeordneter der PDS ans Rednerpult ging viele Abgeordnete anderer Fraktionen den Plenarsaal 
verließen. Andersherum war es oft genauso. Und ich habe gedacht, das könne nicht das 
demokratische Miteinander sein, um für das Land etwas zu erringen.  
Ab der zweiten Legislaturperiode hat es sich dann anders gestaltet, aber dieser erste Umgang war für 
mein Empfinden sehr sehr schwierig und entsprach nicht einem angemessenen parlamentarischen 
Verhalten. Was können Sie aus Ihrer damaligen Position als Abgeordnete dazu sagen? 
 
Dr. Gottfried Müller: Es war ja ein grundsätzliches Problem damals, vom Runden Tisch zur 
parlamentarischen Demokratie zu gelangen. Plötzlich ging es um die Verwirklichung unterschiedlicher 
demokratischer Konzepte seitens der Parteien. Und da ist in dem Bemühen, ein eigenes Parteienprofil 
herauszubilden und sich abzugrenzen von den anderen, da ist zum Teil auch überzogen worden – das 
habe ich auch so gesehen. Das war sicher manchmal menschlich schwer zu verkraften.  
Aber da musste man durch. Denn Parteiendemokratie besteht darin, dass Teilmeinungen zur Geltung 
gebracht werden, um Mehrheiten gekämpft wird – und die Mehrheit entscheidet dann.  
 
Cornelia Nitzpon: Ich hatte es vorhin schon angedeutet. Mir ist es damals richtig schwer gefallen, 
weil es richtige verbale Angriffe gab. Das ging soweit, dass unser Abgeordneter Klaus Höpcke mit 
Joseph Goebbels verglichen wurde.  
Ich kann mich noch an die Abschluss-Reden zum endgültigen Schulgesetz erinnern. Das ging so weit, 
dass ich kaum reden konnte, weil mir nur Zwischenrufe – teilweise übelster Art – 
entgegengeschleudert wurden. Das ist im Protokoll nachzulesen. Damit lässt sich schlecht umgehen. 
Es war nicht einfach und hat mir mitunter auch körperliche Schmerzen bereitet. Das war natürlich 
nicht bei jedem Tagesordnungspunkt so, sondern nur bei den politisch brisanten.  
Herr Dr. Müller, damals habe ich die Stunden neben Ihnen als Landtagspräsident genossen, weil man 
sich da auch mal nett unterhalten konnte und aus dem Hexenkessel raus war.  
Die Angriffe heute sind keine Angriffe in dem Sinne mehr – die Zeit hat sich wirklich gewandelt. Wir 
sind inzwischen anerkannt, wir sind gemeinsam mit der SPD Opposition, mit der es Abstimmungen 
gibt. Das wäre für die erste Wahlperiode undenkbar gewesen. 
 
Holger Zürch: Frau Nitzpon, ich nutze die Gelegenheit und zitiere aus meinem Buch „Florettstich 
Bumerang Rohrkrepierer“ einige Zwischenrufe aus den Plenarprotokollen, die von Vertretern aller 
Fraktionen stammen: „Jetzt hören Sie aber auf.“ „Die Mehrheit hat keinen Anspruch auf Wahrheit.“ 
„Das ist ja unerhört.“ „So ein Schwachsinn, der Untergang des Abendlandes.“ „Sie sind ein 
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Demagoge.“ „Das glauben Sie wohl selber nicht.“ „Da werden Sie nicht einmal rot dabei.“ „Sie haben 
immer noch nicht begriffen, was Demokratie ist.“ 
 
Gerhard Wien: Frau Nitzpon, ohne irgendwelche verbalen Ausfälle hier relativieren zu wollen: Mit 
Klaus Höpcke, mit dem ich privat ein korrektes und gutes Verhältnis hatte, war jemand in Ihrer 
Fraktion, der die alte DDR auf einem bestimmten Gebiet der Kulturpolitik repräsentierte, und das 
konnte von dem einen oder der anderen Abgeordneten nicht einfach so weggesteckt werden. Herr 
Höpcke hat vieles im Bereich der Literatur in der DDR getan, was nicht zu Ihrer Beförderung oder 
Befreiung beigetragen hat. Sicher kann man geltend machen, dass er manche Dinge hat verhindern 
oder vermeiden können – aber auch das andere kann man auflisten.  
Für meine Fraktion war es zum Teil auch schwierig, in Ausschüssen Positionen von Persönlichkeiten – 
meistens von der Regierungsbank – entgegen zu nehmen, die mit dem tatsächlichen Leben in der 
DDR nichts anzufangen, aber zugleich sehr schneidig aufzutreten  wussten. 
 
Frage aus dem Publikum: Mich würde interessieren, wie Sie für sich den Spagat zwischen der 
eigenen Meinung und dem Fraktions-Interesse, den Parteizwang gemeistert haben. Und zum 
Stichwort Diäten: Wie war es für Sie als Parlamentarier, über den eigenen Verdienst mitzubestimmen? 
 
Cornelia Nitzpon: Bei uns gab es noch nie Zwang in der Fraktion – und damals schon gar nicht, weil 
wir ja aus fünf verschiedenen Organisationen und Parteien stammten. Somit hat jeder entsprechend 
seines Gewissens gestimmt.  
Natürlich gab es Absprachen – keine Frage. Und wir hätten uns nicht zu einer Listenvereinigung 
zusammengeschlossen, wenn wir nicht in den Grundfragen die gleichen Intentionen gehabt hätten. 
Dazu ein lustiges Beispiel: Ich war in der ersten Wahlperiode auch für Medienfragen zuständig, und 
damals ist das Rundfunk-Gesetz beschlossen worden. Obwohl wir uns vorher alle abgestimmt hatten, 
habe ich dazu einen Redebeitrag gehalten – und dann haben alle acht anderen Abgeordnete meiner 
Fraktion anders gestimmt als ich! Vielleicht ja, weil sie von Redebeiträgen anderer Abgeordneter 
überzeugt wurden. Ich glaube, so etwas würde es heute aber nicht mehr geben. Also wenn man sich 
in eine Richtung einigt, bleibt es dabei. 
Ich habe in den vergangenen Jahren auch gelegentlich anders gestimmt als meine Fraktion, wenn ich 
anderer Auffassung war. 
Mit den Diäten können Sie sich folgendes vorstellen: Damals gab es monatlich 4.900 D-Mark brutto, 
die dann quartalsweise wie bei Selbständigen zu versteuern waren. Der Landtag wurde ja im Oktober 
1990 gewählt, und am ersten Dezember gab es das erste Mal Geld. Als ich mit meinen 26 Jahren den 
für mich riesigen, unvorstellbaren Betrag für anderthalb Monate sah, hat mich das fast umgehauen. 
Ich muss dazu sagen, in meiner gesamten Familie hat nie wieder jemand so viel Geld verdient wie ich 
damals. Mein Bruder ist Sozialhilfeempfänger, meine Mutter hat uns Kinder erzogen und nach der 
Wende keine Arbeit mehr gefunden. Heute ist sie Rentnerin und bekommt 178 Euro Rente. Ich habe 
daher von dem Verdienst auch meine Familie unterstützt. 
 
Holger Zürch: Herr Rieth, ist Politik ein lohnendes Geschäft? 
 
Helmut Rieth: Ein  lohnendes Geschäft? Herr Wien hat es ja vorhin beschrieben, was für ein arbeits- 
und zeitaufwändiges Dasein das war und welche Kraft man da hineinstecken musste damals in der 
ersten Wahlperiode. Die Intensität war jedenfalls enorm hoch, weil man ja überall zugleich sein 
musste – im Wahlkreis, im Landtag, in den verschiedensten Gremien.  
Also wenn man es heute im wirtschaftlichen Sinne hochrechnet im Vergleich von Aufwand und 
Nutzen, dann ist das kein lohnender Job – das muss man ganz deutlich sagen. Ich will jetzt gar nicht 
die Dinge klein reden, die mit den Diäten zu tun haben. Doch wenn ich den Verdienst vergleiche – 
heute ist es so, dass das Gehalt des Direktors eines Gymnasiums mit der Grundvergütung eines 
Landtagsabgeordneten gleich gestellt ist – , stellt sich mir die Frage: Ist das, was ein Sparkassen-
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Direktor hat oder was in der Wirtschaft verdient wird, in ein Verhältnis zu setzen mit dem, was ein 
Abgeordneter an Diäten bekommt?  
Ich habe da meine Zweifel, dass stets die Politiker als Raffkes dargestellt werden. Sie kennen doch 
das Sprichwort „Was nichts kostet, ist nicht wert“. Und ich weiß auch von vielen anderen Berufen, was 
dort verdient wird.  
Wer sich für eine Wahlperiode zur Wahl stellt, gewählt wird und aber nicht weiß, wie geht es danach 
weiter, dann ist es für denjenigen schon ein schwieriges Spannungsfeld.  
 
Frage aus dem Publikum: Wie fühlt man sich dabei, wenn man – wie Sie in der ersten Wahlperiode 
– über seinen eigenen Verdienst mitbestimmt? 
 
Dr. Gottfried Müller: Sehr schlecht, denn das ist kein Privileg, in eigener Sache entscheiden zu 
müssen – gerade in so einer kitzligen Sache. Ich habe das immer als eine gewisse Verdammnis 
empfunden, in der wir Parlamentarier steckten. Das Bundesverfassungsgericht in seiner übergroßen 
Weisheit hat das allerdings schon in den 1970er Jahren festgeschrieben, dass die Parlamente dies in 
eigener Sache regeln müssen. Das ist eigentlich – wenn Sie es rein psychologisch-menschlich sehen – 
eine Überforderung, wenn man in Gelddingen selbst zu entscheiden hat. 
Richtig ist – wie eben schon gesagt – zu sehen, wie vergleichbare Gehälter in der Gesellschaft 
aussehen. Ich war natürlich auch dauernd mit der Presse im Clinch und habe bis heute immer wieder 
gesagt: „Leute, regt euch mal nicht so auf, wie die Diäten zustande kommen, sondern sagt doch mal, 
was angemessen ist. Ihr seid doch Volkes Stimme und die vierte Gewalt im Staat, was meint ihr denn, 
was die Arbeit eines Landtagsabgeordneten wert ist?“ Aber da drücken sie sich, weil dann könnte man 
nicht mehr demagogisch arbeiten, wenn man das im Vergleich sieht. 
Wir haben den historischen Versuch gemacht, der leider – wie ich gestehen muss – auch gescheitert 
ist, eben nicht in eigener Sache zu entscheiden, sondern die Diätenfestlegung an einen Index zu 
binden. Also automatische Anpassung – nach oben oder nach unten – entsprechend der Entwicklung 
dieses Einkommens-Index im Lande Thüringen. Ich halte das auch heute noch für eine gute 
Überlegung und hatte da am Anfang auch die Presse auf meiner Seite. Die fanden das hervorragend, 
und auch Herr Dr. Schuchardt hatte das von Seiten der SPD unterstützt.  
Man hat vielleicht anfangs – das ist auch passiert – den Sockelbetrag zu hoch angesetzt. Mittlerweile 
gab es mehrere Male in Folge eine Aussetzung der Erhöhung seitens des Landtages, so dass sich das 
wohl inzwischen relativiert hat. 
 
Gerhard Wien: Ich möchte zum Stichwort „Diäten“ noch folgendes sagen: Das Wort ist ja so 
furchtbar. Was sind eigentlich Diäten? Es ist ganz hart erarbeitetes Geld. Ob zuviel oder zuwenig – das 
mag dahin gestellt sein.  
Ich hatte mein erstes erschütterndes Erlebnis nicht bei der Höhe der Abgeordneten-Diäten, sondern 
ganz woanders. Wir hatten in der Wendezeit eine eigene Zeitung gemacht im Wartburgkreis mit 
einem gelernten Journalisten. Der hat dann im Januar 1990 ein Angebot von der Fuldaer Zeitung 
bekommen. Als er uns gesagt hat, was er dort verdient, sind wir bald auf den Rücken gefallen. Doch 
so etwas wird nicht thematisiert. Es fragt auch keiner danach, was namhafte Journalisten etwa bei 
den Thüringer Zeitungen verdienen – das ist ja auch zweitrangig.  
Es soll allerdings auch nicht ein Ausreißer mit dem anderen gerechtfertigt werden, das sage ich auch. 
Wir hatten damals ein leicht schlechtes Gefühl als Bürgerbewegte, die wir von Geburt an auf 
Bescheidenheit geeicht sind. Wir haben daher einen Ökologie-Topf eingerichtet und haben da als 
Abgeordnete jeden Monat freiwillig viel Geld hineingegeben – und da kamen einige Tausend D-Mark 
zusammen. Um das Geld konnten sich Initiativen aus unserem Spektrum bewerben, jeweils zwischen 
500 und 1.000 D-Mark.  
 
Frage aus dem Publikum: Wenn man sich heute so das Geschehen im Landtag ansieht, habe ich 
den Eindruck, man fetzt sich weniger als in den Anfangsjahren und es ist mehr so eine Show-
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Veranstaltung. Sind die Handlungsrahmen jetzt viel enger gesteckt – nicht zuletzt durch die von Seiten 
des Bundes vorgegebenen gesetzlichen Regelungen? 
 
Gerhard Wien: Bei unserer Fraktion war es so, dass die zehn Mitarbeiter immer volles Mitstimm-
Recht gehabt haben. Wenn die alle in der internen Standpunkt-Klärung gegen die Meinung der sechs 
Abgeordneten votierten, dann war es sehr schwierig, da im Plenum die andere Meinung vorzutragen.  
Es wurden also Kompromisslinien gefahren, oder es wurde aufgrund der besonderen Verantwortung 
und des Gewissens der einzelnen Abgeordneten entschieden.  
Fraktionszwang gab es bei uns auch nicht – das führte mitunter zu kuriosen Ergebnissen. Wenn man 
das heute im Protokoll nachliest, dass die Fraktion eine Position mehr oder weniger deutlich vertreten 
hat und ihre Zustimmung zu einem Gesetz signalisiert hat – und dann stimmt einer dagegen. Warum? 
Weil man dagegen ist. Das hat es auch gegeben. 
 
Dr. Gottfried Müller: Ja, die Opposition kann sich so etwas leisten. 
 
Frage aus dem Publikum: Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Müller. Wenn ich das recht verstanden 
habe vorhin, waren Sie früher auch in der CDU der DDR, also der Block-CDU, aktiv. Wie gestaltete 
sich die Zusammenarbeit mit der West-CDU nach der Wende? 
 
Dr. Gottfried Müller: Ja, ich war Mitglied der Ost-CDU. Und in die aktive Partei-Politik bin ich 1989 
hineingekommen durch den anfangs erwähnten „Brief aus Weimar“, den Christine Lieberknecht und 
andere zusammen mit mir verfasst haben. Das hat uns nahe an den Ausschluss aus der Ost-CDU 
gebracht – nur lief denen dann die Zeit davon, uns rauszuschmeißen. Gerald Götting, der damalige 
Parteiversitzende, ging dann noch bevor er uns ausschließen lassen konnte.  
Die West-CDU war damals nicht so sehr beglückt über ihre Ost-Kameraden. Volker Rühe, der damalige 
CDU-Generalsekretär, hieß uns nicht gerade willkommen – man sah die Ost-CDU als Belastung an. 
Das Wahlbündnis 1990, die „Allianz für Deutschland“, war nur zur moralischen Verschleierung 
gegründet worden. Da gehörte dann noch der „Demokratische Aufbruch“ und die DSU dazu. Peinlich 
wurde dann, dass der „Demokratische Aufbruch“ mit Wolfgang Schnur gerade besonders belastet war, 
doch das kam eben erst später heraus. Wer auf uns Thüringer Christdemokraten positiv reagiert hat, 
das war der Landesverband Hessen.  
 
Holger Zürch: Abschließend möchte ich gern noch eine Frage loswerden und bitte um eine knappe 
Antwort von allen, die hier Rede und Antwort gestanden haben.  
Lassen Sie uns anlässlich des Jubiläums „15 Jahre Thüringer Landtag“ im Oktober 2005 einen Blick 
voraus werfen: Wie steht es im Jahr 2020 – also nach weiteren fünfzehn Jahren – um den Thüringer 
Landtag? Zugespitzt formuliert: Gibt es dann noch einen Thüringer Landtag? 
 
Cornelia Nitzpon: Den Thüringer Landtag wird es auf jeden Fall in fünfzehn Jahren noch geben, da 
bin ich ganz überzeugt. Er wird vielleicht nicht mehr so viele Gesetze überarbeiten oder erstellen, weil 
mittlerweile schon sehr viele Gesetze auf den Weg gebracht wurden. Und ich denke, die Arbeit wird 
für die Abgeordneten trotzdem oder deswegen auch nicht einfacher sein als jetzt.  
 
Dr. Gottfried Müller: Es wird vielleicht weniger Arbeit zu erledigen sein. Vielleicht geht man auch zu 
einem anderen System über, dass Abgeordnete nicht mehr hauptberuflich tätig sind, sondern ihr 
Mandat neben ihrer Berufstätigkeit ausfüllen. Dann gibt es vielleicht alle Vierteljahre eine Session.  
Die Diätenfrage würde sich damit auch erledigen, denn dann würde einfach der Verdienstausfall 
erstattet – und womöglich noch eine kleine Pauschale dazu. Es könnte übrigens sein, dass dann die 
Gesamtsumme gar nicht so viel niedriger wäre als jetzt die Diät, denn wenn die aus guten Berufen 
kommen, ist für die Entschädigung mehr fällig als jetzt für die Diät.  
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Also ein Parlament, das nebenamtlich geführt wird. Das setzt voraus, dass es im Landtag einen gut 
funktionierenden parlamentarischen Dienst gibt und dass einige Abgeordnete eine doch sehr starke 
Stellung bekommen in einer Art Hauptausschuss, der permanent bereit ist und wirksam die Regierung 
kontrollieren kann.  
Also den Landtag wird es schon noch geben im Jahr 2020. Doch ob es ein Vollzeit-Parlament sein 
wird, das will ich mal in Frage stellen.  
 
Holger Zürch: Herr Rieth, stimmen Sie damit überein? Oder haben wir dann ein Bundesland 
Mitteldeutschland mit einem neuen Parlament – etwa in Leipzig und Halle? 
 
Helmut Rieth: Sie meinen, so etwa nach dem Modell des Mitteldeutschen Rundfunks?  
Ich glaube, wenn wir uns das Europa der Regionen anschauen, wird künftig die Region immer 
bedeutsamer. Denn die Identität der Menschen muss gewahrt und gesichert bleiben. Ein Thüringer 
wird sich immer als Thüringer fühlen, und ein Sachse als Sachse.  
Die Identität der Thüringer ist mehr als tausend Jahre alt und braucht auch eine entsprechende 
staatliche Institution mit Parlament und Regierung. 
Insofern denke ich, dass es den Thüringer Landtag als Institution schon geben wird. Ob allerdings mit 
Vollzeit- oder Teilzeit-Abgeordneten, möchte ich hier nicht prophezeien.  
 
Gerhard Wien: 
Ich halte das heutige parlamentarische Struktur für völlig anachronistisch und hoffe, dass es in 
fünfzehn Jahren nicht mehr die Landtage in Magdeburg, Dresden und Erfurt gibt.  
Ich halte es für überhaupt nicht notwendig, dass weit über 300 Abgeordnete in diesen drei jetzigen 
Landeshauptstädten legislative Verantwortung tragen.  
Ich setze auf die Kraft des Faktischen. Ich denke, die Zeit ist vorbei, kurze Schritte zur Reparation von 
Verschuldung, zur Reparation unserer Sozialsysteme zu machen. Es gilt, die Verantwortung für die 
kommenden Generationen wirklich ernst zu nehmen. Und da wäre es fahrlässig, wie bisher 
weiterzumachen.  
Ein richtiger Schritt wäre aus meiner Sicht das „Freizeit-Parlament“, auch wenn das jetzt ein wenig 
despektierlich klingen mag.  
Aber es ist auch denkbar, dass ein legitimiertes Gremium für die drei Länder in der Mitte Deutschlands 
Verantwortung tragen kann.  
Das ist eine Region im Rahmen des europäischen Einigungsprozesses. Ich bezweifele stark eine 
selbstverständliche Identifizierung mit Thüringen, Sachsen oder Sachsen-Anhalt. Und bei der 
augenblicklichen und künftig weiter wachsenden Mobilitäts-Notwendigkeit ist es aus meiner Sicht 
allenfalls zu befürchten, dass alles so bleibt – aber zu hoffen ist es auf keinen Fall. Ich weiß, dass 
solch eine Meinung ganz unpopulär ist, aber Veränderungen sind notwendig.  
 
Holger Zürch: Wir enden also mit einem kräftigen Kontrapunkt – und genug Stoff zum Nachdenken 
und Weiter-Diskutieren. 
Vielen Dank, Frau Nitzpon! Vielen Dank, Herr Dr. Müller! Vielen Dank, Herr Rieth! Vielen Dank, Herr 
Wien! Vielen Dank an Sie alle im Publikum für das Zuhören und Nachfragen! 
 
Mitschnitt und Verschriftung: Holger Zürch. 
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Dr. Jürgen Bohn (FDP): 
 „Ich frage mich, welche Botschaft heute von Thüringen ausgeht“ 
 
• Dr. Jürgen Bohn, Jahrgang 1959, Diplom-Ingenieur für Umformtechnik, lebt in Bad 
Salzungen. 
• Dr. Bohn arbeitet als Unternehmens-Berater in Erfurt. Er promovierte an der 
Technischen Universität Dresden und arbeitete für das Forschungs-Institut 
„Manfred von Ardenne“. 
• Er  war Abgeordneter des Thüringer Landtags der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 für 
die FDP und in dieser Zeit Thüringer Minister für Wirtschaft und Technik .  
• Dr. Bohn war von März – Oktober 1990 Abgeordneter der Volkskammer der DDR 
und von Oktober – Dezember 1990 Abgeordneter des Deutschen Bundestages für 
die FDP. 
• Ort des Gesprächs: Ein Büroraum in Bohns Unternehmenssitz in Erfurt. 
 
Herr Dr. Bohn, der Thüringer Landtag der 3. Wahlperiode besteht aus den drei Fraktionen CDU, PDS 
und SPD, und die CDU regiert mit absoluter Mehrheit. In der 1. Wahlperiode waren noch die 
Fraktionen der FDP und Neues Forum/Grüne/Demokratie Jetzt mit dabei, und es gab eine CDU-FDP-
Regierungskoalition. Wie hat sich aus Ihrer Betrachtung das Geschehen im Landtag verändert? 
Parlamentarismus lebt von der freien Rede, das heißt, ich soll mit meinen Worten auf den oder die 
Vorredner eingehen und versuchen, sie von meinen Argumenten zu überzeugen. In meiner Landtags-
Zeit 1990 – 1994 war das auch so. Das ist ja Sinn und Zweck, weshalb es Landtags-Abgeordnete gibt. 
Und deswegen gibt es auch Zwischenrufe, denn schließlich leben die Debatten von Emotionen.  
Doch wenn ich jetzt das Geschehen im Landtag erlebe wie etwa bei der Haushalts-Debatte – die einer 
der Höhepunkte des Parlamentarismus sein sollte, wo die Schwerter ausgepackt werden und es 
tüchtig zur Sache geht – da gibt es stattdessen nur noch ermüdende Debatten. Alle Journalisten 
saßen in der Kantine und waren mit anderen Dingen beschäftigt – es hat einfach keinen Menschen 
interessiert, was da passiert. Die Abgeordneten hatten alle ihre vorgefertigten Reden, die haben sie 
vorgelesen – und das war’s dann! Da kann man den Laden auch zumachen.  
Oder die Fragestunden: Die waren immer ein Höhepunkt, denn Fragen sind stets unangenehm für 
den, der sie beantworten muss. Da gab es stets einen fleißigen Disput. Jetzt sind die Fragestunden als 
letzter Tagesordnungs-Punkt auf den Nachmittag geschoben, wo so gut wie keiner mehr da ist. Von 
der Streitkultur, die es bei uns noch gab – und ich meine das als positive Streitkultur, wo mit 
Argumenten nach dem richtigen Weg gesucht wird – hat sich der heutige Landtag inzwischen 
meilenweit entfernt. Das ist das generelle Problem dieses Landtages – und das wird immer schlimmer. 
Ich war zutiefst enttäuscht. 
Hinzu kommt, dass wir als FDP und auch andere politische Strömungen im Landtag fehlen, und damit 
fehlen auch die unterschiedlichen Betrachtungsweisen und Argumente.  
Wie sind Ihre Erinnerungen an die Situationen, als Sie dort im Landtag am Rednerpult standen? 
Ich habe mich da mitunter heftig gefetzt. Da gab’s ja bei den Zwischenrufern auch Experten, die ihre 
Bemerkungen auf nicht ganz sachlicher Grundlage formuliert haben. Das gehörte dazu, das konnte ich 
parieren. Bei uns wurden die Debatten noch vom Rundfunk übertragen, und die öffentliche Resonanz 
– positiv wie negativ – war viel größer. Jetzt kriegt von den Landtags-Debatten keiner mehr was mit – 
außer den Schulklassen, die zwangsverpflichtet dort hingehen. 
Ist mein Eindruck richtig, dass Ihr Wunsch, in den Landtag zurück zu kehren, nicht sonderlich 
ausgeprägt ist? 
Das will ich nicht sagen. Ich würde versuchen, es anders und besser zu machen. Und ich glaube, mit 
einer liberalen Grundhaltung kann man argumentativ was machen. Wir Liberalen haben uns ja nicht 
geändert. Und dafür waren wir paar Hanseln von der FDP-Fraktion bekannt, dass wir das Prinzip der 
freien und argumentativen Rede doch ganz gut beherrscht haben. Und das fehlt jetzt. 
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Ich habe auch den Eindruck, dass sich das insgesamt in Thüringens gesellschaftlichen und politischen 
Leben wiederspiegelt: Viele Leute ziehen sich wie früher in ihre Nischen zurück nach dem Motto „Lasst 
mich in Ruhe, man kann doch sowieso nichts ändern.“  
Wie stehen aus Ihrer Sicht die Chancen, dass die FDP künftig wieder das Geschehen im Landtag 
mitbestimmen kann? 
Die Thüringer FDP war Anfang der 1990er Jahre geprägt von dem Bewusstsein „Uns kann keiner 
schlagen – nur wir selbst. Aber wenn, dann machen wir’s richtig!“ Derzeit steht es schlecht um uns, 
ich glaube sogar, noch schlimmer und existenzieller als jemals zuvor. Entweder wir berappeln uns, 
oder wir verstellen uns selbst den Weg. Denn allgemein ist der Trend für die FDP günstig. Nur müssen 
alle an einem Strang und in die selbe Richtung ziehen. 
Sind Sie bei diesem Prozess beteiligt oder nur Beobachter? 
Beobachter. Ich habe das ja selbst schon alles einmal erlebt, habe mich 1998 weich kochen lassen, als 
Spitzenkandidat anzutreten. Und es gab auch damals parteiinterne Gegner. Als mir klar wurde, 
welches Mobbing da betrieben wurde, habe ich meine Konsequenzen gezogen und habe auf alles 
verzichtet, um der Partei nicht zu schaden.  
Wissen Sie, ich war acht Jahre sehr aktiv in der Partei, ich habe jede freie Minute der Partei gewidmet. 
Und da kommt irgendwann das Gefühl „Bis hierher und nicht weiter. Lieber ein Ende mit Schrecken als 
ein Schrecken ohne Ende“. 
Und ich konnte nie leiden, wenn es hieß: „Mach du, wir stehen geschlossen hinter dir“. Besser müsste 
es heißen: „Wir stehen schützend vor dir.“ Schließlich ist historisch bewiesen: Die meisten wurden von 
hinten erschossen.  
Fielen Ihnen die Abschiede – einmal aus dem Landtag und vom Ministeramt, einmal von der Partei – 
schwer? 
Der erste Abschied als Minister fiel mir überhaupt nicht schwer. Auch wenn man es mir nicht glaubt: 
Ich hatte mir schon lange vor der Wahl vorgenommen, dieses Amt nicht wieder zu übernehmen. Nicht 
weil es mir keinen Spaß gemacht hat. Sondern aus folgender Überlegung: Ich war ja damals mit 31 
Jahren der jüngste Minister überhaupt – wurde dann erst später von Claudia Nolte im Guinness-Buch 
abgelöst – und hatte eine Legislatur-Periode durchgestanden. Und um nicht stromlinienförmig zu 
werden, wollte ich was anderes tun, mich beruflich selbständig machen.  
Hätten wir die Fünf-Prozent-Hürde genommen, wäre ich im Landtag geblieben, denn dazu liebe ich 
diese parlamentarische Auseinandersetzung viel zu sehr. Es kam aber anders. Und ich war an dem 
Wahlabend 1994 der einzige, der überhaupt bereit war, vor Kamera und Mikrophon zu dem 
Wahldebakel Stellung zu nehmen. Das konnte ich deshalb, weil ich innerlich nicht an der Position 
gehangen habe.  
Der zweite Abschied, also 1998 der Rückzug aus der Parteipolitik, der fiel schon etwas schwerer. 
Wenn man zuvor tage- und nächtelang bekniet wird, sich als Spitzenkandidat zur Verfügung zu stellen 
und auf einmal ein paar Heckenschützen ihr Feuer eröffnen, dann ist das unangenehm. An diesem 
Abschied hatte ich länger und mehr zu knabbern als an dem Abschied vier Jahre zuvor.  
Hat Sie 1998  das Verfehlen der Fünf-Prozent-Marke überrascht? 
Nein, hat es nicht. Es war uns allen klar, dass es sehr, sehr schwer werden würde. Als 
außerparlamentarische Fraktion ist es sowieso schwierig, sich ins Rampenlicht zu stellen. Hinzu kam 
Vogels Amtsinhaber-Bonus als Ministerpräsident. Doch das es dann nur ein Prozent der Stimmen 
wurden, das hat schon sehr an unserer Ehre geknabbert. 
Wie kam es, dass Sie mit 31 Jahren zum Landesminister wurden? 
Es war so, dass zunächst Herr Dr. Hans Jürgen Schultz von unserer Partei Wirtschaftsminister war. 
Doch er erkrankte schwer und konnte die Amtsgeschäfte nicht fortsetzen. Das ist ja auch ein Job, in 
dem Sie 16, 18 Stunden am Tag arbeiten. Und ich war dann derjenige in der Thüringer FDP, der zu 
dieser Zeit mehr parlamentarische Erfahrung hatte als die anderen durch meine Zeit in der ersten frei 
gewählten Volkskammer und die zwei Monate im Bundestag. In unserer Fraktion war ich der 
wirtschaftspolitische Sprecher, und so wurde ich irgendwann gefragt, ob ich den Ministerposten 
übernehmen könnte.  
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Dazu muss man auch sagen: Damals hat sich keiner um diesen Posten gerissen – es war die Zeit mit 
den einschneidendsten Veränderungen durch die Privatisierung der Wirtschaft, es war Thüringens 
schwierigste Phase.  
Und mir muss da heute keiner was erklären: Ich habe in Merkers die Grube schließen müssen, ich 
habe mich dort den 6.000 Kumpels gestellt. Und ich war auch in Bischofferode, die Ereignisse dort 
haben ja damals bundesweit für Aufsehen gesorgt.  
Zu der Zeit, als sich die Lage in Bischofferode zuspitzte, war ich in Nordthüringen zu einem Termin. 
Und naiv wie ich war, habe ich gedacht: „Du kannst jetzt nicht den Termin wahrnehmen und um 
Bischofferode einen Bogen machen.“ Also wollte ich dorthin. Doch mein Fahrer war instruiert worden, 
mich nicht dorthin zu bringen, und versuchte mir dieses Ansinnen auszureden.  
Ich habe mich aber durchgesetzt – und hatte dann den Salat. Man hielt mich im Schacht fest. 
Kidnappen ist das falsche Wort, aber man wollte mich unter Tage belassen. Da habe ich die Nerven 
behalten und habe gesagt: „Gut, dann setze ich mich halt hier mit hin.“ Nach drei Stunden war dann 
der Nervenkrieg vorbei, und sie haben mich gehen lassen. Später bin ich mehrfach vom Staatsschutz 
nachdrücklich ermahnt worden, solche Ad-hoc-Sachen künftig zu lassen.  
Ich bin also spontan hin ohne Sicherheitsleute und so. Als Ministerpräsident Vogel drei Tage später 
kam, war dort alles richtig organisiert. Da waren dann sehr viel mehr Bergarbeiter und Kalikumpel auf 
dem Gelände, und Vogel wurde mit dem Hubschrauber eingeflogen.  
Waren Merkers und Bischofferode die schwersten Brocken in Ihrer Amtszeit? 
Das würde ich nicht so sehen. Natürlich waren diese beiden Ereignisse die mit der größten 
öffentlichen Beachtung. Deshalb fallen bis heute immer wieder diese beiden Ortsnamen, wenn man 
über die Zeit damals spricht. Es gab da aber noch andere Dinge, die viel schwieriger waren, doch 
weniger und kaum im Rampenlicht stattfanden.  
Wie haben Sie für sich persönlich diese Ereignisse verarbeitet? 
Es war für mich eine schwere Zeit. Ich war ja einer derjenigen, der radikal sagte, dass man diese 
alten Kombinate nicht erhalten kann – und bin dafür heftig kritisiert und angegriffen worden. Es war 
sicher ein brutaler, aber der einzig mögliche Weg.  
Wir von der FDP und ich als Wirtschaftsminister bekamen damals von allen Seiten Prügel für unser 
Engagement für den Mittelstand – mein Nachfolger heute lebt nur noch davon. Und jeder heftet sich 
den Ruhm an die Brust für den erfolgreichen Weg der Mittelstands-Förderung. 
Und zu den sogenannten „Leuchttürmen“ in Thüringens Wirtschaft: Da muss man schon mal hinter die 
Kulissen schauen. Bei allen Unternehmen lautet doch die Grundformel, dass man das Kapital, das man 
einsetzt, verzinst haben will. Und wenn man diesen Gedanken auf diese „Leuchttürme“ anwendet, da 
wäre ich dann bei der Beurteilung etwas vorsichtiger. Schließlich wurde da ja riesige Geldsummen 
reingepumpt. Man wird erst nach vielen Jahren feststellen, ob und was das letztendlich gebracht hat. 
Ich hatte stets die höchste Wertschätzung für die Leute, die – beispielsweise als kleine 
Handwerksmeister – gesagt haben: „Hier sind meine letzten 10.000 Mark, ich mach mich selbständig 
und schaffe fünf Arbeitsplätze.“  
Bei mir als Minister haben Leute gesessen, die wollten beeindrucken und mich vor ihren Karren 
spannen mit der Ankündigung, sie wollten in Thüringen 5.000 Arbeitsplätze schaffen. Ich habe dann 
meist nach zehn Minuten das Gespräch abgebrochen und gesagt: „Sie wollen Geld verdienen – gut so. 
Und wenn Sie dabei 5.000 Arbeitsplätze schaffen, bin ich sehr einverstanden. Ich würde Ihnen jedoch 
genauso gut zuhören, wenn Sie nur 50 Arbeitsplätze schaffen wollen.“ Und da war dann bei vielen die 
Luft raus. 
Und zum Stichwort Kahlschlag: Ich bin viel in Ungarn und Rumänien unterwegs – wer hier davon 
redet, dass es uns schlecht ginge, dem empfehle ich mal, sich in diesen Ländern umzusehen, die 
etwas mehr als 1.000 Kilometer vor unserer Haustür liegen. Da können Sie sehen, was uns alles 
erspart geblieben ist.  
Wie beurteilen Sie den Wirtschaftskurs der Landesregierung? 
Um es vorweg zu nehmen: Wir haben in der ersten Legislaturperiode bei weitem nicht alles richtig 
gemacht. Doch seitdem sind ja etliche Jahre ins Land gegangen. Das Problem ist: Ich kann keine 
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richtige Linie erkennen. Ich habe den Eindruck, dass immer sehr viel verkündet wird, aber dann nichts 
oder nur sehr wenig umgesetzt wird.  
Vielleicht ist das politisch erfolgreicher, ich will das gar nicht in Abrede stellen. Ich kann ja mal kurz 
am Rande über den Fall Pilz reden: Was nützt es mir, dass ich die gesamte Entwicklung vorhergesagt 
habe? Die FDP wurde trotzdem abgewählt, und heute hat die CDU die absolute Mehrheit. Also scheint 
Bernhard Vogel es politisch doch richtig gemacht zu haben. Wirtschaftlich richtig war es – glaube ich – 
nicht.  
Ich sehe nicht viel Innovation, wenig neue Gedanken. Auch wenn es weh tut, sage ich als 
eingefleischter, gebürtiger Thüringer das jetzt mal so: Mir fehlt in Thüringen ein bisschen die 
Weltoffenheit. Wir sind noch immer hinterm Berg, da fühlen wir uns wohl.  
Von Thüringen ging einst mal Weltgeschichte aus: Die Reformation hat was mit Eisenach zu tun, 
Goethe und Schiller haben hier gewirkt, und unser Land war über viele Grenzen hinaus bekannt und 
geschätzt. Und ich frage mich, welche Botschaft heutzutage von Thüringen ausgeht. Da habe ich so 
als Thüringer mit Thüringen meine Probleme.  
Auch die politischen Auseinandersetzungen, alles so klein-klein. Und keiner hat so richtig eine Vision. 
Mir fehlt, dass einer mal aufsteht und sagt: „Los, wir machen jetzt was Neues.“ 
Sie sind der Wirtschaft treu geblieben und arbeiten als Unternehmens-Berater. Was meinen Sie, wie 
ist die wirtschaftliche Situation des Freistaates? 
Wir sind in einer äußerst komplizierten und schwierigen Phase, und zwar wirtschaftlich und 
gesellschaftlich. Der seit Jahren andauernde Niedergang im Baugewerbe war absehbar. Und 
Konjunktur-Belebungsprogramme im Bau funktionieren nicht. Da kommen also noch viele 
Insolvenzen. 
An sich ist eine Insolvenz nichts Negatives – es ist im Westen Deutschlands ein Ordnungsverfahren. 
Jedoch ist die Situation in Ostdeutschland anders: Hier haben sich Menschen – teilweise auch aus 
Zwangssituationen heraus – in die Selbständigkeit „gerettet“. Sie haben sich da hineingekniet und sind 
mit allem, was sie besitzen – einschließlich der Goldkrone auf Großmutters Zahn – , bei der Bank 
verpfändet.  
Wer sich im Westen selbständig macht, der tut das meist aus einer gutsituierten Situation heraus, hat 
finanziell einiges in der Rückhand und sich längerfristig auf diesen Schritt vorbereitet. Dort bedeutet 
also meist ein Insolvenzverfahren nicht das gesellschaftliche Aus. Hier im Osten jedoch ist eine 
Insolvenz das gesellschaftliche und das materielle Aus – und zwar vom Unternehmer und seiner 
gesamten Familie.  
Wer regelmäßig die Zeitung liest, wo einmal wöchentlich ganze Seiten voll sind mit Anzeigen von 
Insolvenzen und Zwangsversteigerungen, kommt schnell drauf, dass wir bei uns mit der 
Selbständigkeit und Unternehmertum eine absolute Bruchlandung erleben. Das macht mir große 
Sorgen. Und es spiegelt sich wieder in der negativen Stimmungslage der Leute, mit denen ich 
tagtäglich zu tun habe. Ich erkenne momentan wirklich nicht sehr viel positive Signale.  
In Berlin redet man ja schon vom Aufschwung, wenn man mal kurz über der Null-Linie ist. Das ist 
jedoch nach meiner Ansicht ein Pflänzchen, was beim nächsten Sturm sofort wieder umknickt.  
Inwieweit ist der Fakt, dass Sie Thüringer Wirtschaftsminister waren, für Ihre Arbeit als 
Unternehmens-Berater ein Vorteil? Oder ist es ein Nachteil? 
In Thüringen ist es ein Nachteil, so nach dem Motto: „Der ist von der FDP, der hat also keine 
Verbindungen zu den politischen Entscheidern.“ In den Altländern ist es dagegen klar ein Vorteil, weil 
die mir zutrauen, dass ich weiß, wie das Geschäft geht. 
Ein Blick voraus: Sind in Deutschland in den nächsten zehn, zwanzig Jahren Länderfusionen zu 
erwarten? Es gibt ja Modelle, die eine größere Effizienz der öffentlichen Hand belegen, wenn die Zahl 
der Bundesländer reduziert würde. 
Ich bin ja nicht mehr politisch aktiv, da kann ich offen auf diese Frage antworten: Es gab schon 
damals in der letzten Volkskammer Bestrebungen, das DDR-Gebiet in zwei Länder aufzuteilen. Und 
zwar aus der Überzeugung, dass dies mit Blick auf Verwaltungs-Aufwand und ähnliches mehr sinnvoll 
wäre. Jedoch war das politisch nicht durchzusetzen – es galt, das niedergetretene 
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landsmannschaftliche Bewusstsein in Thüringen, Sachsen und anderswo wieder aufzurichten.  
1994 gab es in Frankfurt am Main bei einer wichtigen Veranstaltung folgende Episode: Ich sprach dort 
nach Hans Eichel, der damals noch Ministerpräsident von Hessen war. Eichel hatte auch laut über 
Länderfusionen nachgedacht und als Beispiel Thüringen gebracht. Als ich dann am Pult stand, sagte 
ich: „Herr Eichel, wir können die Fusion Hessen-Thüringen gleich klarmachen.“ Alle schauten mich 
groß an, und im Saal wurde es totenstill.  
Dann sprach ich weiter: „Wir können unsere beiden Länder zusammenlegen – jedoch habe ich zwei 
Bedingungen: Erstens lautet der Name des neuen Bundeslandes Thüssingen, und zweitens wird – da 
Sie die Heilige Elisabeth ins Spiel gebracht haben – Eisenach zur Landeshauptstadt. Falls Sie damit 
einverstanden sind, unterschreibe ich sofort.“ Die Heiterkeit war groß.  
Ich denke, man wird künftig um Reformen dieser Art nicht herumkommen. Wie das dann aussieht – 
bei der Diskussion darüber wird noch viel, viel Wasser die Werra herunterfließen. Es hätte auf jeden 
Fall einen gehörigen Einspar-Effekt, doch kann man solche weitreichenden Dinge nur mit den 
Menschen und nicht gegen die Menschen durchsetzen.  
Man kann es nicht überstülpen, wie ja die geplatzte Fusion von Berlin und Brandenburg gezeigt hat. 
Und es gibt Beispiele von Gebietsreformen etwa in Hessen, wo man sich zwanzig Jahre später immer 
noch spinnefeind ist. Es ist also ein ganz, ganz langer und schwieriger Prozess. 
Was würden Sie mit den Erfahrungen von heute in Ihrer Zeit als Wirtschaftsminister anders machen? 
Es gab damals Fehleinschätzungen und Fehler – klar, jede Menge. Doch schließlich kann keiner von 
sich behaupten, keine Fehler gemacht zu haben.  
Ein fundamentaler Fehler war mein schlechtes taktisches Vorgehen mit meiner Idee von der Sonder-
Wirtschaftszone, die mir als Test im Raum Altenburg vorschwebte. Mein erster Fehler war, was ich als 
gewesener DDR-Bürger hätte besser wissen müssen, das Ding als Zone und nicht etwas als Gebiet zu 
bezeichnen.  
Und der zweite Fehler war, beim FDP-Parteitag in Bad Liebenstein meine Idee öffentlich vorzustellen, 
ohne einen Journalisten vorher eingeweiht zu haben. Noch während ich sprach, meldete eine eifrige 
Journalistin bei einem Live-Bericht, ich hätte das Aussetzen der Tarif-Autonomie gefordert. Das 
stimmte so nicht, denn ich hatte von Betriebsvereinbarungen in diesem Testgebiet gesprochen.  
Sogleich traten die Gewerkschaften auf den Plan und drohten mit Demonstrationen. Und selbst der 
Verband der Wirtschaft nutzte die Gelegenheit zur Revanche. Da die einmal von mir keinen Zuschuss 
für eine Messe bekommen hatten, gab’s für mich als Minister gleich eins auf die Kniescheibe: Der 
Verband lehnte diese Idee ebenfalls ab. Damit war das Ding tot, und ich bin in der Luft zerrissen 
worden. Was ich mir heute zum Vorwurf mache, ist, dass wir damals nicht trotz aller Widerstände 
dieses Vorhaben durchgesetzt haben.  
Was fällt Ihnen ein zu den Stichworten Politik-Verdrossenheit und Politiker-Verdrossenheit? 
Mit dem Begriff Politik-Verdrossenheit habe ich so meine Probleme. Ich glaube nicht, dass es Politik-
Verdrossenheit gibt. Politiker-Verdrossenheit gibt’s schon eher – daran haben auch die Medien ihren 
Anteil.  
Ein Beispiel: Ich habe heute noch in meinem Haus eine Schramme im Fenster, die ich dort mit Absicht 
belasse – als Erinnerung. Ich weiß das noch wie heute: Es war Sonnabend, und in den Radio-
Nachrichten kam eine Vorab-Meldung der SPIEGEL-Redaktion zur Raststätten-Affäre: Da wurde 
behauptet, dass in meinem Ministerium – man sprach wirklich vom Bohn-Ministerium, nicht vom 
Thüringer Ministerium für Wirtschaft und Infrastruktur – Akten vernichtet worden seien, die den 
damaligen Innenminister Willibald Böck belastet hätten. Jedoch war ich zu diesem Zeitpunkt noch gar 
nicht Minister!  
Der Hintergrund der Meldung ist folgender: Damals gab es einen Mitarbeiter aus dem Westen, der die 
von ihm gewünschte Planstelle nicht bekommen und mir daraufhin angedeutet hatte, es werde 
Schwierigkeiten für mich geben. Und wie ich in diesem Moment im Radio hörte, hatte er erfolgreich 
für diese Schwierigkeiten gesorgt.  
Die Meldung lief das ganze Wochenende im Radio. Ich hatte damals gerade mein Haus gebaut, 
machte Schleifarbeiten, und das Radio lief. Und als ich die Meldung hörte, war ich so fassungslos, 
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dass ich für einen Moment mit dem Schleifer am Fenster entlang schrammte ...  
Das war für mich das erste Mal, dass ich aufgrund meines Amtes derart verleumdet wurde. Und das 
tat richtig weh. Später ist mir dann notgedrungen ein dickes Fell gewachsen. 
Übrigens hat später eine Untersuchung ergeben, dass weder bei meinem Vorgänger noch bei mir im 
Ministerium Akten vernichtet wurden, die mit dieser Affäre in Zusammenhang standen. 
Nach all diesen Erfahrungen: Würden Sie sich Politik noch einmal zutrauen – oder auch antun? 
Ja, beides. Allerdings weiß ich heute: Politik ist nicht gleich Politik. Ich würde mir garantiert die 
Position, die man mir anböte, zuvor viel sorgfältiger anschauen, als ich das früher getan habe. Da 
könnten mich dann die Leute beknieen, wie sie wollten – wenn ich ablehne, würde ich bei meinem 
Nein bleiben.  
Was war Ihr Motiv, mit dem Sie in die Politik gegangen sind? 
Das lautete: „Nicht meckern, sondern besser machen.“ Allerdings wird nach meinem Eindruck der 
Spielraum, wo man was machen kann, immer kleiner. Und ich bin ja in meiner aktiven Politiker-Zeit in 
vielen Dingen eines besseren belehrt worden.  
Die Politik hat mich eine Weisheit gelehrt, die auch im täglichen Leben gilt: „Nach jeder dunklen Nacht 
kommt wieder ein heller Morgen.“ 





Josef Duchač (CDU): 
„Ich hatte immer schon eine ganz satte Portion Ehrgeiz“ 
 
• Josef Duchač, Jahrgang 1938, lebt in Birkenwerder und ist Rentner.  
• Er war Abgeordneter des Thüringer Landtags für die CDU von Oktober 1990 bis 
September 1992.   
• Duchač war von November 1990 bis Februar 1992 Ministerpräsident des Freistaats 
Thüringen. Nach dem Rücktritt vom Amt des Ministerpräsidenten arbeitete er bis 
zum Erreichen des Rentenalters 2003 für die Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. in 
Lissabon (Portugal), Sankt Petersburg (Russland) und Budapest (Ungarn). 
• 1964 Abschluss als Chemie-Ingenieur, 1973 Abschluss als Diplom-Ingenieur-
Ökonom. Von 1964 bis 1986 im Gummiwerk Waltershausen tätig als Schichtleiter, 
Abteilungsleiter und schließlich Produktionsleiter. 1990 Betriebsleiter im gleichen 
Werk. 
• Von 1986 bis 1989 war Duchač Mitglied im Rat des Kreises Gotha und wurde 1990 
Regierungs-Bevollmächtigter des Bezirkes Erfurt. 1989 wurde er Mitglied des 
Thüringer CDU-Landesvorstandes, 1990 CDU-Kreisvorsitzender in Gotha. 
• Ort des Gesprächs: Das Konferenzzimmer eines Hotels in Gotha. 
 
Herr Duchač, Sie sind seit 1959 Mitglied der DDR-CDU gewesen, wurden jedoch erst 1986 politisch 
aktiv. Was waren die Gründe dafür? 
Mein Partei-Eintritt war die politische Konsequenz eines abgebrochenen Studiums. Ich hatte in 
Mühlhausen ein Lehramts-Studium begonnen, wollte Lehrer für Chemie und Biologie werden. Doch es 
erwies sich als nicht machbar für einen praktizierenden Katholiken, dieses Studium durchzuhalten. So 
gab es schon im ersten Semester Forderungen wie etwa sich zu verpflichten, für die Jungendweihe 
einzutreten und ähnliche Dinge.  
In dieser Zeit, also 1957/1958 war der Druck der SED auf kirchliche Leute besonders radikal. Unter 
diesen Umständen war es mir nicht mehr möglich, Lehrer zu werden. Ich habe dann die Pädagogische 
Hochschule verlassen und eine andere Tätigkeit angefangen. Das war eine politische Entscheidung, 
auch wenn ich es damals nicht so gesehen habe.  
Und als Konsequenz aus dieser Entscheidung bin ich dann 1959, beeinflusst durch viele Freunde, die 
alle damals in der CDU waren – bis hin zum Pfarrer unserer katholischen Gemeinde –, CDU-Mitglied 
geworden. Diese Freunde waren der Meinung, man müsse mit diesem Schritt zeigen, dass man dem 
Atheismus nicht folgt. Das konnte man damals mit einer Partei, die CDU – Christlich-Demokratische 
Union - hieß. Das war schon eine politische Entscheidung. 
Ich gehörte damals zu parteiinternen Kreisen, die die CDU nicht als staatsnahe, SED-konforme Partei 
wollten, sondern als eine eigenständige politische Kraft. Doch als wir merkten, dass das nicht ging, 
haben wir uns zurückgezogen. Wir blieben in der Partei, haben aber keine Ämter angestrebt.  
Hinzu kam: Man war auch geschützt, wenn man in der CDU war. Man wurde nicht genötigt, in die SED 
einzutreten – mit allen positiven und negativen Konsequenzen. Meinem beruflichen Ehrgeiz hat das 
manchmal nicht geschmeckt – aber das war die Konsequenz, dass man eben nicht an die Spitze 
kommen konnte. 
Und so gibt es bis 1986 kein politisches Engagement meinerseits in der CDU. Das änderte ich erst, als 
ich meine berufliche Entwicklung endgültig stagnierte – mir blieb es versagt, Betriebsleiter des 
Gummiwerks Waltershausen zu werden, eben weil ich nach den Regeln des SED-Apparates dafür das 
falsche Parteibuch in der Tasche hatte.  
Als Nicht-SED-Mitglied musste man zudem noch überdimensional gut sein, um Karriere zu machen. 
Wissen Sie, ich war Abteilungsleiter in den Gummiwerken und habe meine Abteilung so radikal 
verändert, dass wir damit eine derartige Steigerung der Arbeitsproduktivität hatten, die sogar im 
entsprechenden DDR-Ministerium auffiel. Und dann habe ich gesagt, nun will ich aber eine andere 
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Position, will ich nach oben. Bis zum Stellvertreter hatte ich es gebracht, dort war dann Endstation. 
Und zu dieser Zeit ergab es sich, für die CDU Mitglied im Rat des Kreises Gotha zu werden. Dort 
übernahm ich eines der unpopulärsten Ressorts, die Wohnungspolitik. 
Wann hatten Sie das Gefühl, die DDR-Machthaber bekommen die Probleme im Land nicht mehr in den 
Griff? 
Anfang 1989, hervorgerufen durch die Tatsache, dass meine Frau eine Reise nach Westdeutschland 
bekam und mein Bruder Gelegenheit hatte, von drüben hierher zu kommen, und dass man einfach 
abends zusammensitzen konnte und reden konnte. Und Erfahrungen austauschen konnte und 
überlegen konnte, was geht noch und wo ist das Ganze nur noch Betrug. Trotzdem habe ich mich in 
den Rat des Kreises Gotha wählen lassen bei der DDR-Kommunalwahl im Mai 1989 – ich habe 
gedacht, es muss doch gemacht werden. 
War das für Sie kein Widerspruch? 
Nein, ich habe gedacht, man kann das noch packen. Ich habe nicht geglaubt, dass die Mauer fällt. Ich 
habe die Mauer so hautnah 1961 erlebt, ich habe nicht gedacht, dass die fällt. Und ich hatte auch 
Angst, dass die Russen wieder eingreifen. Ganz besonders in Leipzig.   
Natürlich hatten wir Michail Gorbatschow gelesen, wir wussten von Glasnost und Perestroika. Wir 
wussten, dass am 7. Oktober 1989 Gorbatschow gesagt hatte: „Wer zu spät kommt, den bestraft das 
Leben.“ Aber wer die Machtmechanismen kannte – und die hatte ich in den vier Jahren Arbeit beim 
Rat des Kreises erkannt – , der hat doch nicht geglaubt, dass das so endet, dass es diesen 9. 
November 1989 geben und Günter Schabowski sagen würde, die Grenzen sind offen. 
Und wann kam der Punkt, wo Ihnen klar wurde, jetzt muss ich mit ran? 
Als CDU-Ratsmitglied für Wohnungspolitik war ich auch Mitglied des Kreisvorstandes der CDU. Und in 
den Kreisvorstandssitzungen merkte man die Zerbröselung, die alten Blockparteien-Chefs zogen sich 
alle zurück. Plötzlich hatten wir keinen Kreisvorsitzenden mehr. Der hat gesagt „Nee, nee, ohne mich“, 
war plötzlich weg und irgendeiner musste die Arbeite machen. Und dann fiel halt die Wahl auf mich.   
So wurde ich kommissarischer Kreisvorsitzender der CDU. Das war die Zeit mit dem „Brief aus 
Weimar“ und der Notwendigkeit, sich in der CDU mit neuer Formation zu engagieren.  
Ich wurde dann mit der Aufgabe betraut, im Dezember 1990 den CDU-Parteitag mit vorzubereiten. 
Ich sollte für den Bezirksverband Erfurt das Parteiprogramm und die Aufgaben der CDU-Ost 
mitformulieren. Und das habe ich mit Herzblut gemacht, mit guten Leuten. Dass später einige als 
Inoffizielle Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes enttarnt wurden, ist eine andere Frage. Aber zu 
dem Zeitpunkt waren das für mich gute Leute, die wir in Berlin zusammensaßen und für den Parteitag 
das Programm entwarfen. Ich bin immer mit dem Trabi hin- und hergefahren. 
Irgendwann stand dann mein Name auf der Kandidatenliste für den neuen Vorstand der CDU der 
DDR. Ich habe aber nie gedacht, dass ich gewählt werden könnte. Ich dachte: „Mich kennt keiner, 
wer soll mich aus Thüringen schon wählen.“ Damals war zudem das Wetter so schlecht, es gab Eis 
und Schnee, und meinem Trabi traute ich nicht allzu viel zu. So bin ich vor Ende des Parteitages nach 
Hause gefahren – und habe am nächsten Tag  in der Zeitung gelesen, dass ich in den Parteivorstand 
gewählt worden bin.  
Ich habe dann monatelang die Aufgabe in Berlin und den Betriebsleiter-Posten in Waltershausen 
parallel gemacht. Ich weiß nicht, wie oft ich nicht geschlafen habe – ich bin jedenfalls dauernd hin- 
und hergependelt. 
In Übereinstimmung mit allen Mitgliedern des politisch beratenden Ausschusses fragte mich Lothar de 
Maizière, ob ich bereit wäre, Regierungsbevollmächtigter des Noch-Bezirks Erfurt zu werden. Und der 
wurde ich am 10. Juni 1990.  
Ist Ehrgeiz ein typisches Merkmal für Sie?  
Ich glaube, ja. Erstens liegt es mir, zu führen. Aber auf der ganzen Ebene: Ich konnte auch in der 
katholischen Jugend führen oder später dann als Pfarrgemeinderats-Vorsitzender oder 
Dekanatsvorsitzender im Dekanat Eisenach-Gotha. Das liegt mir. Und zweitens habe ich eine ganz 
satte Portion Ehrgeiz.  
Es klingt so, als sei 1990 ein Jahr gewesen, wo sich Ihr ungestümer Hunger nach Anerkennung und 
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Ihr großer Ehrgeiz  sich endlich mal richtig ausleben konnten. 
Ja, ich konnte mich richtig austoben – in alle Richtungen. Da war so ungeheuer viel zu tun, und alles 
musste schnell entschieden werden. So galt es, den Kreisverband der CDU neu aufzubauen. Der CDU-
Kreisverband Gießen hat uns stark unterstützt und auch der von Salzgitter. Ich wurde eingeladen, im 
Westen erste politische Reden zu halten. Zugleich habe ich begonnen, das Unternehmen völlig 
umzukrempeln: Wir hatten die ersten Anwärter, die mit uns Hochzeit machen wollten; Phoenix ist es 
schließlich geworden. Es ging Schlag auf Schlag: Aufbau demokratischer Strukturen im Betrieb, 
Betriebsräte gründen, alte Gewerkschaften umpolen, Ordnung schaffen, überflüssige Posten 
beseitigen.  
Zum ersten Mal kein Parteisekretär an der Seite, der einem sagt, was man machen muss. Sondern 
Entscheidungen treffen aus wirtschaftlichen Überlegungen – keiner mehr, der die Sache politisch 
motiviert hat. Es war für mich eine Traumsituation, dass man als Betriebsleiter mit seinem Team was 
machen und der Parteisekretär nicht dazwischen reden konnte. Das war eine phantastische Zeit, es 
hat schon enorm viel Spaß gemacht. 
Wann wurde Ihnen klar, dass Sie nun gute Voraussetzungen hatten, für die CDU in den Wahlkampf zu 
ziehen? 
Bewusst wollte ich nicht an die Spitze, das wollte ich ursprünglich nicht. Da habe ich Disziplin gehabt, 
weil ich wusste, das war die Aufgabe des CDU-Landesvorsitzenden. Aber ich hätte schon ganz gerne 
Wirtschaftsminister werden wollen für Thüringen – und dafür habe ich mich auch eingespannt. Ich 
habe gedacht, du machst den Regierungs-Bevollmächtigten, bereitest das Bett für den 
Ministerpräsidenten und schaffst dir dabei zugleich eine Schütte Stroh für dich als Wirtschaftsminister.  
Für das Spitzenamt habe ich mich erst interessiert, als klar wurde, dass der damalige 
Landesvorsitzende nicht kandidiert.  
Hat Sie das Ergebnis, dass die CDU dann am 14. Oktober 1990 in Thüringen einfuhr, überrascht? 
Also am 18. März 1990 zur Volkskammerwahl war ich noch sehr überrascht. In dieser Höhe hatten wir 
es nicht erwartet. Und zur Thüringer Landtags-Wahl im Oktober habe ich darum gekämpft, da wollte 
ich’s. Da wollte ich gegen den SPD-Spitzenkandidaten Farthmann gewinnen – mit aller Kraft. 
War dann am 8. November 1990 Ihr Ehrgeiz zufriedengestellt – an  dem Tag Ihrer Vereidigung zum 
ersten Ministerpräsidenten Thüringens nach Ende der braunen und der roten Diktatur? 
Jetzt ging es nicht um mich, sondern um das Land, um Thüringen. Nein, ich habe gedacht, jetzt muss 
ich es am besten machen, jetzt muss es besonders gut werden für Thüringen. Ich bin eben mal 
ehrgeizig, auch heute noch. Aber ein Land aufbauen aus dem Nichts, da kann man nicht den Ehrgeiz 
stilllegen. Es war doch nichts da, nichts, nichts: Keine Gesetze, keine Verfassung, nichts. Was da war, 
waren eine Sekretärin, ein Chef der Staatskanzlei und ein paar Freunde. 
Wie haben Sie die erste Landtags-Sitzung und  die Vereidigung in Erinnerung? 
Das waren schon prägende Ereignisse. Wir waren uns ja vorher schon klar, wie sich die Regierung 
zusammensetzen wird, ich habe das ganze Kabinett am selben Tage vereidigen lassen. Das war schon 
eine tolle Geschichte – mit dem Wunsch und mit der Hoffnung, dass es gut geht. 
War das denn in Ihrer Amtszeit Ihr größtes Erfolgserlebnis? 
Im nachhinein ein paar sehr gute Entscheidungen, die nur mit der Kraft des Ministerpräsidenten 
gewachsen sind, die alleine nicht funktioniert hätten in der Wirtschaft. Wir flogen in die USA, um 
General Motors Eisenach als Opel-Standort schmackhaft zu machen. Ähnlich wichtig war für mich die 
Entscheidung des Otto-Versands, sich in Ohrdruf niederzulassen.  
Oder später der Einsatz von Lothar Späth bei Jenoptik. Das war schon gewaltig, eine ganze Nacht mit 
der Treuhand verhandelt und dann mit einer Vision dort anzufangen, die sich heute als richtig 
erwiesen hat und an die damals keiner geglaubt hat.  
Ich bin beschimpft worden über alle Maßen nach dem Motto: „Du kannst ja als alter Kommunist nichts 
anderes als Volkseigentum wieder herstellen.“ Keiner hat  gesehen, dass wir Carl Zeiss Jena komplett 
in Landeseigentum übernommen haben, um was neues draus zu machen.  
Wir wollten kein Volkseigentum. Heute ist es das erste Unternehmen, das an die Börse gegangen ist – 
und fast alles, was Thüringen dem Späth vorgeschossen hat, hat er inzwischen in Aktien 
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zurückgegeben. Das waren Visionen, und konnten manches nachts am Telefon entscheiden. Lothar 
Späth und ich, wir haben uns angerufen: „Machen wir’s?“ „Wir machen’s!“ Später fragt man sich 
schon mal, wo man den Mut hergenommen hat, so was zu machen und dafür die Verantwortung zu 
tragen.   
Manche Dinge sind auch nicht gelungen, zum Beispiel Pilz. Weru aber, die Fensterfabrik funktioniert.   
Was mir gar nicht gelungen ist, das ist der Aufbau von einer vernünftigen Landespartei. Ich habe mich 
zu wenig damit abgegeben, und ich habe es auch nicht gekonnt.  
Waren die Spannungen zu groß zwischen Alt-CDU und Neu-CDU? 
Ja. Da waren die, die aus dem Demokratischen Aufbruch kamen, da waren die von der Bauernpartei, 
die sich in vielen Fällen als die Verbündeten der Partei der Arbeiterklasse fühlten, und da waren die 
„Alt-Blockies“ – also ich, Willibald Böck und andere – die sogenannten Blockflöten, die in der DDR-CDU 
schon vor der Wende aktiv waren. Und da waren schließlich noch die, die ehrlichen Herzens neu 
dazugekommen waren. Das war schon ein explosives Gemisch, eine schwierige Mischung. 
Wann haben Sie die ersten Signale wahrgenommen, dass sich der Wind gegen Sie zu drehen begann? 
Ich habe es damals gar nicht als Person gesehen. Ich habe es erst später personifiziert, als meine drei 
Minister Christine Lieberknecht, Klaus Zeh und Jochen Lengemann demonstrativ gegen mich 
aufstanden und ihren Rücktritt erklärten.  
Ich habe es – blind wie ich war für diese Situation – gesehen als eine Schwierigkeit, die manche 
Parteileute mit mir hatten. Ich habe das als normal empfunden, weil vieles war für sie ja kompliziert. 
Es war für das einfache CDU-Mitglied durchaus vorstellbar, dass ein Mensch, der vier Jahre beim Rat 
des Kreises gearbeitet hat, Inoffizieller Mitarbeiter des DDR-Staatssicherheitsdienstes – also der 
„Stasi“ – gewesen sein könnte, wie es behauptet worden ist.  
Und dann diese Geschichte mit dem Clown Ferdinand im Stasi-Heim, wie es in der Zeitung stand, das 
kam ja noch dazu. Oder meine Theaterspielerei, die Festveranstaltungen bei Jubelfeiern, wo Gedichte 
aufgesagt wurden. Wissen Sie, das war die normale Arbeit eines Arbeitertheaters, das war damals so. 
Ich kann verstehen, dass die Partei da mit mir ihre Probleme hatte, da habe ich auch immer die 
Verantwortung übernommen. Und ich habe nie dagegen gebissen, ich habe es auch auf mich 
genommen, weil es halt so war.  
Aber ich habe nicht gedacht, dass eine Person am Stuhl sägt, um sich selbst draufzusetzen. Das habe 
ich einfach keinem unterstellt. Wir sind zusammen durch dick und dünn gegangen, wir haben dieses 
Land aus dem Nichts aufgebaut, und wir haben uns gerauft um jede Position.  
Und ich habe denen nicht zugetraut, dass die hinter meinem Rücken, wenn ich in Berlin auf der 
„Grünen Woche“ bin, den Aufstand planen in Thüringen. Da war ich zu wenig parteierfahren, das 
würde ich heute alles besser wissen. 
Wie haben Sie die Ereignisse um Ihre Person und diesen Teil Ihrer Vergangenheit damals erlebt? 
Na ja, ich habe es wie gesagt auf der „Grünen Woche“ erfahren und mich dort mit Eberhard Diepgen 
und einigen Freunden beraten, was man in so einer Situation mit den drei Minister-Rücktritten macht.  
Und da haben die mir gesagt: „Fahr zurück, entlasse die drei und bilde dein Kabinett um. Dann geh in 
die Fraktion und sag denen: „So mache ich es. Und wenn euch das nicht passt, macht euren Kram 
alleine.“ Du wirst sehen, die wollen alle an der Macht bleiben, das funktioniert schon so.“ 
So bin ich zurückgefahren, habe die drei, da ich sie nicht umstimmen konnte, entlassen und 
angekündigt, das Kabinett umzubilden. Und in der Fraktionssitzung habe ich gesagt: „Wenn euch das 
nicht passt, macht euren Kram alleine“ – und denen hat das nicht gepasst.  
Da bin ich in der selben Nacht noch zurückgetreten. Anders als Schröder habe ich die Vertrauensfrage 
nicht im Parlament gestellt, sondern bin einfach zurückgetreten. Es hatte auch keinen Zweck – da war 
kein Vertrauen mehr da, und ich hatte auch keine Kraft mehr. 
Ich bin auch nicht wie Lafontaine verschwunden. Ich bin noch zu Helmut Kohl gefahren, hab ihn um 
Unterstützung gebeten, Bernhard Vogel als Nachfolger zu gewinnen. Als das gelang, habe ich die 
Angelegenheit noch zu Ende gebracht und eine ordentliche Übergabe an Bernhard Vogel gemacht. 
Wie lange haben Sie gebraucht, Abstand zu gewinnen und  so damit umzugehen, wie Sie es jetzt tun? 
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Ich nehme mal an, das ging doch sehr tief rein. 
Das ging tief rein. Ich bin erst mal nach Lanzarote geflogen und hab dort Ablenkung und Trost 
gesucht, Wunden geleckt.  Das war auch von Natur und Wetter das richtige Umfeld für mich und 
meine Stimmung: Vulkanlandschaft, Geysire, also raue Urkräfte, gekoppelt mit schwerer, klassischer 
Musik ... 
Und wie hat Ihre Frau reagiert? 
Die war froh, einfach nur froh über meinen Rückzug. Wissen Sie, wir haben ein tolles Verhältnis, und 
wir haben das beide gut gepackt, gut verarbeitet. Ich hatte auch Glück, dass ich mich entscheiden 
konnte, etwas ganz anderes zu machen. Ich bin aus dem Parlament raus – und habe das Kapitel 
Thüringen endgültig hinter mir gelassen. Das war im September 1992.  
Als klar war, dass ich die Probezeit in der Konrad-Adenauer-Stiftung erfolgreich überstanden hatte, 
habe ich mein Landtags-Mandat niedergelegt. Ich ging damals für die Stiftung nach Portugal, hatte im 
Intensiv-Kurs Portugiesisch gelernt. Und ich habe die Entscheidung für Lissabon ebenso wenig bereut 
wie die folgenden Stationen Sankt Petersburg und Budapest. 
Würden Sie im Nachhinein sagen, dass Ihnen der eigene Ehrgeiz letztendlich zum Fallstrick wurde auf 
dem glatten Parkett der Politik? 
Natürlich wäre es für mich leichter gewesen, wenn ich als völlig Unbekannter aus der zweiten, dritten 
Reihe gekommen wäre. Wenn ich jemand gewesen wäre, der bei den Friedensgebeten aus Opposition 
gegen den Staat vor dem Altar gestanden hätte und so weiter. Doch das war eben nicht mein 
Werdegang. 
Wissen Sie, ich war in Gotha in der Augustinerkirche einige Male bei den Friedensgebeten dabei und 
habe gesehen, wie misstrauisch mich die Leute angeschaut haben mit der Frage in den Augen: „Was 
will das Ratsmitglied hier bei den Friedensgebeten?“ Und bei der „Abrechnungs-Veranstaltung“ auf 
dem Gothaer Markt, die ich gemeinsam mit dem Superintendenten Eckardt Hoffmann moderiert habe, 
spürte ich deutlich, wie viele Leute misstrauisch waren und dachten, das macht der Duchač im Auftrag 
des Staates, wer weiß, ob der nicht ein Stasi-Mann ist.  
Dadurch, dass ich in das DDR-System seit 1986 involviert war Kreisrats-Mitglied für Wohnungspolitik, 
waren viele Leute mir gegenüber einfach misstrauisch. Heute ist alles ganz anders, da würde wohl 
kein Mensch mehr danach krähen. Aber damals war es halt schwierig. Und ich konnte mich vor 1989 
nicht anders entscheiden, als ich es getan habe.  
Nun gibt es ja neben dem Wirtschafts-Fachmann Duchač auch noch den künstlerisch ambitionierten 
Menschen. 
Bei mir hat das alles seine Wurzeln in der Kirche. Das kirchliche Laienspiel, der kirchliche Singkreis und 
die Beschäftigung mit Kunst und Kultur, mit Literatur und Musik. Alles das konnte man auch in der 
DDR – also unter sozialistischen Kulturbedingungen – verwenden für eine Tätigkeit in einem 
Amateurtheater oder einem Arbeitertheater. Aus diesem kirchlichen Kreis ist auch der Karnevals-Club 
gewachsen – das ist der alte, aus dem Cäcilien-Chor entstandene Karnevalsverein, der sich mit einer 
kurzen Unterbrechung im Sozialismus wieder gegründet hat. Und bei der Gründung war ich dabei. 
Zudem gab es ein Amateurtheater der Stadt Gotha, das angesiedelt war in der damaligen 
Waggonfabrik, und da waren die besten Laienschauspieler versammelt. Die Gewerkschaft war Träger 
der Kultur.  
Diese künstlerische Tätigkeit war mir immer wichtig, weil man aus dem Trott herauskam und auch 
Dinge machen konnte, die man sonst nicht konnte. Wir konnten auch kritische Sketche machen. Wir 
konnten als Bütten-Redner mal so eine richtige Schote loslassen, und man konnte mal Dinge sagen, 
die man auf dem normalen Weg nicht durfte.  
In der Bütt als Clown Ferdinand, das waren Sternstunden für mich, wenn sich die Leute gefreut 
haben, wenn man so eine richtige Pointe losgelassen hat gegen die Partei oder gegen die Regierung – 
mit allen Konsequenzen. Dass man dann auch mal befragt wurde oder die Reden dann eingereicht 
werden mussten zur Zensur oder so, das kam natürlich auch vor. Oder dass Inszenierungen kurz vor 
der Premiere verboten wurden, das gab es auch.  
In Rollen zu schlüpfen – ist das ein  Grundbedürfnis für Sie gewesen? 
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Immer wieder – und immer mehr. Wenn die uns was in der Büttrede gestrichen hatten, dann haben 
wir mit allen Mitteln versucht, das über drei Umwege trotzdem reinzukriegen – und wenn es in der 
Zugabe war, die nicht eingereicht wurde. Das Volk hat dann so geklatscht, dass man eine Zugabe 
machen musste und dann die politische Schote als Zugabe, das hat eher gereizt, weiterzumachen. 
Und ich könnte heute noch den Faust oder andere große Rollen aus dem Langzeitgedächtnis 
rezitieren. 
Wie umfangreich ist Ihre Stasi-Opferakte? 
Ich hatte den Eindruck, dass da nicht alles drin ist, weil einige wichtige Dinge aus meinem Leben 
fehlen. Dinge, von denen ich sicher bin, dass dazu Unterlagen existierten. Die haben böse 
Werbegespräche mit mir geführt, und darüber ist zum Beispiel nichts drin. 
Wissen Sie, ich war sehr verletzt, dass meine eigenen Leute damals bei den Stasi-Vorwürfen gegen 
mich nicht das Gespräch mit mir suchten. Und ich war auch zu stolz, um deren Gunst zu erbetteln, 
also mich hinzustellen und um eine Aussprache zu bitten.  
Ich hab denen zum Beispiel nie erzählt, dass ich unter übelsten Bedingungen in meiner eigenen 
Wohnung geworben werden sollte, meine Frau auszuspionieren. Sie hat in einer Klinik in einem 
Bereich gearbeitet, wo es keine Genossen gab, nur „Schwarze“, also kirchlich geprägte Menschen. 
Und da wollten die mit aller Macht über mich auf dem Umweg über meine Frau Einblick gewinnen. Ich 
habe das mit Empörung zurückgewiesen. Und diese Dinge fehlen in der Akte. 
Und dann wollte man mich werben, die Kirche im Pfarrgemeinderat auszuspionieren, und mir dafür 
eine höhere Position versprochen. Das hab ich 1991 alles aus lauter Wut nicht erzählt. Weil, wenn die 
mir so nicht trauen, dann sollen sie es lassen. Aber deswegen war ich so bombensicher, dass man mir 
„Stasi“ nicht anhängen konnte. 
Wenn das Schicksal 1990 die Weichen anders gestellt hätte, wären Sie da Chef eines 
mittelständischen Unternehmens geworden? 
Ja. Es gab diese Phase von Januar bis Juni 1990, da hatten mich die Leute meines alten Betriebes in 
Waltershausen zurückgeholt und zum Leiter gemacht – und ich hätte mir da schon noch einiges 
zugetraut. Schließlich hatte ich mich dort in mehr als fünfundzwanzig Jahren vom Arbeiter zum 
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Siegfried Geißler (Neues Forum): 
„Wer sich nicht engagiert, hat auch kein Recht zu schimpfen“ 
 
• Siegfried Rudolf Geißler, Jahrgang 1929, Dirigent und Komponist, lebt in Suhl-
Heinrichs und ist Rentner.  
• Er war Abgeordneter des Thüringer Landtags in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 für 
das Neue Forum und gehörte zunächst zur Fraktion Grüne/Neues 
Forum/Demokratie Jetzt. Seit dem  22.12.1992 war er fraktionsloser Abgeordneter.  
• Geißler war Alterspräsident des 1. Thüringer Landtags und leitete in dieser 
Funktion die konstituierende Sitzung am 21. Oktober 1990 im Deutschen 
Nationaltheater Weimar . 
• Ort des Gesprächs: Bei Siegfried Geißler zu Hause auf der Gartenterrasse. 
 
Herr Geißler, was haben Sie in den zehn Jahren vor Beginn Ihres Abgeordneten-Daseins beruflich und 
politisch gemacht? 
Ich bin 1980 aus dem Staatsdienst ausgeschieden. Ich war hier in Suhl Chef der Thüringen-
Philharmonie, die ich aufgebaut habe. Mein Abschied erfolgte aus gesundheitlichen und politischen 
Gründen. Danach war ich freischaffend als Komponist tätig.  
Bis kurz vor der Wende war ich SED-Mitglied. Ende September 1989 habe ich mich dem Neuen Forum 
angeschlossen. Ich gehörte dann bald zu dessen Arbeitsgruppe „Recht und Demokratie“, wo es uns 
um das Wahlrecht und eine neue Verfassung ging.  
Der entscheidende Moment in Suhl kam am 4. Dezember 1989, als wir hier die Bezirkszentrale der 
Stasi stürmten. Da bin ich durch einen Zufall dabei gewesen. Am Tag darauf bildete sich in Suhl das 
Bürgerkomitee. Von da hielten wir die Stasi-Zentrale – damals in Suhl auch „die Burg“ genannt – 
besetzt. Und das Bürgerkomitee ernannte mich dann zum Koordinator: Sie sagten, aufgrund meiner 
Arbeit als Leiter der Philharmonie hätte ich Organisationstalent. Und so saß ich ab dem 6. Dezember 
auf der Stasi-Burg und war quasi der Stasi-Auflöser von Suhl.  
Meistens ist es so gewesen, dass einstige SED-Mitglieder nach der Wende entweder total unpolitisch 
wurden oder sich in der SED-Nachfolgepartei PDS engagierten. Wie kamen Sie zu den 
Bürgerrechtlern? 
Da muss ich weiter ausholen. Das hängt mit dem Prager Frühling zusammen. 1968 war ich in der 
Slowakei in Kosiče und hatte dort sechs Wochen als Gast-Dirigent Konzerte und Rundfunk-
Aufnahmen. So bekam ich viel von der sogenannten Dubček-Phase mit. Ich glaubte und hoffte 
damals, dass damit eine neue Demokratie im Osten beginnt. Doch es kam bekanntlich anders – das 
Ergebnis kennen wir alle. Mit diesem Schlüssel-Erlebnis im Kopf fiel mir um so deutlicher auf, wie sehr 
sich die DDR immer mehr einbetonierte.  
In diesem Zusammenhang habe ich dann immer – natürlich bezogen auf die Gesellschaftsordnung – 
auf das zweite thermodynamische Gesetz hingewiesen: Wenn von außen keine neue Kraft zugeführt 
wird zu einer in sich geschlossenen Ordnung, dann kommt es zur Entropie. Das heißt, dann fällt alles 
zusammen. Und genau das ist schließlich mit der DDR passiert. Die ist immer härter und 
abgeschlossener geworden, hat sich quasi in sich strukturiert – nicht zuletzt durch die Stasi – , und 
das brach dann plötzlich wie ein Kartenhaus zusammen.  
Ich war dann bis zum 1. März 1990 hier in Suhl der Verantwortliche für die Stasi-Auflösung, und ich 
gehörte damals auch als berufener Bürger im Volkskammer-Ausschuss zur Stasi-Auflösung und war 
Sonderbeauftragter für den Bezirk Suhl. Meine Mitstreiter vom Neuen Forum sagten damals zu mir, ich 
solle das Neue Forum hier in der Region aufbauen und organisieren. Das habe ich dann auch getan ab 
März 1990. Ich habe also zwischen Arnstadt, Neustadt, Sonneberg  und Meiningen die Kräfte für das 
Neue Forum gebündelt. Das war sehr schwierig, teilweise eine regelrechte Katastrophe, da jeder den 
Strick in eine andere Richtung ziehen wollte. Den großen Rückschlag gab es dann mit der 




War es naheliegend für Sie, von Ihrer eben beschriebenen Aufgabe dann auf Platz 1 der Landesliste 
des Neuen Forums zu landen? 
Das war ganz verrückt damals. Es gab eine geheime Wahl beim Spitzentreffen des Neuen Forums, der 
Grünen und Demokratie Jetzt in Erfurt – und ich hatte plötzlich von allen die meisten Stimmen, weil 
alle Delegierten aus Südthüringen für mich gestimmt hatten. Damit war ich Spitzenkandidat für unsere 
Landtags-Fraktion.  
War Ihnen in dem Moment klar: „Hoppla, jetzt kommt der Landtag auf mich zu“? 
Ja sicher, das war mir klar. Mir war nur nicht klar, wie. Eigentlich hätte ich Fraktions-Vorsitzender 
werden müssen, doch wir hatten uns damals gesagt, dieses Amt solle eine Frau übernehmen. Und so 
wurde es Christine Grabe.  
Was ich nicht erwartet hatte, war die Mitteilung der Landtagsverwaltung, dass ich der älteste 
Abgeordnete war und somit die erste, konstituierende Sitzung als Alterspräsident leiten sollte. Damit 
konnte ich zunächst nichts anfangen, denn solche Funktion war für mich etwas vollkommen Fremdes. 
Schließlich wurde ich mit einem Landtags-Auto zu Hause abgeholt und nach Erfurt gefahren.  
Dort sagte mir Dr. Joachim Linck, der als Verfassungsrechtler aus Mainz kam und sich bestens 
auskannte: „Sie haben jetzt alle Befugnisse und alle Rechte, um die Demokratisierung des neuen 
Landes Thüringen vorzunehmen.“ Und dieser Dr. Linck war – wie er mir später einmal gestand – 
wiederum glücklich, dass er nicht so einen senilen, alten Herrn vor sich hatte, der möglicherweise gar 
nicht begriff, worum es ging. Er erklärte mir, dass ich die konstituierende Sitzung durchführen müsste 
und wie das im Einzelnen ginge. Wir mussten dann erst mal einen Ältestenrat bilden, dessen 
Vorsitzender ich war, bis dann eine vorläufige Geschäftsordnung zustande kam und vieles mehr. Das 
ging alles ganz rasant. 
Am 21. Oktober 1990 war im Deutschen Nationaltheater Weimar die konstituierende Sitzung. Die habe 
ich durchgeführt nach den Ritualen, wie sie vom Westen vorgegeben waren. Und ich bin ein bisschen 
stolz darauf, dass ausgerechnet ich als Abgeordneter vom Neuen Forum das machen konnte. Das war 
für unsere „Freunde“ von der CDU, SPD und PDS schon wie ein rotes Tuch, dass jemand aus der 
Bürgerrechts-Bewegung diese Sitzung leitete.  
Ich glaube, insgesamt ist diese wichtige Sitzung gut gelungen. Aus meiner Rede damals hat die jetzige 
Landtags-Präsidentin Frau Lieberknecht inzwischen mehrfach zitiert.  
Sie sind dann als Abgeordneter aktiv geworden im Justiz-Ausschuss und im Verfassungs- und 
Geschäftsordnungs-Ausschuss. Waren das tatsächlich Ihre Wunschvarianten? 
Nein, eigentlich nicht. Ich wollte im Wirtschafts-Ausschuss mitmachen, aber da war für uns dann Olaf 
Möller. Obendrein war ich stellvertretendes Mitglied im Innen-Ausschuss und in der Pflicht, wenn 
Matthias Büchner nicht konnte. Im Gleichstellungs-Ausschuss war ich die Vertretung für Christine 
Grabe. 
Der Verfassungs-Ausschuss war sehr zeitaufwändig. Ich war stets einer, der viele Anträge gestellt 
hatte, um etwas zu erreichen. Viele andere kamen da nur hin und haben geredet. Ich hatte 
formulierte Anträge mit und habe erreicht, dass man erst mal eine Synopse erstellt. Dann haben wir 
einen Unter-Ausschuss gebildet, um uns durch die einzelnen Sätze durchzuarbeiten. Wir sind also Satz 
für Satz durchgegangen in allen sechs Verfassungs-Entwürfen. Und alle Sätze, die identisch waren in 
diesen Entwürfen, die haben wir abgehakt. Und die strittigen Punkte und Formulierungen haben wir 
durchgearbeitet.  
Da ist es mir beispielsweise gelungen, dass der Artikel 27 lautet „Kunst ist frei.“ Und nicht „Die Kunst 
ist frei.“ Mit dem Artikel „die“ wäre es eine Einengung gewesen und weil Kunst sich an nichts binden 
lässt, denn Kunst hat eigene Gesetze. Selbst die Wissenschaftler und Forscher können nur die Gesetze 
erkennen, die vorhanden sind. Der Künstler schafft sich seine eigenen Gesetze. Dazu hatte ich damals 
eine Rede gehalten im Ausschuss, die sicher in den Protokollen festgehalten ist.  
 
Im ersten Verfassungs-Artikel habe ich darauf gedrungen, dass es heißt: „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar – auch im Sterben“. Da musste ich mir damals Sachen anhören wie „Sie wollen wohl 
Sterbehilfe einführen“. Insgesamt würde ich sagen: Mit den Prozenten, mit denen wir in den Landtag 
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gewählt worden sind, mit diesen Prozente habe ich an der Thüringer Landes-Verfassung. 
Viele, die sich mit der Wende auf die Politik eingelassen haben – beispielsweise als Abgeordnete im 
Thüringer Landtag –, kamen aus Berufen wie Juristen, Pfarrer, Verwaltungs-Fachleute, Freiberufler 
und Handwerker. Für viele war die Entscheidung für die Politik zugleich die Entscheidung zuungunsten 
ihrer weiteren beruflichen Entwicklung. Es konnte damals ja niemand wissen, wie lange die Zeit in der 
Berufs-Politik für jeden einzelnen dauern würde. Fiel Ihnen diese Entscheidung leichter als anderen? 
Aufgrund meines Alters schon. Schwerer hatten es da Matthias Büchner und Gerhard Wien, als sie 
nach vier Jahren nicht wieder gewählt worden sind.  
Ich möchte an dieser Stelle etwas sagen zu dem Geschimpfe über Diäten und was die Abgeordneten 
kassieren: Vergessen wird dabei, dass die Abgeordneten ein hohes Risiko eingehen. Denn wenn man 
nicht wieder gewählt wird, ist es nach vier Jahren schon problematisch, wieder in den alten Beruf 
zurückzukehren.  
Wir konnten damals nicht ahnen, dass wir bei der zweiten Wahlperiode überhaupt keine Chance auf 
Wiederwahl mehr hatten. Wir hatten schon gehofft, wieder in den Landtag zu kommen. Aber dass es 
in Thüringen dann 1994 zu einem Drei-Parteien-System kam, da frage ich mich schon, was sich die 
Wähler dabei gedacht haben. 
Mit welchen Idealen und Motiven sind Sie damals in den Landtag gegangen? 
Für uns stand erst mal im Vordergrund, dass man das Recht ins rechte Licht setzt, also dass Gesetze 
und eine Verfassung entstehen. Das war ja damals das Interessante, dass damals alle fünf Parteien, 
die im Parlament vertreten waren, einen eigenen Verfassungs-Entwurf hatten.  
Leider konnten wir nur einen Teil unserer Vorstellungen von Bürgerrechten und Rechtsstaatlichkeit bis 
hin zu sozialer Gerechtigkeit einbringen. Das ist uns deswegen nur unzureichend gelungen, weil man 
ohne politischen Mehrheiten ein hilfloser Abgeordneter ist. Man kann zwar etwas sagen und 
mitdiskutieren, aber entscheiden kann man überhaupt nichts. 
Was zählt denn zu den schmerzlichsten Niederlagen und was zu den größten Erfolgen Ihrer 
Abgeordneten-Zeit? 
Ja, ob man überhaupt von großen Erfolgen sprechen kann ...  Das sind diese winzigen Anteile in 
Gesetzesvorlagen, die wir mit unserem Verständnis von freiheitlicher Demokratie versucht haben 
einzubauen. Doch das gelingt wie schon gesagt nur mit politischen Mehrheiten. Wir hatten zwar 
Gesetze von Hessen, Bayern und Rheinland-Pfalz vergleichsweise zur Verfügung, aber wir wollten ja 
versuchen, eigene Gesetze nach den Bedingungen der Bürger hier in Thüringen aufzustellen.  
Ich erinnere mich noch an die Anfangszeit, wo unsere Anträge durchaus auch die Zustimmung von 
einigen SPD- und CDU-Abgeordneten fanden. Das ging solange, bis die Fraktionen ihre 
parlamentarischen Geschäftsordnungen eingeführt haben. Und wenn vorn der jeweilige 
parlamentarische Geschäftsführer nicht die Hand gehoben hat bei der Abstimmung, dann haben die 
Abgeordneten der Fraktion das auch nicht getan. Diese Fraktions-Disziplin ist ein Schaden für die 
Demokratie, meine ich. 
Wäre Politik ohne Fraktions-Disziplin besser? 
Ja. Mir schwebt da ein Modell von Bürger-Demokratie vor – etwa mit anderem Wahlrecht. So käme 
nur derjenige in ein Gremium, der die meisten Stimmen hat. Ich habe dazu ein Beispiel aus Suhl: Bei 
der Kommunalwahl zum Stadtrat ist einer gewählt worden, dank des Panaschierens und Kumulierens, 
mit drei Kreuzen, dieser hat also nur 45 Kreuze gehabt, was 15 Stimmen entspricht. Aber weil er in 
der Liste auf Platz 15 aufgeführt war und sie 15 Sitze erreicht haben, ist er reingekommen in den 
Stadtrat. Dagegen ist eine Bürgerin, die über 4.000 Kreuze hatte, nicht gewählt worden. Ich halte es 
im Wahlgesetz für einen großen Fehler, dass mit dieser Listenwahl nicht die richtigen Leute 
reinkommen. 
Ich meine, dass die regierenden Parteien nicht mehr als 20 bis 25 Prozent aller Bürger vertreten. 
Angenommen es gehen nur 60 Prozent der Wahlberechtigten zur Wahl, dann muss man das Wahl-
Ergebnis auf 100 Prozent Beteiligung hochrechnen. Und da ergibt sich die eben genannte Vertretungs-
Quote, mit der regiert wird. Das ist also keine absolute Mehrheit. Deshalb finde ich nicht schlecht, was 




Im Thüringer Landtag beraten die Ausschüsse in nichtöffentlicher Sitzung. Was sagen Sie dazu? 
Ich halte das für einen Fehler. Wir hatten als Fraktion beantragt, dass Ausschuss-Sitzungen öffentlich 
sein müssten. Aber da haben uns dann die Verfassungsrechtler beigebracht, dass das nicht ratsam 
sei, weil man in solchen Ausschüssen häufig Dinge bereden muss, die man erst unter sich klären 
muss, ehe sie nach draußen dringen. Ich habe das nur teilweise eingesehen. Denn ich meine, die 
öffentliche Ausschuss-Sitzung würde manchen Abgeordneten zu einer anderen Stellungnahme 
zwingen als die, die er sonst hinter geschlossenen Türen vertritt.  
Hinzu kommt kurioserweise, dass die Zusammensetzung der Ausschüsse das Spiegelbild der 
Sitzverteilung im Parlament darstellt: In unseren Ausschüssen waren immer zehn Abgeordnete. Davon 
waren sechs von den regierenden Parteien : fünf von der CDU und einer von der FDP. Zwei waren von 
der SPD, einer vom Neuen Forum und einer von der PDS. Wir hatten also nie die Chance, uns im 
Ausschuss mit Stimmen-Mehrheit durchzusetzen. Es war also höchst selten, mal eine Mehrheit hinter 
sich zu bringen. Die anderen hatten sich oft schon vorher darüber abgestimmt, was sie politisch 
durchsetzen wollten.  
Waren Sie für die anderen Abgeordneten ein unbequemer Parlamentarier? 
Ja, auf jeden Fall. Und Matthias Büchner auch. Wir zwei waren unbequem. Olaf Möller auch, wobei 
der das mitunter etwas flapsig machte. Büchner und ich waren da ernsthafter. 
Wie kam es dann zu dem internen Zerwürfnis, das die Kräfte dann noch zersplitterte?  
Die Fraktion nannte sich ja „Neues Forum/Grüne/Demokratie Jetzt“. Büchner und ich waren vom 
Neuen Forum, Christine Grabe, Olaf Möller und Ralf Päsler gehörten zu den Grünen und Gerhard Wien 
zu „Demokratie Jetzt“. Wir hatten uns am Anfang der Wahlperiode darauf verständigt, dass es beim 
Fraktionsvorsitz das Rotationsprinzip geben sollte. Das heißt, jedes halbe Jahr sollte der Posten unter 
uns wechseln. Wir merkten bald, dass das nicht geht.  
Zu diesem Zeitpunkt gab es dann bei uns schon interne Querelen. So waren wir beiden Forum-Leute 
mit vielen Dingen nicht einverstanden, die die Grünen vorhatten. Die waren beeinflusst von den West-
Grünen. Und wir vom Forum waren eigenständig und wollten unsere Dinge durchsetzen. Hinzu kam, 
dass viele der Fraktions-Mitarbeiter aus den Reihen der Grünen kamen. Und so gab es in der Fraktion 
eine spürbare Spannung.  
Eines Tages dann im Dezember 1992, als ich den Fraktionsvorsitz übernehmen sollte, haben die 
Grünen sich frühmorgens in der Fraktionssitzung den Abgeordneten Jörg Pöse von der Linken Liste-
PDS „ausgeborgt“, also zu sich geholt, so dass sie die vorgeschriebene Anzahl von fünf 
Parlamentariern für eine eigene Fraktion erreichten. Dann haben sie uns beiden erklärt, sie würden 
uns aus der Fraktion als missliebige Abgeordnete abwählen, wir also nicht mehr dazugehören.  
Damit waren Büchner und mir die Hände und die Füße abgehackt, die anderen verfügten weiter über 
die Fraktionsfinanzen und konnten frei über deren Verwendung entscheiden. Und wir saßen da als 
fraktionslose Abgeordnete und hatten überhaupt keine Chance mehr, auf die Art und Weise politisch 
wirksam zu werden, wie wir es uns vorgestellt hatten. 
Kam dieser Rausschmiss für Sie überraschend? 
Vollkommen überraschend und unerwartet.  
Und wie haben Sie es aufgenommen? 
Büchner und ich waren sehr erbost darüber, dass man uns auf diese Weise den Stuhl vor die Tür 
gestellt hatte. Wir hatten es nicht für möglich gehalten, dass es zu so einer Art von Verrat kommen 
könnte. Denn wir sechs Abgeordneten hatten uns aufeinander eingeschworen nach dem Motto: „Wir 
sind gemeinsam gewählt worden und werden darauf schauen, den Regierenden ordentlich auf die 
Füße zu treten.“ Das haben wir bis dahin auch lange Zeit getan. 
Wir hatten damals auch aus anderen Gründen schon länger das Gefühl, dass die Grünen aus dem 
Westen das Neue Forum entweder vereinnahmen oder eliminieren wollten. Wir vom Neuen Forum 
waren gegen das Bündnis 90, weil wir uns politisch als eigenständige Kraft mit genügend Profil für 
dauerhaften Bestand sahen. Erst später stellte sich heraus, dass dies ein Trugschluss war. Und viele 
Mitstreiter sind dann vom Neuen Forum zu Bündnis 90 gewechselt – das prominenteste Beispiel dafür 
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ist Werner Schulz, der als einer der wenigen noch sichtbaren Bürgerrechtlern bei den Grünen 
mitmischt. 
Als Sie dann Landtags-Abgeordneter wurden, sind da die Leute in Ihrem Umfeld plötzlich anders mit 
Ihnen umgegangen? Schließlich machten Sie ja jetzt als Politiker Karriere. 
Aufgrund meiner früheren Stellung als Dirigent ist man mir immer achtungsvoll entgegen gekommen. 
Und zu mir sind oft Leute gekommen, um sich Rat zu holen. Viele hatten Angst, keinen Willen, keinen 
Mut und leider auch nicht den Weitblick, Dinge, die gut waren, in eigener Regie zu erhalten. Es gibt 
nur wenige Beispiele, wo das gelungen ist.  
Als Abgeordneter war ich ja viel in Thüringen unterwegs und habe mich um vieles gekümmert, etwa 
um den Teersee Rositz oder die Schachtanlagen bei Nordhausen. Ich kann nicht sagen, da irgendwo 
mal angepöbelt oder ohne Achtung behandelt worden zu sein. Im Gegenteil: So mancher war froh, bei 
solchen Gelegenheiten mal einen leibhaftigen Landtags-Abgeordneten kennen zu lernen.  
Haben Sie im Landtag oft am Rednerpult gestanden? 
Ja, ich war damals einer derjenigen, die mit am meisten im Landtag gesprochen haben.  
Als Vogel Ministerpräsident wurde – es war ja unser Verdienst, dass wir den Duchač abgesägt hatten 
aufgrund seiner Vergangenheit – , hat er mal vom Leder gezogen und ist über die Opposition 
hergegangen. Da habe ich mich am Schluss zu Wort gemeldet, bin vorgegangen und habe gesagt: 
„Herr Vogel, das war eine Unverschämtheit, was Sie jetzt hier losgelassen haben. Wir haben Ihnen die 
Zusammenarbeit angeboten, wenn es die Vernunft gebietet. Wir haben auch Vorschläge gemacht, die 
Sie hätten annehmen können. Und wir waren schon auf der Straße, da hat Ihre CDU noch hinter dem 
Ofen gesessen.“ Da war natürlich was los im Landtag! 
Grundsätzlich soll ja jeder Abgeordnete im Parlament frei reden – so steht es in der 
Geschäftsordnung. Das wird aber nicht gemacht, die haben alle ihre formulierten Reden abgelesen. 
Ich zählte mit dem Abgeordneten Kniepert zu den wenigen, die fast immer frei gesprochen haben. Da 
kommen mitunter die fürchterlichsten Sätze heraus, wenn man da vorn in der Öffentlichkeit steht und 
auch ein bisschen nervös und wacklig ist.  
Aber zu wichtigen Themen kann man so seine Meinung vertreten. Und das habe ich auch getan. Oft 
bin ich auch ans Rednerpult gegangen, damit das, was die Vorredner gesagt haben, nicht 
unwidersprochen stehen bleibt.  
Wie umfangreich ist Ihre Stasi-Akte? 
Meine Akte umfasst mehr als 1.600 Seiten in vier Bänden, und es haben sich rund 40 Inoffizielle Stasi-
Mitarbeiter mit mir befasst. Aus den Unterlagen ging hervor, dass mich die Stasi im Ernstfall aufgrund 
„staatsfeindlicher Äußerungen“ in ein sogenanntes Isolierungslager bringen wollte. Das hat mich als 
ehemaligen SED-Genossen doch seltsam berührt.  
Mit all Ihren Erfahrungen und Erlebnissen zum Thema Staatssicherheit, verliert man da nicht den 
Glauben an die Menschheit? 
Alle Inoffiziellen Mitarbeiter des DDR-Staatssicherheitsdienstes, die ich angesprochen habe, haben 
verdrängt, was sie getan haben. Die wollen das nicht wahrhaben.  
So hat beispielsweise meine engste Mitarbeiterin jede Woche seitenlange Berichte über mich 
geschrieben. Als sie später mal hier bei mir zu Hause saß, habe ich gesagt, sie könne es nachlesen. Es 
war sogar ihr Schreibstil zu erkennen. Sie hat geleugnet und gesagt, sie hätte das nie getan.  
Dennoch verliere ich nicht den Glauben an die Menschheit. Ich bin durch meinen Beruf anders 
geprägt. Das kalkuliert man in gewisser Weise mit ein.  
Meine Frau sagt immer zu mir, ich sei zu optimistisch und zu gutgläubig. Doch ich denke trotzdem, 
dass die Menschheit die Chance hat, sich weiter zu entwickeln. Allerdings fällt mir diese Sichtweise 
mitunter schwer.  
Hatten Sie die Hoffnung, erneut in den Landtag gewählt zu werden? 
Ja, die hatten wir. Wir hatten geglaubt, dass wir als Neues Forum in Thüringen eine Chance hätten, 
genug Stimmen zu sammeln, um über die Fünf-Prozent-Hürde zu kommen. Doch das war ein 
Trugschluss, das ist voll in die Hose gegangen.  
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Beim ersten Wahlkampf war ich sechs Wochen mit einem bunt bemalten Bus durch Thüringen 
unterwegs. Und genauso haben wir es bei der zweiten Landtags-Wahl auch getan. Das Neue Forum 
hatte 1989 in Thüringen 140.000 Mitstreiter. Doch diese Zahl ist immer mehr zusammengeschrumpft.  
War der Wahlabend für Sie eine Enttäuschung? 
Das kann man so sagen. Es war schon ernüchternd. Denn hätten wir die fünf Prozent geschafft, dann 
hätten sich daraus für den Landtag sechs der 88 Mandate ergeben. Und damit hätten wir 
Fraktionsstatus gehabt und wären ein möglicher Koalitionspartner für die SPD gewesen. 
Und die PDS wäre nicht in Frage gekommen? 
Für Büchner und mich wären aufgrund unserer Erfahrungen diese Leute überhaupt nicht in Frage 
gekommen. Dafür gab es einfach zu viele Parallelen zwischen dem DDR-Regime und George Orwells 
Buch „1984“. Das alles hätte ich auf keinen Fall wiederhaben wollen.  
Ich bin übrigens der Auffassung, die SED hätte sich im Januar 1990 auflösen sollen und nach ein, zwei 
Jahren als neue Partei gründen müssen. Bis heute ist ja beispielsweise unklar geblieben, wo der 
Großteil des SED-Milliardenvermögens geblieben ist.  
Wie ging es weiter nach dem Kapitel Landtag? 
Das Neue Forum war thüringenweit damals gut organisiert, und wir wollten versuchen, über 
Kommunalpolitik wieder reinzukommen. Also verstärktes kommunalpolitisches Engagement, was 
einigen unserer Leute auch gelang.  
Doch mit der dritten Landtagswahl kam dann das totale Aus für uns Bürgerrechtler. Der Westen hat 
tatsächlich mit D-Mark und Banane die Leute eingekauft. 
Sind Sie noch politisch aktiv? 
Ja, soweit es mein Alter zulässt. Und mein Interesse an Politik ist nach wie vor groß.  
Was ist übrig geblieben von Ihren Idealen und Ihrer Motivation, mit denen Sie in die Landespolitik 
gegangen sind? 
Von den Idealen ist herzlich wenig geblieben. Wir hatten ja Ende 1989, Anfang 1990 ausgearbeitete 
Konzepte für die Entwicklung hierzulande. Doch von diesen wollte keiner was wissen. 
Ich habe zwar immer gehofft, die Einheit Deutschlands zu erleben, doch ich habe es mir nicht so 
vorgestellt. Ich habe immer geglaubt, dass über die Verträge, die die BRD und die DDR geschlossen 
hatten, Erleichterungen zustande kommen würden. Das war aber nicht der Fall. 
Ich bin froh, dass ich die Wende miterleben konnte. Ich glaube, wir wären alle irgendwie menschlich 
in der DDR mehr und mehr kaputt gegangen.  
Was hat Ihnen Ihr Politiker-Dasein gelehrt? Welche Erkenntnisse haben Sie gewonnen? 
Erstens: In der Politik muss man Geduld haben. Von heute auf morgen lässt sich in der Politik nichts 
erreichen. Zweitens: Ohne politische Mehrheiten ist überhaupt nichts zu erreichen. Drittens: Bei aller 
pragmatischen Politik muss man Visionen haben. Ohne eigene, konkrete Vorstellungen von der 
Zukunft sollte man die Finger von der Politik lassen. Das ist so mein Fazit. 
Was fällt Ihnen ein zum Stichwort Politik-Verdrossenheit – oder müsste es besser Politiker-
Verdrossenheit heißen? 
Ich habe überall, wo ich war, lebhafte politische Diskussionen erlebt. Von Verdrossenheit habe ich 
nichts bemerkt. Natürlich gibt es hier und da Zorn auf bestimmte Politiker, beispielsweise wenn es um 
Diäten geht. Und möglicherweise werden zu wenig Menschen von Politikern angesprochen, vor allem 
wohl Jugendliche. Ich sehe eine Gefahr darin, dass Politiker abheben, also nicht mehr auf die Bürger 
zugehen können.  
Würden Sie mit Ihren heutigen Erfahrungen noch einmal ins Parlament ziehen wollen? 
Nein, mein Nervenkostüm und mein Alter lassen das nicht mehr zu. Obwohl: wollen wollte ich schon. 
Ansonsten kann ich nur allen sagen: Geht in die Politik, macht Politik ganz gleich auf welcher Ebene. 
Denn wer sich nicht engagiert, hat auch kein Recht zu schimpfen über eine Gesellschaft, die ihm in 
der Form nicht passt.  
Wie hat sich nach Ihrer Ansicht der PDS-nahe Kurs des damaligen Thüringer SPD-Vorsitzenden 
Richard Dewes auf das Ergebnis der Landtagswahl ausgewirkt? 
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Ich glaube, dass diese PDS-Anbiederung letzten Endes die Ursache für die absolute Mehrheit der CDU 
gewesen ist. Es war ein ganz großer Fehler, den Dewes überhaupt aus dem Saarland nach Thüringen 
zu holen. Ich halte es überhaupt für ein Problem, dass immer wieder West-Politiker herangeholt 
werden, um hier mitzumischen. Unsere Parteien sollten aus ihren eigenen Reihen, aus eigener Kraft 
fähige Leute gewinnen, das wäre viel gescheiter. Wir hätten auch keinen Import-Ministerpräsidenten 
gebraucht. Ich finde, da mischen sich die West-Parteien zu sehr ein. 
 
 
Christine Grabe (Die Grünen):  
„Kungeln ist nicht meine Vorstellung von Politik“ 
 
• Christine Grabe, Jahrgang 1948, ausgebildete Krankenpflegerin und Masseurin, 
lebt in Eisenach und arbeitet dort in einem Krankenhaus als Pförtnerin und 
Telefonistin.  
• Sie war Abgeordnete des Thüringer Landtags für die Fraktion Neues Forum / Grüne 
/ Demokratie Jetzt in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 und Vorsitzende dieser 
Fraktion. Außerdem war sie zu dieser Zeit im Gleichstellungs-Ausschuss und im 
Ausschuss für Soziales und Gesundheit des Thüringer Landtags tätig. 
• Ort des Gesprächs: bei Christine Grabe zu Hause. 
 
Frau Grabe, wann wurden Sie zum politisch aktiven Menschen: Mit der Wende 1989 – 1990 oder 
bereits Jahre zuvor? 
Das muss etwa 1986 gewesen sein. Mein Mann und ich waren aus beruflichen Gründen nach Eisenach 
gezogen. Und hier hörte ich erstmals von einer Gruppe Frauen, die „Die wilden Weiber“ genannt 
wurden – wohl weil sie sich nicht so brav und angepasst verhielten, wie man es allgemein erwartete. 
Ich wurde von „wohlmeinenden“ Menschen vor denen gewarnt und war dadurch erst recht neugierig, 
die kennen zu lernen.  
Übrigens fand ich die Frauen dann gar nicht so wild. Das waren junge, verheiratete Frauen, die halt 
lauter als andere sagten, was sie wollten und was sie nicht wollten. Zum Beispiel ihre Kinder nicht in 
die Krippe geben, also abweichen vom typischen DDR-Erziehungs-Schema und eigene Wege gehen. 
Ins Leben gerufen hatte diese Gruppe die Frau des damaligen Landesjugendpfarrers. 
Und auf einmal ging alles ganz schnell: Nachdem ich zweimal bei den „Wilden Weibern“ gewesen bin, 
drückten die mir die Einladung zu einer Veranstaltung in Berlin in die Hand, wo es um zivilen 
Ersatzdienst ging. Ich fuhr dort hin, und das wurde dann schnell mein Probelauf in Sachen Politik.  
Das waren Treffen, wo man vor einer großen Gruppe reden musste, wo man sich mit anderen 
auseinandersetzen musste, wo argumentiert wurde – alles Dinge, die man sich in der DDR nicht 
unbedingt aneignen konnte und die mir dann während der Wende und danach in der Politik viel 
geholfen haben. In dieser regelmäßig tagenden Arbeitsgruppe in Berlin war ich bis zum Sommer 1989 
engagiert, bis sich die politische Entwicklung überschlug. 
Mein zweites einschneidendes Erlebnis in diesem Zusammenhang war das Atomreaktor-Unglück 1986 
in Tschernobyl. Da wurden hier bei uns auf der Autobahn die Lastkraftwagen, die Waren in den 
Westen bringen sollten, von den bundesdeutschen Grenzern zurückgewiesen, weil die Fahrzeuge 
kontaminiert waren. Die wurden dann auf DDR-Seite mit bloßen Händen, Wasser und 
Reinigungsmittel abgewaschen. Das hat uns ein Nachbar erzählt, der damals als Beschäftigter beim 
Kraftverkehr gearbeitet hat.  
Erst drei Tage später haben die Leute, die die Lastkraftwagen abwaschen mussten, Schutzanzüge 
bekommen. Inzwischen war in der Zeitung zu lesen, dass Männer, die in Mühlhausen mit solchen 
Arbeiten beschäftigt waren, an den Folgen der Verstrahlung erkrankt, einige sogar gestorben sind.  
Über West-Radio und –Fernsehen erfuhren wir dann, was sich in Tschernobyl ereignet hatte und 
welche Gefahren auch für uns damit verbunden waren. Wir von den „wilden Weibern“ haben uns 
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überlegt, was wir tun könnten. Wir haben uns an die Kaufhallen gestellt und den Leuten gesagt: 
„Kauft keine Milch, kocht euren Kindern lieber Tee.“  
Und plötzlich gab es grünen Salat und Gurken in Hülle und Fülle – Sachen, die es sonst eher selten 
gab! Doch da der Westen dieses verstrahlte Zeug nicht mehr ins Land ließ, war es aus Sicht der DDR-
Oberen für uns jetzt gerade gut genug. Also haben wir den Leuten zugeredet, das nicht zu kaufen, 
geschweige denn zu essen. Freunde in Kassel haben unsere Gruppe damals mit Literatur versorgt, so 
dass wir auf dem neuesten Wissensstand waren.  
Bei der Friedens-Dekade der evangelischen Kirche im Herbst 1986 haben wir einen Abend zum Thema 
Tschernobyl gestaltet. Und wir haben Briefe geschrieben an das Amt für Atomsicherheit und 
Strahlenschutz und gegen die Atom-Kraftwerke in Greifswald und bei Dresden protestiert, 
insbesondere gegen den damals geplanten Neubau in Stendal.  
Zu unserer Überraschung haben die uns nach Karlshorst eingeladen. Dort haben uns drei Leute zu 
überzeugen versucht, wie sicher und zugleich harmlos Atom-Energie ist. Der eine war Chemiker, der 
andere Physiker, und bei dem dritten war uns klar, dass der von der Firma, also vom 
Staatssicherheitsdienst war.  
Übrigens, genau diese Leute, die uns gerade erklärt hatten, wie sicher Atom-Energie ist, haben mit 
uns zusammen das Gebäude verlassen, weil sie Dienstschluss hatten – sicherheitshalber nicht im 
Fahrstuhl, sondern über die Treppen.  
Wir haben übrigens auch an den damaligen Bundes-Umweltminister Klaus Töpfer und gegen die 
Atomskandale bei Nukem in Hanau protestiert.  
All das ist in der Stasi-Akte enthalten, die es über unsere Frauengruppe gibt. Und der Operative 
Vorgang namens „Palme“ befasste sich mit meiner Person. Ich wurde als hoch gefährlich eingestuft, 
weil ich durch meine Mitarbeit in Berlin DDR-weit so viele Kontakte hatte. 
Was haben Sie empfunden, als Sie Ihre Stasi-Akte das erste Mal in den Händen hielten? 
Ich fand es ausgesprochen banal und primitiv, was da zu lesen war. Zum Schluss waren sechs Leute 
auf mich angesetzt. Einer von denen hat sich mir dann bei der Stasi-Auflösung in Eisenach, an der ich 
beteiligt war, zu erkennen gegeben.  
Die Stasi-Auflösung haben Sie parallel zu Ihrer Arbeit gemacht? 
Nein, dafür war die Angelegenheit dann doch zu aufwendig. Ich hatte das Glück, dass mich mein 
Arbeitgeber, das Krankenhaus, in dieser Zeit freigestellt hat.  
Wie ging es weiter? 
Als das erledigt war, bin ich vielleicht noch zwei Tage arbeiten gegangen, und dann ging es für mich 
im Bürgerkomitee weiter. Da hatten wir unser Büro im Rathaus, und dort habe ich mir mit einem 
Mitstreiter eine vom Rathaus bezahlte Stelle und die Arbeit geteilt. Wir waren ja alle schlagartig drin in 
der Phase des Übergangs – das alte System hatte abgewirtschaftet, und neue Strukturen waren noch 
nicht in Sicht. Dort habe ich bis zu den Volkskammerwahlen am 18. März 1990 gearbeitet.  
Wie kamen Sie für die Grünen auf die Wahlliste für die Volkskammer-Wahl? 
Mein Mann hatte inzwischen die Grünen in Eisenach mitgegründet. Mir war bis dahin wichtig, keiner 
Partei anzugehören. Das einzige, wo ich zugehörig war, war die evangelische Kirche. Doch dann fand 
ich mich schnell bei den Grünen wieder, weil die mir am nächsten standen. 
Und beim Grünen-Parteitag in Erfurt habe ich mich vorgestellt, habe erzählt, wo ich herkomme und 
was ich mache, und plötzlich stand dort mein Name weit vorn auf der Wahlliste. Als dann am 
Wahlabend die Wahrscheinlichkeit wuchs, dass ich in die Volkskammer einziehe, hatte ich schon 
gehöriges Fracksausen – soweit hatte ich doch vorher gar nicht gedacht. Mir waren zuvor die 
Konsequenzen mit der Wahlliste überhaupt nicht klar. Und ich habe bis zum Schluss gehofft, dass es 
anders kommt – aber es kam dann doch so. 
Was hatten Sie für Gefühle, als das Ergebnis der Volkskammer-Wahl feststand? 
Zweischneidige. Einerseits war ich schon ein bisschen stolz, dass gerade ich es geschafft hatte. 
Andererseits war der Durchmarsch der CDU für uns der Riesen-Dämpfer, und das schlechte Ergebnis 
für die Grünen war eine schmerzliche Erfahrung. 
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Und dann in der Volkskammer? 
In meiner Fraktion habe ich mich nicht wohl gefühlt. Da gab es diejenigen, die in der Übergangs-
Regierung mitgewirkt hatten, also schon alte Hasen und etabliert waren – wie Matthias Platzeck und 
Wolfgang Ullmann – und gleich ihre Sekretärin mitbrachten. Und dazwischen ich aus der Provinz, vom 
Dorf.  
Dann landete ich auch noch im Kultur-Ausschuss, wo ich mich überhaupt nicht wohl gefühlt habe. Ich 
bin zwar nicht kulturlos, doch mein Thema war immer Soziales, Kinder und Familie, wo ich hätte 
mitreden können. 
Als eine Kollegin aufgrund eines Unfalls ausfiel, kam ich dann noch in den Bau-Ausschuss. Das war 
eher etwas für mich, da es dort handfest zuging. Da konnte ich mehr mit anfangen, da ging es mir ein 
bisschen besser. 
Am richtigen Platz war ich dann beim Hungerstreik wegen der Stasi-Akten in der Normannenstraße, 
also im Stasi-Hauptquartier. Es ging darum, den Abtransport der Akten in den Westen zu verhindern. 
Da bin ich mit eingezogen, traf auf Leute wie Bärbel Bohley, Ingrid Köppe, die SPD-
Volkskammerabgeordnete Angelika Barbe und Wolf Biermann. Von dort aus bin ich tagsüber zu 
meiner Arbeit in die Volkskammer gegangen.  
Das Ergebnis war, dass keiner von meiner Fraktion mehr mit mir gesprochen hat. Die hielten mein 
Engagement für Schwachsinn – solche Dinge müssten doch parlamentarisch geklärt werden und nicht 
mit solchen Aktionen. Ich habe dann zu dem Thema in der Volkskammer eine Rede gehalten, in der 
etliche Passagen von Wolf Biermann stammten. 
Insgesamt waren die Volkskammer-Monate mit den vielen Sitzungen im Plenum, in den Ausschüssen 
und in der Fraktion eine enorm schlauchende Zeit. Ein echter Knochen-Job.  
Hinzu kamen Erlebnisse, wo ich an allem zu zweifeln begann: Als ich mich so etwa zwei bis drei 
Monate nach dem Wahltag auf dem Parkplatz der Volkskammer-Abgeordneten umsah, stand da kein 
Trabi und kein Wartburg mehr, sondern lauter neue West-Autos. Da kam ein Grünen-Abgeordneter 
aus Sachsen vorbei, sah mein fragendes Gesicht und sagte: „Weißt du das nicht? Wir haben doch alle 
so ein günstiges Angebot bekommen – du doch sicher auch, oder?“  
Darauf entgegnete ich: „So ein Angebot nimmt man doch nicht an, das schmeißt man doch sofort in 
den Papierkorb! Die wollen uns doch damit kaufen.“ Doch das konnte oder wollte der nicht begreifen 
– und die anderen offensichtlich auch nicht.  
Warum sind Sie nicht  in den Bundestag gegangen? 
Ich wollte nicht nach Bonn. Mir hatte das politische Berlin schon gereicht. Und ich habe auch schon 
erkannt, was da läuft. Wenn man nicht durch alle Hintertüren arbeitet, dann funktioniert das nicht. 
Und dazu bin ich zu geradlinig, so bin ich nicht gestrickt. Wenn ich mehr mir das Kungeln besser 
liegen würde, wäre ich für die Politik besser geeignet gewesen. Doch das liegt nun mal nicht in 
meinem Wesen. Da war der Landtag dann übrigens ähnlich schwierig für mich.  
Ist dieses Kungeln nicht gerade das, was typisch für Politik ist? 
Das ist nicht das, was ich unter Politik verstehe. Das ist absolut nicht meine Vorstellung von Politik. 
Mit Mehrheits-Verhältnissen komme ich zurecht, so schwer mir das auch fällt. Aber mit den anderen 
Geschäften, die da so laufen, möchte ich nichts zu tun haben.  
Wie kam es da überhaupt, dass Sie Fraktions-Vorsitzende bei dieser bunt gewürfelten Truppe aus 
Leuten von den Grünen, vom Neuen Forum und von Demokratie Jetzt wurden? 
Weil ich die einzige Frau in unserer Fraktion war. Die anderen haben mir das Amt regelrecht hinterher 
getragen, sie sagten zu mir: „Du musst das machen, Du hast ja schon Erfahrungen aus der 
Volkskammer.“ Und wenn ich einmal Ja zu einer Aufgabe sage, dann meine ich das auch.  
Doch es dauerte kein halbes Jahr, bis die eigene Fraktion mit Tritten in die Kniekehlen begann. Da 
haben sich dann einige Herren eingeredet, dass es ein Fehler gewesen sei, mir diesen Posten zu 
überlassen. Sie meinten, von dem oder der Fraktions-Vorsitzenden müsste mehr Publicity gemacht 
werden. Was natürlich Quatsch war. Jeder einzelne Abgeordnete kann für sich selbst für Publicity 
sorgen – Olaf Möller hat das immer wieder bewiesen.  
Klar war ich keine so begnadete Rednerin, und ich konnte auch nicht wie Olaf aus dem Stegreif 
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feuern. Doch das konnten Sie mir nicht zum Vorwurf machen, denn so toll waren die anderen in 
diesem Punkt nun auch wieder nicht.  
Und meinen Fraktionskollegen ist es nicht gelungen, in einem ihrer Fach-Ausschüsse einen eigenen 
Finanztitel durchzusetzen. Ich habe das geschafft: Im Gleichstellungs-Ausschuss wurde auf meinen 
Vorschlag ein eigener Titel für Frauenhäuser eingerichtet. Es war meines Wissens das einzige Mal im 
Landtag, das für einen Bereich, den es zuvor nicht gab, ein völlig neuer Titel eingerichtet wurde. Da 
bin ich bis heute stolz drauf. 
Und was zählen Sie zu Ihren persönlichen Niederlagen als Landtags-Abgeordnete? 
Dass in Thüringen der Verfassungsschutz installiert worden ist. Das war für mich der absolute Horror-
Tag, das war wirklich schlimm. 
Was waren denn die Gründe dafür, dass Sie Ihren Fraktions-Kollegen Siegfried Geißler und Matthias 
Büchner den Stuhl vor die Tür gestellt haben, also sie aus der Fraktion ausgeschlossen haben? 
Mit Matthias Büchner und Siegfried Geißler war es so, dass sie in immer kürzer werdenden Abständen 
gedroht haben, die Fraktion zu verlassen. Das war schon eine schwerwiegende Drohung, denn wir 
hätten dadurch den Fraktions-Status verloren und damit all die personellen und finanziellen 
Zuwendungen für unsere Arbeit, die mit diesem Status verbunden sind. Und unter diesem Damokles-
Schwert können Sie nicht vernünftig arbeiten.  
Zudem trug ich als Fraktions-Vorsitzende die Verantwortung für unsere doch beträchtliche Zahl an 
Mitarbeitern, die alle von uns Lohn und Brot bekamen, und eben nicht nur Verantwortung für uns paar 
Abgeordnete. Diese Verantwortung habe ich ernst genommen, das war schon eine Last auf meinen 
Schultern. Da brauchte ich einfach einen Ausweg.  
Dieser Ausweg war dann der Ausschluss der beiden – ihre Drohung erwies sich für sie als Bumerang. 
Und Jörg Pöse, der sich schon länger nicht mehr wohl fühlte in der PDS-Fraktion, ist auf mein Bitten 
und Flehen zu unserer Fraktion gewechselt. Er half mir und uns damit aus der Bedrängnis. Unser 
Fraktions-Status blieb mit nunmehr fünf Abgeordneten erhalten, und er hat mir damit einen sehr 
großen Gefallen getan.  
Grundsätzlich möchte ich sagen: Aus der Erfahrung von heute ist dieser Ausschluss ein großer Fehler 
gewesen – statt dessen würde ich aus der Fraktion austreten. Das würde ich mir nicht noch mal 
antun.  
Wie ist Ihr Verhältnis heute zu den Herren Ihrer einstigen Fraktion? 
Es gibt keins. Oder anders gesagt: Das Verhältnis ist sehr schwer getrübt. Ursache dafür war für mich 
das Verhalten dieser Herren zu den Bergwerkern in Bischofferode kurz vor Ende der Legislatur-Periode 
1994. Ich war ja dort eine derjenigen, die am Hungerstreik beteiligt waren – insgesamt fast acht 
Wochen lang. Und beim Fußmarsch nach Berlin war ich auch dabei. Das haben mir meine lieben Mit-
Fraktionäre total übel genommen.  
Mir ging es damals um die Solidarität mit denen, die in Bischofferode für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze 
hungerten. Das konnten oder wollten meine Fraktions-Kollegen nicht verstehen. Sie schüttelten nur 
den Kopf darüber, dass ich mich für Kali stark machte, also für das Düngemittel, das in Afrika und 
anderswo die Böden verdorren lässt.  
Da kam im Namen der Fraktion Gerhard Wien – er hatte ein Mandat für Demokratie Jetzt – hin mit 
drei Mitarbeiterinnen, und das Ganze machte auf mich den Eindruck eines Krankenbesuches nach dem 
Motto „Die psychisch Kranke wird besucht.“ Das fand ich schon sehr heftig.  
Übrigens war es die Kahlschlag-Politik der Kali und Salz AG, die unseren damaligen 
Ministerpräsidenten Dr. Bernhard Vogel dazu brachte, in Bischofferode für einen Moment aus seiner 
Rolle als staatstragender Politiker zu fallen und Klartext zu reden. Vogel sagte damals, er habe in 
Bischofferode „die Fratze des Kapitalismus“ gesehen. Das sind für einen führenden CDU-Mann schon 
beinahe ketzerische Worte. 
Kam Ihnen mit Bischofferode das Gefühl, als Politikerin letztendlich doch nur ein Spielball der 
Wirtschaft zu sein – oder hatten Sie dieses Gefühl schon vorher? 
Früher. Wenn ich darüber nachdenke, hatte ich das Gefühl schon bei dieser vorhin geschilderten 
Episode mit den West-Autos auf dem Parkplatz für die Volkskammer-Abgeordneten. Dass das im 
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Westen so läuft, wusste ich, auch dass es Lobby-Arbeit gibt. Ich konnte mir schon vorstellen, was in 
den Fluren und Beratungszimmern des Bundestages abläuft – so blauäugig bin ich ja auch wieder 
nicht.  
Doch was mich geschockt hatte war, wie schnell das ging und dass es immer so weiter ging. Die 
Desillusionierung hat bei mir schon weit vorher eingesetzt. Nur habe ich mich innerlich zu keiner Zeit 
damit abgefunden. 
Wann wurde Ihnen klar, dass die Politik für Sie keine Lebens-Aufgabe sein würde? 
Das war nicht so klar. Ich hätte schon eine zweite Legislatur-Periode im Landtag mitgemacht. Doch 
eben nur als normale Abgeordnete, nicht als Fraktions-Vorsitzende. Ich war dafür auch kräftemäßig 
einfach am Ende.  
Dieses Hauen und Stechen war auf Dauer nichts für mich. Im Gegensatz zu meiner ehemaligen 
Mitarbeiterin Katrin Göring-Eckardt, die da voll mit eingestiegen ist. Die passt da hin, wo sie jetzt ist. 
Ich habe mich damals dann ja auch geweigert, mich zusammen mit dieser Frau für ein Plakat 
ablichten zu lassen. 
Sie kennen ja sicherlich auch die in der Politik übliche Redewendung mit der Steigerungsform:  
„Freund – Feind – Parteifreund“.  
Oder ein anderes Beispiel aus dem Leben mit Parteifreunden: Da hat sich jemand auf einer Partei-
Versammlung, bei der es um die Nominierung für die Landesliste ging, hingestellt und gesagt, den 
Gerhard Wien könne man aufgrund seiner Seh-Behinderung nicht auf den ersten Listenplatz setzen. 
Nach meiner Meinung ist Gerhard nicht weniger geeignet als jeder andere – im Gegenteil: Er hat mehr 
gespürt als jeder Sehende. Und solche Negativ-Erfahrungen sind Sachen, die ich übel nehme und die 
ich nicht vergessen kann.  
Das war doch der ursprüngliche Ansatz unserer Politik, es anders zu machen als die anderen Parteien 
– wir hatten uns vorgenommen, niemanden auszugrenzen, sondern wollten allen die gleichen 
Möglichkeiten einräumen.  
Wissen Sie, da dachte ich, ich bin falsch in dieser Partei. Mit solchen Leuten möchte ich nichts zu tun 
haben.  
Wie haben Sie damals reagiert? 
Ich habe mich fürchterlich aufgeregt. In solchen Situationen kann und will ich meinen Mund auch 
nicht halten. Natürlich hat der von mir eine Breitseite bekommen. Und er hat sich abgeduckt, weil er 
ja Mitarbeiter der Fraktion war. Am nächsten Tag auf Arbeit war er dann wieder scheißfreundlich. Mit 
solchen Leuten kann und will ich nicht arbeiten.  
Doch leider ist so ein Vorgehen offenbar typisch für die Politik. Wenn ein Ziel verfolgt wird, sind alle 
nur denkbaren Mittel, Tricks und Intrigen recht, um es zu erreichen – ohne jegliche Rücksicht.  
Ich habe mir zu dieser Zeit schon immer überlegt, ob und wie ich überhaupt in einer neu gewählten 
Fraktion arbeiten könnte. Denn um politisch etwas zu erreichen und in der Öffentlichkeit präsent zu 
sein, wäre ich schon auf die Mitarbeit in der Fraktion angewiesen gewesen. 
Wenn Sie das alles so schildern, entsteht der Eindruck, als hätte Ihre Zeit in der Politik – also erst in 
der Volkskammer und danach die vier Jahre im Thüringer Landtag – Ihnen unheimlich viel Kraft 
abverlangt. Stimmt dieser Eindruck? 
Ja. Ich war 1994 nicht böse, als meine Zeit in der Berufspolitik zu Ende ging. Die Querelen 
untereinander waren so heftig, dass ich wirklich genug hatte. Den Wahlkampf habe ich damals 
natürlich noch mitgemacht, aber ich war froh, dass ich nicht noch mal ran musste.  
Wenn auch der Preis, dass wir alle als Partei nicht wiedergewählt wurden und an der Fünf-Prozent-
Hürde scheiterten, ein sehr hoher war. Im Falle des Wiedereinzugs ins Thüringer Parlament hätte ich 
jedoch auf keinen Fall wieder den Fraktions-Vorsitz übernommen.   
Wie ging es nach dem Abschied beruflich für Sie weiter? 
Unsere Fraktion bestand nach der Wahl noch bis Ende 1994, und ich habe mich bemüht, für unsere 
Mitarbeiter Arbeitsstellen zu vermitteln. Da kam mir mein Netzwerk mit meinen vielen Bekannten in 
Thüringen schon zugute.  
41 
 
Für mich selbst gab es – gestützt mit einem rechtlich fundierten Brief einer befreundeten 
Rechtsanwältin – nach einigem Hin und Her die Möglichkeit, wieder bei meinem einstigen Arbeitgeber, 
dem ehemaligen Kreiskrankenhaus, dann Wartburg-Klinikum in Eisenach, anzufangen. Allerdings 
musste ich einen neuen Arbeitsvertrag unterschreiben, so dass mir meine früheren Arbeitsjahre nicht 
angerechnet wurden. Und so arbeite ich wieder in drei Schichten Teilzeit an der Pforte als Pförtnerin 
und Telefonistin.  
Wie gingen die Leute, also die Kollegen, Patienten und Besucher, damit um, dass Sie nun wieder dort 
sind, wo Sie im wörtlichen Sinne schon vor der Wende saßen? 
Klar hat man mich darauf angesprochen, ob das nicht ein Abstieg sei. Doch ich habe für mich damit 
kein Problem und empfinde es auch nicht als Abstieg. Das ist keine Kategorie, in der ich denke. 
Ich fühle mich dort im Krankenhaus ganz wohl. Es ist so geregelt, dass ich zehn Tage im Monat die 
volle Zeit arbeite und damit mein Teilzeit-Pensum abgeleistet ist. Allerdings schiebe ich – wie viele 
Kolleginnen auch – ein Riesen-Pensum an geleisteten Überstunden vor mir her. 
Was für mich damals zählte: Ich wollte wieder eine Arbeit, und die habe ich glücklicherweise 
bekommen. Wir leben davon. Mein Mann Carl-Heinz, der in der Anfangszeit übergangsweise 
Mitarbeiter unserer Partei-Geschäftszentrale war, ist arbeitslos. Wir leben also wie zu DDR-Zeiten 
wieder mit einem schmalen Budget, denn als Mitarbeiter der Kirche standen wir damals weit unten auf 
der Verdienst-Skala. Wir freuten uns immer, wenn Erich Honecker die Erhöhung der Mindestlöhne 
anordnete, denn das kam uns jedes Mal unmittelbar zugute.  
Wissen Sie, die Jahre in der Berufspolitik mit dem guten Verdienst habe ich immer als Ausnahme-
Situation betrachtet. Mir war klar, so würde das nicht weitergehen. Mit dem Geld haben wir damals 
bei unserem Haus das Dach umdecken, die Wärmedämmung anbringen, die Fassade neu verputzen 
und die Heizung erneuern lassen – und das war es auch schon gewesen. 
Wenn Sie zurückschauen auf Ihre Zeit in der Politik, wie würden Sie Ihre Erfahrungen 
zusammenfassen? 
Als heilsam – und zwar in vielerlei Richtung. Etwa was Politik tatsächlich vermag und was nicht. Die 
entscheidenden Weichen werden woanders gestellt. Wie heißt es doch: „Wer das Geld hat, bezahlt die 
Musik.“  
Und ich habe jede Menge verschiedener Menschen kennen gelernt und dadurch sehr viel Lebens-
Erfahrung bekommen. Ich habe die Leute in den unterschiedlichsten Grenz-Situationen erlebt und 
Einsichten gewonnen im gesamten Spektrum von freudiger Überraschung bis zu tiefer Enttäuschung, 
die es sonst im Alltags-Leben so nicht gibt.  
Wichtig war für mich auch die Erfahrung, dass die eingesperrte Situation, wie wir sie in der DDR 
hatten, die unterschiedlichsten Menschen mit einem gemeinsamen Thema zusammen geführt hat, die 
nach Wegfall dieses Eingesperrt-Seins in alle nur denkbaren Richtungen auseinander gingen und für 
die plötzlich andere Dinge wichtig waren. 
Sind Sie noch in irgend einer Weise politisch aktiv? 
Nein, überhaupt nicht. 
Wie sehen Sie es: Sind Sie an der Politik und mit der Politik persönlich gescheitert? 
Nun ja, gescheitert in dem Sinne, dass wir nicht wieder gewählt worden sind. Und als Fraktions-
Vorsitzende war ich an oberster Stelle, also bin ich da natürlich mitbeteiligt. Das war somit auch mein 
persönliches Scheitern, klar.  
Andererseits – wie gesagt – war ich damals persönlich schon auch erleichtert.  
Mit dem Wissen und der Erfahrung von heute: Was würden Sie tun, wenn ein Anruf käme mit der 
Botschaft „Christine, wir brauchen dich wieder“? Würden Sie wieder ins Parlament gehen? 
Für diese Grüne Partei niemals. Und wenn ich nicht schon ausgetreten wäre, würde ich es inzwischen 
längst getan haben angesichts dessen, was die Partei auf Bundesebene tut. 
Wann sind Sie ausgetreten? 
Ich habe die Partei verlassen, als damals Olaf Möller den Parteiwechsel von Vera Lengsfeld mit den 
Worten kommentierte: „Dieser Frau weinen wir keine Träne hinterher.“ Diesen Spruch hatten Kurt 
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Hager oder Egon Krenz kurz vor Ende der DDR gesagt, als so viele Ostdeutsche nach 
Westdeutschland geflohen sind. Da wurde mir klar, dass ich in dieser Partei wohl nun endgültig fehl 
am Platze bin. Nicht dass ich Frau Lengsfelds Schritt in Ordnung fand, aber ich halte solche Sprüche 
von führenden Parteileuten für unverantwortlich. 
Ist Politik eine der stärksten legalen Drogen, wie es landläufig heißt? Oder hat der Volksmund Recht, 
wenn er sagt, Politik ist eine Hure? 
Beides. Das mit der Hure bezieht sich auf das bereits erwähnte Kungeln, auf das Dealen, auf dieses 
„Gibst du mir – geb ich dir“. Auf dieses „Wenn du bei meinem Thema Ja sagst, stimme ich dafür bei 
deinem Thema mit Ja“.  
Selbst für Edda Heymel von der SPD, die ich wirklich schätze, wurde es irgendwann zuviel. Sie 
erzählte mir, dass sie bei einer Abstimmung, wo sie persönlich mit Ja stimmen wollte, doch ihre 
Fraktion ein Nein von ihr erwartete, für sich keine andere Wahl sah, als kurz zuvor aus dem Plenarsaal 
zu eilen. Das halte ich schon für schwierig.  
Und Politik kann auch zur Droge werden. Natürlich ist es reizvoll und macht Spaß, wenn man etwas 
erreicht, was durchgesetzt hat oder denen im Landtag eine Kerze angezündet hat, auf dass ihnen ein 
Licht aufgehe.  
Ich gehörte für unsere Fraktion zum Ältestenrat des Thüringer Landtages, der die Landtags-Sitzungen 
vorbereitet und die Tagesordnungen festgelegt hat. Dort hat mir der damalige SPD-Abgeordnete Peter 
Friedrich von der SPD geholfen, als es darum ging, mein Thema Frauenhäuser zur Verabschiedung als 
Haushalts-Titel auf die Tagesordnung zu bekommen. Ich habe dort mit Feuereifer diskutiert – jedoch 
mit wenig Aussicht auf Erfolg. Es sah schon so aus, als würden die anderen Mitglieder des 
Ältestenrates den Punkt über die Frauenhäuser nicht auf die Tagesordnung setzen.  
Da schaltete sich Peter Friedrich in das Gespräch ein und sagte: „Meine Frau macht bei einem 
Frauenhaus in Altenburg mit. Sie glauben gar nicht, womit die sich alles rumschlagen müssen.“ Dieser 
Unterstützung hatte ich es zu verdanken, dass der Haushalts-Titel über die Frauenhäuser in die 
Tagesordnung aufgenommen wurde und im Landtag zur Abstimmung kam.  
Wenn es Herrn Friedrich nicht gegeben hätte, gäbe es diesen Haushaltstitel nicht. Für mich war toll zu 
spüren, dass jemand das eigene Anliegen unterstützt. Und damit den Erfolg der Sache möglich macht. 
Oder damals, als ich die Unterschriften-Liste gegen den Abtreibungs-Paragraphen 218 an 
Ministerpräsident Bernhard Vogel übergab: Der hatte offensichtlich gedacht, er habe es mit dem 
Teufel persönlich zu tun. Als ich ihm die Listen überreichte im Landtag, warf er sie voll Abscheu auf 
den Boden – symbolischer ging es gar nicht.  
Es war das Beste, was mir passieren konnte: Welcher Journalist hätte schon über diese Sache 
berichtet, wenn Vogel in dieser Situation nicht die Beherrschung verloren hätte? 
In diesen Situationen war Politik schon so etwas wie eine Droge für mich. 
Gab es danach auch Entzugs-Erscheinungen? 
Ja, die gab es schon. Ich habe nach der Abwahl Unmengen von Zeitungen verschlungen, bis mein 
Mann irgendwann sagte: „Das können wir uns nicht mehr leisten, wir müssen einige abbestellen.“  
Und für Politik und meine Themen interessiere ich mich immer noch genauso. Manche Diskussion regt 
mich so auf, da würde ich am liebsten in den Zug steigen und nach Erfurt zum Landtag stürmen. Aber 
das bringt ja nichts. 
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Jahre im Landtag? 
Das sind Erfahrungen, die ich nicht missen möchte. Es war spannend, aufregend, und ich habe durch 






Detail-Aufnahme an der Fassade neben dem neuen Plenarsaal. 
 
 
Edda Heymel (SPD):  
„Ich habe mich ständig beobachtet gefühlt“ 
 
• Edda Heymel, Jahrgang 1951, ausgebildete Heimerzieherin, lebt in Breitungen und 
arbeitet als Erzieherin an einer Grundschule.  
• Sie war Abgeordnete des Thüringer Landtags für die SPD in der 1. Wahlperiode 
1990 – 1994 und in der 2. Wahlperiode 1994 – 1999. 
• Sie war in der 1. Wahlperiode im Gleichstellungs- und im Bildungsausschuss sowie 
in der 2. Wahlperiode im Bildungsausschuss aktiv. 
• Ort des Gesprächs: bei Edda Heymel zu Hause in der Küche. 
 
Frau Heymel, wie haben Sie den November 1989 in Erinnerung? 
Mich hat die Groß-Demonstration am 4. November 1989 auf dem Berliner Alexanderplatz sehr berührt. 
Das war schon Wahnsinn. Wie hat da die Schauspielerin Steffi Spira gesagt: „Mein Vorschlag für den 
ersten Mai: Die Regierung zieht am Volk vorbei.“ Deren Worte haben mich beeindruckt. 
Die Maueröffnung war für mich gar nicht mal so bewegend, da war mir dieser 4. November wichtiger. 
Als wir dann am 11. November 1989 losfuhren, haben wir hinter der Grenze ein bisschen die 
Menschen und die Häuser angesehen. Die Überraschung war die Begegnung mit einer Frau in 
Mellrichstadt, mit der ich ins Gespräch kam. Schnell stellte sich heraus, dass sie dasselbe Platt sprach 
wie wir hier, wie unsere Leute auf dieser Seite der Grenze. Das hat mich aufgewühlt. 
Wie sind Sie zur SPD gekommen? 
Mein Vater war politisch sehr interessiert – er hat solche Politiker wie Willy Brandt und Herbert 
Wehner geliebt. Bei uns zu Hause wurde stets die „Tagesschau“ geguckt, da mussten alle Kinder ruhig 
sein. Und ich hab das als Kind die Begeisterung für diese beiden SPD-Politiker und überhaupt für die 
SPD übernommen. 
Jetzt mache ich mal ein Sprung in das Jahr 1989: Wir haben die Wende hier im Dorf mit 
vorangetrieben. Und als die Mauer fiel, wollten mein Mann und ich mit unseren Kindern sofort nach 
44 
 
Paris fahren – wir glaubten nämlich, dass die Mauer bald wieder dicht gemacht werden würde. Also 
schnell die Chance genutzt und den Traum verwirklichen. 
Doch der Start nach Paris war schwierig: Vor unserer Grundstücks-Ausfahrt parkte ein fetter Mercedes 
mit kleinem SPD-Schild am Heck. Der Mann, der aus dem Wagen ausstieg und sich als der SPD-
Landtagsabgeordnete Werner Hollwich aus Schweinfurt vorstellte, fragte mich: „Gibt es denn hier im 
Dorf Leute, die die SPD gründen wollen?“ Da habe ich gesagt: „Ich habe jetzt gar keine Zeit, wir 
wollen nach Paris. Doch wenn Sie sich genau in einer Woche noch mal melden, bin ich wieder da und 
mache mit.“ 
Einige Tage vorher waren wir mit Freunden, Bekannten, Kollegen überein gekommen, uns zu 
engagieren. Uns war klar, dass wir eine Partei gründen müssten, um überhaupt was zu bewegen.  
Und eine Woche später war Werner Hollwich pünktlich auf die Minute wieder bei uns – das Auto voll 
mit lauter engagierten fränkischen SPD-Genossen. Und so kam es, dass wir dann wenige Tage später 
hier einen SPD-Ortsverein ins Leben riefen.  
Von da an hatte ich sehr viel Arbeit. Und meistens fanden die Treffen mit den Genossen hier in dieser 
Küche statt. Wir mussten die Kommunalwahlen vorbereiten, Programme und vieles andere mehr 
verfassen. Die Genossen aus Franken haben sich große Mühe gegeben und uns viel geholfen – zu 
denen habe ich bis heute einen tollen Kontakt. Aus diesen Anfangs-Kontakten sind richtige 
Freundschaften geworden.  
Wenn ich an die Wende zurückdenke, fällt mir zuerst ein, dass ich nie Zeit hatte, sondern ständig aktiv 
war. Und zu Hause blieb alles liegen. Draußen mein Steingarten ist damals zu einem Wildwuchs-
Gebiet geworden, und meine Beetfläche hat sich auf ein Minimum reduziert.  
Wie ging es nach der Kommunalwahl weiter? 
Es war ein verheerendes Ergebnis damals für die SPD im Dorf. Wir zogen mit fünf Leuten ins 
Gemeinde-Parlament ein, aber wir haben trotzdem viel gemacht. Wir hatten uns alle ja erst mal mit 
diesem Satzungs-Kram zu befassen – heute weiß ich, dass das so nicht nötig gewesen wäre.  
Wir hätten durchaus nicht alles so machen müssen, wie es im Westen gemacht wurde. Doch so sind 
Satzungen über Satzungen entstanden, die gar nicht nötig gewesen wären. Das ging so weit, dass 
man den Leuten vorschreiben wollte, was sie in ihre Vorgärten pflanzen dürfen – da sollten 
Nadelbäume verboten werden, weil sie für den Thüringer Wald angeblich keine typischen Gehölze 
wären! 
Man hätte genauso gut den Bürgern einen großen Freiraum einräumen können – und nicht alles bis 
auf das I-Tüpfelchen vorschreiben müssen. Ich denke, die Bürger sind mündig und würden 
gewissenhaft mit den Themen umgehen.  
Dann habe ich noch bei der SPD im Altkreis Schmalkalden mitgemacht, allerdings ohne genaue 
Funktion. Und da hat mich jemand vorgeschlagen für den Landtag – plötzlich stand mein Name auf 
der Liste. Ich habe das jedoch gar nicht ernst genommen und mich auch nicht um Unterstützung oder 
Stimmen-Mehrheiten bemüht.  
Selbst zum Parteitag, bei dem parteiintern über diese Liste abgestimmt wurde, fehlte ich und konnte 
mich somit persönlich nicht vorstellen: Da irgendwer in unserer großen Familie krank war, blieb ich zu 
Hause. Abends kam ein Anruf mit der Mitteilung, ich sei auf Listenplatz 20 – und Monate später war 
ich im Landtag. 
Aus heutiger Sicht klingt das unglaublich. Welches Motto hatten Sie, als Sie in den Landtag gingen? 
Ganz einfach: Dass ich ich bleib. Und das – denke ich – ist mir bis zum letzten Tag gelungen. Ich habe 
mich dort nicht verdrehen und verbiegen lassen. Dinge, die ich nicht mittragen wollte, habe ich nicht 
mitgetragen. Vielleicht bin ich deswegen auch kein Mensch für eine Partei-Karriere. Ich würde mich 
um des Mandats willen nicht kleiner machen, als ich bin. 
Zum Glück war ich finanziell nie von dem Mandat abhängig. Ich hatte das Geld, das man als 
Abgeordnete verdient, überhaupt nicht nötig. Ich habe einen Mann, der gut verdient. Das war immer 
eine Gewissheit, die mich viele Dinge entspannter sehen ließ. Das war wirklich ein gutes Gefühl.  
Viele Abgeordnete haben auch gar keine andere Wahl, als in dieser Knochenmühle zu bleiben: Sie 
haben ein Haus gebaut, dessen Raten sie monatlich bezahlen müssen, und sie haben obendrein 
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beruflich den Anschluss verpasst. Wissen Sie, die haben wohl alle vorher nicht richtig drüber 
nachgedacht, dass jedes Mandat auf vier, höchstens fünf Jahre begrenzt ist. Wer finanziell abhängig 
ist, hat plötzlich nur eingeschränkte Entscheidungs-Möglichkeiten. Und das ging mir zum Glück nicht 
so. Somit war ich von denen dort in Erfurt nicht abhängig – und das war gut. 
Was für Erinnerungen haben Sie an die erste Zeit im Thüringer Landtag und in Ihrer SPD-Fraktion? 
Anfangs kannte ich ja überhaupt keinen. Bei der ersten Zusammenkunft unserer Fraktion war ich 
überrascht, dass alle Männer mit Anzug und Schlips gekommen waren. Das hatte ich irgendwie nicht 
erwartet. 
Heute weiß ich: Damals hatte sich schon vorher eine Gruppierung gebildet – zu der gehörten Gerd 
Schuchardt und Peter Friedrich –, die dann den Vorstand stellte und die Fraktion führte.  
Im Nachhinein muss ich sagen, dass der Gerd Schuchardt den Fraktions-Vorsitz gar nicht so schlecht 
gemacht hat. Er hatte wohl gar keine andere Wahl, als ein sehr strenges Regime zu führen. Das war 
gar nicht so verkehrt. Bei so vielen so unterschiedlichen Menschen muss es einen geben, der hart 
durchgreift. Ansonsten machen die, was sie wollen, und tanzen auf dem Tisch herum – und das ist ja 
nicht Sinn der Sache.  
Damals jedoch war ich persönlich mitunter sehr über seine Art verärgert. Manchmal hatte ich schon 
eine Stinkwut auf ihn. Und ich muss auch sagen, ich war dreimal bei ihm zu Vier-Augen-Gesprächen 
geladen, weil ich zu frech war oder so. Doch da bin ich nur beim ersten Mal hingegangen, dann nicht 
mehr.  
Die erste Legislatur-Periode war überhaupt sehr spannend. Besonders erinnere ich mich an die 
Sitzungen des Parlaments zum Bildungs-Gesetz. Die SPD-Fraktion hatte dazu einen eigenen Gesetz-
Entwurf eingebracht – eine sehr umfangreiche, monatelange Vorarbeit. Und wie ich da so im 
Parlament saß und grübelte, ob wir auch an alles gedacht haben bei diesem Entwurf, fiel mir plötzlich 
ein: „Die Schulspeisung!“ Die hatten wir vergessen. Was nun?  
Ich ging kurzerhand zu Christine Grabe, der Fraktions-Vorsitzenden der Grünen-Fraktion, die ich gut 
kenne, und erzählte ihr von dem Versäumnis. Daraufhin hat sie flugs einen Antrag geschrieben, diesen 
sofort vorgelegt – und innerhalb kürzester Zeit stand die Schulspeisung im Bildungs-Gesetz! So ist die 
vom Land finanziell gestützte Schulspeisung in Thüringen gerettet worden. Glauben Sie mir, ein 
solcher Ablauf und solch ein Tempo wären heutzutage undenkbar. 
In unserer Fraktion waren 21 Abgeordnete. Man braucht innerhalb so einer großen Gruppe auch eine 
kleine Gruppe, um dieses anstrengende Geschäft überhaupt durchzustehen. Und so haben sich in der 
Fraktion auch Freundschaften gebildet. Ich konnte zum Beispiel Klaus Mehle und Ingrid Raber alles 
sagen und mir sicher sein, dass keiner von beiden etwas weitererzählen würde. Und umgekehrt war 
es genauso.  
Welche Erfahrungen haben Sie als Berufs-Politikerin mit den Menschen im Wahlkreis und in ganz 
Thüringen gemacht? 
Also, was mich tief getroffen hat, war die Nicht-Anerkennung meiner Arbeit als Landtags-
Abgeordnete. Viele Leute dachten da sehr oberflächlich und hielten auch nicht mit ihrer falschen 
Meinung hinterm Berg, die da lautet: „Die fährt früh fort, macht ihr bisschen Kram und steckt dafür 
viel Geld ein.“ Dass ich oft erst abends kurz vor Mitternacht nach Hause gekommen bin, das hat 
keiner gesehen. Und die Aufgaben im Haushalt und die Kinder-Erziehung warteten auch noch auf 
mich. Meine Familie hat damals mir vieles zu Hause abgenommen, sonst wäre das gar nicht 
gegangen.  
Ein einschneidendes Erlebnis in diesem Zusammenhang hatte ich hier in Breitungen: Es war 
Sonnabend, wir erwarteten viele Leute zu Besuch bei uns zu Hause, und deshalb fuhr ich noch schnell 
mit dem Fahrrad zum Bäcker einkaufen. Wir wollten grillen, und deshalb ließ ich mir von jeder 
Brötchensorte zehn Stück geben. Das war zu der Zeit, als die Brötchen nicht mehr für ein paar 
Pfennige zu haben waren. Da hörte ich es plötzlich hinter mir böse zischeln: „Das kann die sich ja 
auch leisten!“  
Das muss man sich mal vorstellen – als wollte ich die Brötchen alle alleine essen! So etwas an Neid 
und Missgunst hatte ich noch nicht erlebt. Dabei war ich doch nur Abgeordnete – nichts weiter. Ich 
war immer da, wenn Sitzungen angesetzt waren – ich habe nicht ein einziges Mal geschwänzt. Denn 
46 
 
was ich mache, mache ich richtig. Und ich habe zu keiner Zeit mein Abgeordneten-Mandat 
vernachlässigt, sondern eher schon meine Familie. Und dann musste ich mir solche Sprüche anhören. 
Das war schon hanebüchen. 
Ich habe manchmal gedacht in dieser Zeit: „Was bilden die Leute sich ein. Du fährst jeden Tag nach 
Erfurt, musst oft sogar dort übernachten, hast einen endlosen Arbeitstag – und als Dank erntest du 
solche blöden Sprüche!“ Wissen Sie, es ging mir dabei gar nicht mal um Anerkennung meiner Arbeit – 
aber ich wollte auch nicht abfällig beurteilt werden. Doch das übliche Maß an Anstand und Respekt 
habe ich oftmals vermisst, das muss ich ganz ehrlich sagen. 
Wo sehen Sie Ihre persönlichen Erfolge in der Landtags-Zeit? 
Kurz gesagt war das für mich die Arbeit im Gleichstellungs-Ausschuss. Wir haben dort mit dafür 
gesorgt, dass in Thüringen die Frauenhäuser eingerichtet werden konnten.  
Und die Niederlagen? 
Ich glaube, im Bildungs-Gesetz hätten wir vieles anders machen können oder sogar müssen. Mir 
gefällt nicht, dass schon ab der vierten Klasse die Entscheidung für das Gymnasium gefällt werden 
muss. Und ich weiß nicht, ob das DDR-System nicht das bessere gewesen ist: Etwa die enge 
Zusammenarbeit der Grundschule mit dem Kindergarten, wo man die Kinder durch die vielen 
Hospitationen genau kannte, wenn die in die erste Klasse kamen. Das ist ja heute nicht mehr so – ich 
weiß aus meiner Arbeitserfahrung, dass man die Kinder bestenfalls einmal sieht, bevor sie in die 
Schule kommen. Auch kamen die Kinder früher mit einer anderen Vorbildung aus dem Kindergarten.  
Das liegt mit daran, dass zu DDR-Zeiten der Kindergarten mit zur Volksbildung gehörte wie die 
Schulen auch. Und jetzt ist für die Kindergärten das Sozialministerium zuständig und für die Schulen 
das Kultusministerium. Da liegt der Hase im Pfeffer. 
Ich denke, man muss an der Dreigliedrigkeit des Schul-Systems rütteln. Ich glaube nicht, dass dieses 
System für die Kinder gut ist. Die Kinder sollte länger zusammen lernen können. Und der häufige 
Lehrer-Wechsel tut ihnen auch nicht gut, da entsteht einfach keine Kontinuität. Früher führte eine 
Lehrerin die Kinder von der ersten bis zur vierten Klasse, die kannte ihre Kleinen bestens. Heute 
müssen sich die Schüler durch das Floating-Modell der Lehrer immer wieder auf jemand anderen 
einstellen.  
Wissen Sie, es war zuviel, was mich verärgert hat. Auch wie man dort mit Menschen umgegangen ist, 
mit Kollegen. Mir ist das auch immer arg an die Nieren gegangen. Ich hatte dann zu tun, dass ich das 
für mich persönlich verarbeitete. Insgesamt war es leider so, dass mir als Abgeordnete oft die Zeit 
fehlte, tiefgründig über ein Problem zu reden. Vieles blieb sehr oberflächlich.  
Und auch diese Vereins-Tümelei von Landtags-Abgeordneten, überall dabei zu sein, was es so gibt: 
Sportverein, Faschingsverein und so weiter, das war absolut nichts für mich. 
Man muss sich als Abgeordnete einfach zu viel nach anderen richten, finde ich. Und ich habe mich 
ständig beobachtet gefühlt, das war schlimm. Das hat mir nicht gefallen. Da bin ich lieber die ganz 
normale Edda Heymel und fühle mich wohler. 
Insgesamt habe ich mich jedoch nicht zu sehr verärgern lassen. Dank der Freunde in der Fraktion, zu 
denen ich neben Klaus Mehle und Ingrid Raber auch Helmut Rieth zähle, bin ich ganz gut über die 
Runden gekommen. Trotzdem war ich froh, als es vorbei war. 
Was war Ihnen wichtiger: Ihr Wahlkreis oder ganz Thüringen? 
Viele meinen, das Engagement für den Wahlkreis sei die ureigenste Aufgabe jedes Abgeordneten. Ich 
dagegen war eine Verfechterin für ganz Thüringen – und habe dafür oftmals eine auf die Nase 
bekommen. Ich finde, man darf nicht so kleinkariert denken wie die Fürstenhäuser früher und sagen: 
„Jetzt will ich aber den Betrieb x in Schmalkalden haben“, renne ins Wirtschafts-Ministerium und 
mache da Dampf. Ich halte das für Blödsinn.  
In der Fraktion haben das viele anders gesehen, und wir haben uns oft darüber gestritten. Und die 
Leute in meinem Wahlkreis haben auch immer wieder gesagt: „Denke dran, dein Wahlkreis kommt 
zuerst!“ Doch das sah ich gar nicht so – und hatte deshalb oft Probleme. 
Genau genommen ist nach meiner Ansicht Thüringen als eigenständiges Land zu klein. Man hätte 
1989 da lieber größere Bundesländer strukturieren sollen. Wenn man sich so das DDR-Gebiet 
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anschaut, hätten wohl drei Länder gereicht. Aber das ist alles zu spät, und darüber zu reden ist 
müßig. Es wird viele Jahrzehnte dauern, bis man so etwas vielleicht mal hinbekommt. Überhaupt sind 
zur Wende viele, viele große Chancen verbaut worden.  
Ich denke auch, dass man irgendwann das Parlament umwandeln kann. Ich frage mich, ob die 
Mandate heutzutage wirklich als Vollzeit-Jobs ausgelegt sein müssen. In der ersten Wahl-Periode mit 
den fast 200 verabschiedeten Gesetzen sah das sicher anders aus.  
Wann kamen Ihre ersten Zweifel, ob Sie im Landtag wirklich am richtigen Platz sind? 
Das kam in der zweiten Legislatur-Periode. In der ersten war ich gern Abgeordnete – es war auch für 
mich eine sehr lehrreiche Zeit, spannend und interessant. Doch das nahm ab, wurde nach und nach 
weniger. Das bestätigen mir auch viele Leute, die wie ich von Anfang an dabei waren.  
Da dann gibt es viele Abgeordnete, die sich sehr, sehr wichtig nehmen. Manche denken offenbar, 
ohne sie ginge die Welt unter. Da kam ich manches Mal ins Grübeln.  
Was mir auch noch sehr schlimm aufgestoßen ist: Dass Fehler, die logischerweise auch Minister oder 
auch die Gleichstellungs-Beauftragte machten, um keinen Preis zugegeben wurden. Was wäre dabei 
gewesen, wenn die gesagt hätten: „Uns ist hier ein Missgeschick passiert, da müssen wir das nächste 
Mal besser aufpassen. Das war ein Fehler.“ Doch so etwas hören Sie höchst selten aus einem 
Politiker-Mund. Stattdessen wird kaschiert. Und ich glaube sogar, die Leute würden das Zugeben eines 
Fehlers honorieren.  
Wie haben Sie die Regierungs-Beteiligung der SPD während der Großen Koalition in der zweiten 
Wahlperiode erlebt? 
Es wurden noch mehr Sitzungen, da man sich nun nach jeder Ausschuss-Sitzung mit deren 
Ergebnissen als Fraktion neu auseinandersetzen musste. Also noch mehr Speck am Hintern, noch 
länger sitzen.  
Und wie sehen Sie die derzeitige Alleinherrschaft der CDU in Thüringen aufgrund der absoluten 
Mehrheit? 
Jede absolute Mehrheit finde ich prinzipiell nicht so gut, weil die dann machen können, was sie wollen. 
Zugleich muss ich sagen: Ich finde, dass der Dieter Althaus als neuer Ministerpräsident seine Sache 
gut macht. Mit ihm habe ich früher gut zusammengearbeitet – er war ja der Kultusminister, mit dem 
wir im Bildungs-Ausschuss viel zu tun hatten. Und man konnte durchaus mit jeder Sache zu ihm 
kommen – das muss ich ihm lassen. Ich denke auch, er war ein guter Minister. 
Wie war das Miteinander in Ihrer Fraktion? 
Diese Fraktions-Disziplin fand ich furchtbar. Ich halte es so im Leben, dass es stets irgendwo um die 
Sache gehen muss. Also ist ein Vorschlag gut – oder ist er nicht so gut. Und erst dann schaue ich, wer 
den Vorschlag gemacht hat.  
Andererseits: Es geht wohl nicht anders als mit Fraktions-Disziplin. Für mich selbst jedoch konnte ich 
damit nichts anfangen. Und ich hätte mich auch nie zwingen lassen. Das habe ich zu DDR-Zeiten nicht 
mit mir machen lassen, und das würde ich auch jetzt nicht mit mir machen lassen. Deswegen bin ich 
wohl auch kein Mensch für eine Partei-Karriere. 
Ich glaube, dass ich gelegentlich ausgeschert bin, hat den Gerd Schuchardt wohl nicht weiter 
interessiert.  
Wann reifte Ihr Entschluss, mit Ende der zweiten Wahlperiode im Landtag aufzuhören? 
Ach wissen Sie, ich hatte irgendwann einfach die Nase voll – es war genug. Das waren neun 
spannende Jahre, eine wichtige Zeit in meinem Leben. Und nun wollte ich wieder etwas anderes 
machen. 
Waren da vielleicht auch einige froh, als die von Ihren Rückzugs-Plänen erfuhren? 
Kann man wohl sagen. Natürlich haben ich und ein paar andere manchmal gestänkert – das ist doch 
ganz klar. Und ich gebe auch zu, dass es da schon hin und wieder eine andere Fraktions-Sitzung 
innerhalb der Fraktion gab. Man muss schon gelegentlich deutlich machen: „Bis hier hin und nicht 
weiter!“  
Immer und überall ist Wissen ein Herrschafts-Vorsprung – und viele Dinge wusste eben nur der 
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Fraktions-Vorstand. Im Laufe der Zeit hatte ich mir dann meine Quellen, wie ich trotzdem an solche 
vertraulichen Informationen gelangte. Das lernt man in der Politik, wie man sich solche Quellen 
erschließt.  
Andererseits habe ich auch eine ganze Weile klar auf Schuchardts Seite gestanden, weil mir der 
Richard Dewes richtig auf meinen Nerven rumgetreten hat. Den konnte ich manchmal kaum noch 
ertragen. 
Im Nachhinein hat sich als wichtig erwiesen, dass es meine eigene Entscheidung war, den Landtag mit 
Ende der zweiten Wahlperiode zu verlassen. Ich hatte es besser als die anderen, für die aufgrund 
ihrer hinteren Listen-Plätze und des schlechten Wahlergebnisses der Thüringer SPD unter 
Spitzenkandidat Richard Dewes eine Welt zusammengebrochen ist. Wir waren ja noch hinter die PDS 
zurückgefallen! Ich hatte zwar ein schlechtes Wahl-Ergebnis erwartet – doch so schlecht, wie dann 
kam, nun auch wieder nicht. 
Ich dagegen hatte Zeit, mich auf den Abschieds-Tag innerlich vorzubereiten. Und mir war immer klar: 
„Ich bin nur zeitweise im Landtag, weil politische Mandate zeitlich begrenzt sind.“ Das haben 
wahrscheinlich viele vergessen oder verdrängt – und sind dann in ein dunkles Loch gerutscht.  
Ich habe die Politik auch nicht groß vermisst – nur am Anfang ein bisschen. Mir fehlten Kollegen wie 
Franz Herrmann Schmitt, mit dem ich viele Jahre zusammengearbeitet habe. Mit dem konnte ich 
wunderbar über alle nur möglichen Themen reden.  
Wie war die Unterstützung Ihrer Familie für Sie während und nach der Abgeordneten-Zeit? 
Sehr gut. Mein Mann ist ja bis heute höchstgradig politisch interessiert – er hört den ganzen Tag 
Deutschlandfunk in seinem Selbständigen-Büro. Der weiß immer bestens Bescheid, oft besser als ich. 
Und meine Kinder waren wohl schon ein wenig stolz auf ihre Mutter. 
Und die Rückkehr in Ihren alten Beruf? 
Das war kein Problem, da ich ja zum Öffentlichen Dienst gehöre, und ich hatte für die Zeit im Landtag 
eine Beurlaubung bekommen. Ich bin wieder Horterzieherin, und ein paar Stunden mit den Kindern zu 
arbeiten macht mir viel Spaß. Ich nehme mir viel Zeit und versuche das ordentlich zu machen, um 
auch den Kindern Freude zu bereiten. Das mache ich schon. Denn für viele Kinder nimmt sich kaum 
jemand Zeit. Das merke ich schon ganz genau, und die Kinder erzählen es mir ja auch. 
Die Kinder brauchen Zeit – und die haben die Eltern oft nicht. Wer von denen Arbeit hat, hat bis 
obenhin zu tun. Und die keine Arbeit haben, haben auch keine Zeit für ihre Kinder, weil da die 
verschiedensten Sorgen den Alltag bestimmen. 
Sind Sie politisch noch aktiv? 
Nur hier im Dorf im SPD-Ortsverein. Da bin ich im Vorstand. 
Über Politik gibt es die verschiedensten Meinungen. Eine lautet „Politik ist die stärkste legale Droge“, 
die andere heißt „Politik ist eine Hure“. Was meinen Sie dazu? 
Für manche Politiker ist es eine Droge geworden.  
Wie viel Macht hat ein Abgeordneter? Kann man tatsächlich etwas bewegen – oder ist man nur ein 
Rädchen im Getriebe? 
Der einzelne kann in der Tat wenig bewegen – es sei denn bei einer Abstimmung geht es knapp zu. 
Aber ansonsten ist man doch ein kleines Rad in einem großen Getriebe. Und da wundert es mich um 
so mehr, dass sich manche Damen und Herren Abgeordnete so sehr wichtig nehmen.  
Wie haben Sie den Alltags-Stress als Abgeordnete bewältigt? 
Also ich hatte oft heftig zu tun, um das alles für mich aufzuarbeiten. Das ist nicht außen an mir 
abgeperlt. Das war nicht so, dass ich alles innerlich hinter mir gelassen habe, wenn ich in Erfurt die 
Tür zugemacht habe. Erst zuhause konnte ich es verarbeiten – oft im Gespräch mit meinem Mann und 
den Kindern. Die waren mir da sehr hilfreich, man muss ja mit jemandem darüber reden.  
Hinzu kam oft die persönliche Enttäuschung bei Niederlagen in der Fraktion oder beim Scheitern eines 
unserer Anträge im Parlament, von dem man überzeugt war, den man für richtig und gut hielt. 
Oftmals hat man nur für den Papierkorb gearbeitet. Manchmal hat man das schon vorher gewusst – 
und hat es trotzdem wieder versucht, obwohl klar war, dass man keine Mehrheit für das Vorhaben 
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findet. Die anderen fegen es eh nur vom Tisch. Und die Fraktions-Disziplin kann dafür sorgen, dass 
man für eine gute Sache keine Mehrheit bekommt. Damit hatte ich lange zu kämpfen. Mehrheiten zu 
suchen ist ein ganz spezielles Thema in der Politik. 
Wie lautet Ihr Fazit im Rückblick? 
Wir haben zuviel aus den alten Ländern übernommen – das war unser Kardinalfehler. Wir haben die 
einmalige geschichtliche Chance verpasst, mal wirklich einen Schnitt zu machen. Wegen mir hätte 
man damals mit einer neuen Verfassung in der Paulskirche in Frankfurt am Main anfangen können. 
Aber jetzt ist alles zu spät.  
Ich würde auch jetzt nicht noch mal ins Parlament gehen wollen – da gibt es Jüngere, die könnten das 
besser als ich. Und dennoch: Die Jahre im Landtag waren für mich eine spannende, schöne und sehr 
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Herr Höpcke, mit der Wende haben viele Leute mit ähnlicher Prägung und ähnlichem Werdegang wie 
Sie sich aus dem politischen Leben zurückgezogen. Was war Ihr Motiv, politisch aktiv zu bleiben? 
Wissen Sie, ich war innerhalb der DDR ein ziemlich kritischer Mensch und bekam da und dort auch 
kleine Beulen ab. Allerdings habe ich mich niemals als Oppositioneller gefühlt. Daher traf es mich nicht 
ganz unvorbereitet, als man mich im Oktober 1989 fragte, ob ich mich an der Umgestaltung meiner 
Partei beteiligen wollte. Nachdem ich vorher Kritik geübt hatte an dem bisherigen Politik-Stil, habe ich 
mich für nicht berechtigt gehalten, in dieser Situation Nein zu sagen.  
Welche Beulen haben Sie sich denn geholt? 
Es gab verschiedene. So etwa den Streit 1985, als ich die Veröffentlichungs-Genehmigung gegeben 
hatte für Volker Brauns „Hinze-Kunze-Roman“ und auch eine Rezension über das Buch für die 
„Weltbühne“ geschrieben hatte. Da gab es Leute, die der Meinung waren, dafür müsste ich abgesetzt 
werden. Und mein Chef, der Kultur-Minister Hans-Joachim Hoffmann, wurde genötigt, mir in dieser 
Sache einen strengen Verweis zu erteilen. Das war damals schon ein ziemlicher Ärger. 
Und es gab die andere Situation, in der Willi Stoph mich zeitweilig beurlaubte: Als im PEN diskutiert 
wurde über die Verhaftung von Vaclav Havel in Prag, hatte ich mit für eine PEN-Protestresolution 
gestimmt. Die Vorlage für meine Abberufung war schon in Arbeit. Irgendwie ist diese Nachricht 
durchgesickert, und da haben verschiedene Leute erklärt, man könne sie ja gleich mit absetzen. 
Hermann Kant war einer von ihnen. Da wurde diese Sache dann nüchterner betrachtet und sein 
gelassen. Solche Reibereien gab es, ich empfinde mich jedoch nicht als besonders gezeichnet. 
Wann wurde Ihnen klar, dass aus dem Hauptstadtmensch Höpcke der Thüringer Landtags-
Abgeordnete Höpcke wird? 
Ich habe bei der Volkskammerwahl schon für den Wahlkreis Erfurt kandidiert, weil wir uns im 
Parteivorstand und Präsidium der PDS klar waren, dass wir nicht alle in Berlin kandidieren können. Für 
mich war Leipzig im Gespräch wegen der vielen Verlage dort und weil ich dort FDJ-Bezirkssekretär 
war. Doch die Entscheidung fiel zugunsten von Dietmar Keller, weil er jüngeren Datums jahrelang in 
Leipzig gearbeitet hatte. Und so schlug ich Erfurt vor, da ich viel mit den Nationalen Forschungs- und 
Gedenkstätten in Weimar zu tun hatte. Später ergab sich daraus das Angebot an mich, hier in Erfurt 
für den Landtag zu kandidieren.  
Hatten Sie denn nie die Absicht, für Ihre Partei Bundestags-Abgeordneter zu werden? 
Nein, und zwar aus folgendem Grund: Ich war als Mitglied des Volkskammer-Ausschusses „Deutsche 
Einheit“ öfter in Bonn, wo wir mit den Mitgliedern des gleichnamigen Bundestags-Ausschusses beraten 
haben. Ich fand Bonn übrigens nicht so abstoßend wie viele andere – einiges fand ich sogar ganz 
anziehend. In diesen Sitzungen spürte ich schnell, dass Leute wie ich, die zu DDR-Zeiten eine gewisse 
Verantwortung getragen haben, geschnitten wurden.  
Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte, war folgendes Erlebnis: Ich kannte durch die 
Leipziger Buchmesse Otto Graf Lambsdorff, der dort als einer der informierteren, beleseneren 
Regierungsleute aus Bonn zu erkennen war. Und bei einer dieser Ausschuss-Sitzungen habe ich 
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moniert, dass Hans-Otto Solms von der FDP die PDS gerade wieder mit drei verschiedenen Tierarten 
verglichen hatte. Daraufhin sagte ich: „Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, dass hier – 
abgesehen von inhaltlichen Fragen – auch über den Umgang miteinander, den politischen Stil 
gesprochen werden müsste.“ Ausgerechnet Herr Lambsdorff, der mich kennt und den ich kenne, 
antwortete daraufhin: „Wissen Sie was, Herr Höpcke, Umgang wird gar nicht gewollt!“  Da habe ich 
mir gesagt, ich habe es nicht nötig, mich hier so behandeln zu lassen – und damit war das Thema für 
mich erledigt. 
Mit welchem Anspruch an sich selbst sind Sie damals hier als Landespolitiker angetreten? 
Meine Absicht war, möglichst viel an positiven Entwicklungen für die Leute zu gewährleisten und an 
günstigen Entwicklungen für Thüringen zu sichern. Ich habe frühzeitig auf die Gefahren der De-
Industrialisierung hingewiesen, die damals keiner im Landtag wahrhaben wollte. Und wir von der PDS 
sind schon zu Zeiten der Zerschlagung von HO und KONSUM Advokaten des Einzelhandels gewesen 
und haben vor der Übermacht der Handelsketten gewarnt.  
Der Absicht, Fehlentscheidungen vorzubeugen und Verbesserungen bewirken zu helfen, bin ich bis 
zum Schluss treu geblieben. Ich habe mich besonders im kulturellen Bereich – etwa beim 
Hochschulwesen und Theater – engagiert, aber auch immer wieder zur Problematik De- und 
Reindustrialisierung. Man hat ja gesehen, nach wie vielen Einweihungen allzu bald Insolvenzen 
folgten, die dann öffentlich weniger beachtet wurden. 
Andererseits steht doch Thüringen gemeinsamen mit Sachsen im Vergleich unter den jungen 
Bundesländern ganz gut da, oder? 
Wieso? Hier gibt es die schlechteste Bezahlung der arbeitenden Menschen. Thüringen hat bundesweit 
die niedrigsten Löhne. Mir leuchtet nicht ein, wie man das als „gut dastehend“ bezeichnen kann. 
Wenn die Unternehmen gut dastünden, dann könnten die doch ihre Beschäftigten mit einem besseren 
Lohn auch daran beteiligen.  
Welche Themen haben Sie über die Jahre hinweg als Landtags-Abgeordneter betreut? 
Vor allem das Thema Kulturlandschaft. Es gab ja schon in einer der ersten Reden von 
Ministerpräsident Vogel den Zweifel, ob ein so kleines und nicht sehr bevölkerungsreiches Land wie 
Thüringen sich acht Theater und acht Orchester leisten könne. Der dann in Gang gesetzte Prozess der 
Fusions-Manöver reicht ja bis in die Gegenwart. Ich habe mich sehr darum bemüht, dass eine 
gewachsene Theater- und Orchester-Vielfalt erhalten wird. Ferner habe ich heftig polemisiert gegen 
die Schließung des Schiller-Museums in Weimar, das zu einem Vielzweck-Gebäude umgestaltet wurde. 
Wir haben uns gemeinsam mit der SPD-Fraktion dafür eingesetzt, dass die Mittel für die Breitenkultur 
aufgestockt werden.  
Und ein ganz wichtiges Thema war die Geldgier der Fürsten im Zusammenhang mit dem Goethe-
Schiller-Archiv. Deren „Ansprüche“ finde ich unanständig, weil schon in den Jahrzehnten vor der DDR-
Zeit und dann in der DDR von der öffentlichen Hand so viel investiert wurde in die Erhaltung und 
Pflege dieser Dokumente, dass man eher fragen könnte, ob die Fürstenfamilie noch ein bisschen was 
zu erstatten hätte.  
Befasst habe ich mich auch mit der Ausstellung von DDR-Kunst in Weimars sogenanntem Gau-Forum, 
die wie ein Appendix zu Hitlers Schinken gehängt wurde. Das hat damals sogar zu 
außerparlamentarischen Aktionen geführt, die wir unter anderem auf dem Platz vorm Nationaltheater 
ausgetragen haben.  
Und beim Hochschulwesen haben wir uns um die Erweiterung der demokratischen Rechte der 
Studentinnen und Studenten bemüht, Stichwort Verfasste Studentenschaft, sowie um den Erhalt des 
gebührenfreien Studierens. Interessant ist, dass zu Zeiten der großen Koalition es strikt 
Regierungsposition war: Keine Studiengebühren. Doch seit der absoluten Mehrheit für die CDU wird 
das immer mehr durchlöchert. 
Worin sehen Sie für Ihre Abgeordneten-Zeit in Thüringen den größten Erfolg und die schmerzhafteste 
Niederlage? 
Aufs Ganze gesehen ist die Entwicklung bei den Theatern so eine Niederlage. Alle diese verschiedenen 
Windungen, die da liefen und laufen, führen letztendlich zu einer Verkürzung des Repertoires. Die 
Möglichkeit, Theaterkunst zu genießen, nimmt ab. Das betrachte ich als eine wirklich schlimme 
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Niederlage und erfüllt mich mit Sorge. Denn eine einmal aufgegebene Kultur-Position ist ganz schwer 
wieder zu bekommen.  
Und der größte Erfolg ist für mich die wachsende Zustimmung in Thüringen zu der Politik, wie wir sie 
gemeinsam in der Fraktion und im PDS-Landesverband gestaltet haben. Deutlich wird das an der 
stetigen Zunahme der Zahl von Wählerinnen und Wählern, die für uns gestimmt haben – und zwar 
sowohl in absoluten Stimmenzahlen als auch im prozentualen Anteil: Hatten uns bei der Landtagswahl 
1990 136.098 Thüringer ihre Stimme gegeben, so waren es im Jahr 1994 schon 235.556 und im Jahr 
1999 sogar 247.904. Anders gesagt: Mit jeder Landtags-Wahl ist unser Stimmenanteil deutlich 
gestiegen, und zwar von 9,7 Prozent auf 16,6 Prozent und schließlich 21,4 Prozent. 
Wie hat sich das Klima im Landtag in der 2. Wahlperiode verändert? 
Atmosphärisch hat die Neigung einiger, dauernd nur auf Konfrontation zu uns zu gehen, etwas 
nachgelassen. Das schließt nicht aus, dass etwa die Zwischenrufe gegen Redner unserer Fraktion 
gekennzeichnet waren von Schärfe und Überschärfe – der Ton wurde also nicht feiner. Doch es war 
auch so, dass man sich an bestimmte Sachen gewöhnt hat. Mich hat es anfangs genervt, wenn ich 
gelegentlich geifernd angegangen wurde. Aber es kommt auch der Punkt, wo man denkt: „Ja ja, ich 
weiß ja, dass ihr das und nichts anderes wollt – dann macht doch.“ Es kam auch vor, dass man beim 
Entwerfen dessen, was man sagen will, überlegt hat, wer wohl an welcher Stelle welchen Zwischenruf 
machen würde. Und an einer Stelle habe ich dem entsprechenden Zwischenrufer gesagt: „Ja, Herr 
Fiedler, richtig, es steht hier drin in meinem Manuskript, dass jetzt Ihr Zwischenruf kommt. Sie 
erfüllen also genau das Drehbuch.“ Man lernt also, es nicht in der gewollten Schärfe anzunehmen, 
lässt mehr an sich abprallen. Und es wuchs das Bestreben, Zwischenrufe zu kontern.  
Inhaltlich rückte in der 2. Wahlperiode für mich die Hochschulpolitik mehr in den Mittelpunkt. In dieser 
Zeit wurde ja Peter Glotz Gründungsrektor der Erfurter Universität. Glotz ist ein Mensch ohne 
Scheuklappen, und so haben wir nicht nur über die universitären Dinge miteinander gesprochen, 
sondern über Gott und die Welt. Das war hoch interessant. Wir fanden in weltpolitischen Sichten viele 
Gemeinsamkeiten. 
War Glotz’ Weggang von Erfurt für Sie eine Bestätigung Ihrer Kritik an der Thüringer Hochschul-
Politik? 
Ich kann keine hundertprozentige Deutung seines Weggangs geben. Seine Vorstellung von mächtigen 
Rektoren und Dekanen unterschied sich stark von meiner Vorliebe für demokratische Gremien. Sein 
Weggang hat – glaube ich – damit nichts zu tun, sondern eher damit, dass es nach der jüngsten 
Landtagswahl zur Alleinregierung der CDU gekommen ist. Zuvor war ja das Wissenschafts-Ministerium 
ein SPD-Ressort. Ich nehme an, dass ihn die absehbaren Folgen für den regierungsseitigen Umgang 
mit der Universität Erfurt veranlasst haben wegzugehen.  
Was glauben Sie, was der Grund war für die starken Stimmen-Verluste der SPD bei der Landtagswahl 
1999? War es vielleicht der PDS-nahe Kurs von Richard Dewes? 
Nein, es war nicht Dewes’ Kurs, sondern die Zerklüftung innerhalb der SPD. Statt dass sie sich 
untereinander rauften, bis sie zu einem gemeinsamen Punkt gefunden hatten, wurden die 
Meinungsverschiedenheiten ständig öffentlich gemacht. Und das ist ganz klar nicht geeignet, um 
Anhänger zu gewinnen. 
Mal rein hypothetisch: Hätte es bei einer SPD-PDS-Landesregierung in Thüringen einen Minister 
Höpcke gegeben? 
Nein, definitiv nicht. Auch wenn unzählige Leute mich bekniet hätten. Zwar hätte mich die Aufgabe 
gereizt, und ich habe lange genug in einem Ministerium gearbeitet, ich weiß, wie diese Arbeit geht 
und was daran jetzt anders und was genauso ist. Ich denke jedoch, wenn ich mich dazu bereit erklärt 
hätte, wäre das ein Zeichen gewesen, dass wir in der PDS nicht genügend neue, frische Kräfte zu 
Verfügung hätten. Und ein solches Zeichen hätte ich niemals setzen wollen. 
Was kann denn nach Ihrer Erfahrung ein Politiker bewegen? 
Wir nähern uns derzeit einer Situation, wo die Unternehmen – allen voran die Banken – darauf aus 
sind, dass die Politiker gar nichts mehr bewegen können, sondern dass sie die Entscheidungen treffen, 
und die Politiker dürfen dann auf der Bühne tanzen, um einiges mundgerecht zu machen und das Eine 
oder Andere zu erklären. Ich halte das auf lange Sicht für einen Irrweg. Denn die Banken haben zwar 
53 
 
diese riesige Macht und Einfluss auch auf die von ihnen abhängigen Industriellen und anderen 
Unternehmer.  
Aber ich glaube, dass auf Dauer Gesellschaftspolitik nur funktionieren kann, wenn auch das politische 
Wechselspiel der verschiedenen Kräfte in unserer Gesellschaft zur Geltung kommt. Deswegen meine 
ich, dass es zur Aufgabe der Politiker gehört, dass Politik wieder eine stärkere Rolle im Leben spielt. 
Das aber setzt voraus, dass ein gewisses Gefühl dafür da ist, verschiedene Akzente in der Politik nicht 
nur zu dulden oder verärgert hinzunehmen, sondern sie zu wollen und davon auszugehen, dass 
daraus Fruchtbares entstehen kann.  
Welche Erkenntnisse haben Sie aus Ihren Jahren im Thüringer Landtag gewonnen? 
Zunächst: Was ich als eine tiefe Lektion aus der DDR-Zeit und dem Scheitern der DDR gelernt habe, 
ist der Grundsatz „Entweder es geht demokratisch – oder es geht nicht“. Und das hat die Zeit in 
Thüringen bestätigt. Und dann wünsche ich mir für die Weiterentwicklung der Demokratie die 
Erkenntnis, dass die richtige politische Entscheidung nicht an Fraktionsgrenzen gebunden ist. Jeder 
und jede einzelne Abgeordnete sollte das, was er beziehungsweise sie sieht und erkennt, auch in der 
Art des eigenen Entscheidungsverhaltens zum Ausdruck bringen.  
Was sagen Sie zum Stichwort Politik-Verdrossenheit – oder müsste es besser Politiker-Verdrossenheit 
heißen? 
Ich glaube, beides hat miteinander zu tun und geht ineinander über. Mit ihrer Art, Politik zu machen, 
tun viele viel dafür, dass die Politik-Verdrossenheit weiter zunimmt. Das ist nicht durch große 
politische Bildungsveranstaltungen aus der Welt zu schaffen, sondern hauptsächlich dadurch, dass auf 
andere Weise Politik gemacht wird.  
Wenn Sie Gelegenheit hätten, in Ihrem Leben noch mal zurück zu gehen und mit Ihrem heutigen 
Wissen Dinge anders zu gestalten – was würden Sie anders machen? 
Ich würde wahrscheinlich in meiner Zeit im Kultur-Ministerium der DDR ein paar Dinge mehr zuspitzen 
– selbst auf die Gefahr hin, dafür zeitiger entlassen zu werden. Da gab es mehrfach Konflikte, in 
welchen ich versucht habe, glättende Lösungen hinzukriegen, so dass da zum Schluss nach außen 
Übereinstimmung war. Wie gesagt: Meine Meinung gesagt habe ich immer – aber des öfteren dann 
trotzdem Entscheidungen akzeptiert, dass es doch anders gemacht wird. Da würde ich im Nachhinein 
manches so nicht mehr mittragen und mehr auf Risiko gehen. 
Wie gehen Sie heute mit Schriftstellern um aus dieser Zeit, mit denen Sie damals dienstlich zu tun 
hatten? Und wie gehen diese mit Ihnen um? 
Mit denen es gut war und mit denen ich gut war, ist es wie früher. Gelegentlich frotzeln einige, wenn 
sie mit irgend einem Verlag Ärger haben, und sagen „Klaus, bring das doch mal in Ordnung.“  
Es gibt auch Beziehungen, die angesichts der öffentlichen Vorstellungen manche gar nicht für möglich 
halten. So zum Beispiel mit Günter Kunert. Mit ihm und seiner Frau Marianne, die jetzt in Schleswig-
Holstein sind, haben wir sowohl zu DDR-Zeiten als auch nach 1989 uns des öfteren gesehen und ganz 
normal diskutiert. Auch mit Stefan Heym hatte ich vorher wie nachher gute – und, um nicht 
Widersprüche einzuebnen, füge ich hinzu: streitbare – Beziehungen. Einige andere hingegen, die mich 





Die Präsidentin des Thüringer Landtags, Prof. Dr.-Ing. habil. Dagmar Schipanski, begrüßt Ehrengäste 
aus allen Gegenden des Freistaats am „Tag der Verfassung und des Thüringer Landtags“ zur 
Festveranstaltung am 25. Oktober 2005  im neuen Plenarsaal.  
 
 
Johanna Köhler (CDU): 
„Bürgernähe war für mich oberstes Gebot“  
 
• Johanna Charlotte Köhler, Jahrgang 1939, Diplom-Lehrerin, lebt in Gotha und ist 
Rentnerin.  
• Sie war Abgeordnete des Thüringer Landtags in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 
und in der 2. Wahlperiode 1994 – 1999 für die CDU. Von März – Oktober 1990 war 
sie Abgeordnete für die CDU in der Volkskammer der DDR. 
• Johanna Köhler war von 1967 – 1990 an einer Erweiterten Oberschule in Gotha 
Lehrerin für Französisch sowie Englisch und unterrichtete auch Latein. 
• Ort des Gesprächs: Ein Beratungsraum der CDU-Landtagsfraktion. 
 
Frau Köhler, Sie sind im Oktober 1990 mit CDU-Direktmandat in den Thüringer  Landtag eingezogen. 
Wie haben Sie diese Anfangszeit in Erinnerung?             
Ich wollte von Anfang an gern in der Bildungspolitik tätig werden, was auch gelang. Ich war im 
Bildungs-Ausschuss und dort für unsere Fraktion die Sprecherin. Es gab eine sehr gute 
Zusammenarbeit mit Dieter Althaus, Winfried Neumann und anderen. Es ging um die Entscheidung, 
welche Art von Bildungs-System wir im Freistaat aufbauen sollten.  
Und entgegen allen Unterstellungen haben wir nicht einfach etwas aus dem Westen kopiert, das kann 
ich guten Gewissens sagen. Wir haben uns für das gegliederte System entschieden, weil wir der 
Meinung waren, es bietet beste Auswahl-Möglichkeiten für Eltern und für Schüler. Es wird den 
unterschiedlichen Begabungen der jungen Leute am besten gerecht.  
Zum Glück hatten wir eine Reihe gestandener Lehrer im Ausschuss. Wir konnten so unsere 
Erfahrungen einbringen und Dinge durchsetzen, die damals für Außenstehende durchaus schockierend 
waren. Beispielsweise beharrten wir darauf, Abitur nach zwölf Jahren abzulegen. Wir wussten aus 
unserem Berufsleben, dass das geht. Und letztlich kommt es nicht auf die Zahl der Jahre, sondern der 
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Unterrichts-Stunden an.  
Wir machten uns auch für den Schul-Hort stark. Wir übernahmen also Dinge, die uns vertraut waren 
und die sich bereits zu DDR-Zeiten bewährt hatten. Dies ging nicht immer ohne Schwierigkeiten vor 
sich. 
Mit der Erfahrung von heute würde ich mich genau so wieder entscheiden, da ich denke, dass sich 
diese Dinge in den zurück liegenden Jahren bewährt haben. Was jedoch nicht vorhersehbar war, ist 
der drastische Rückgang an Schülern und die daher erforderlichen Korrekturen im Schulnetz-System. 
Das vielleicht bedeutsamste Erlebnis in meiner Zeit als Abgeordnete war die Arbeit an der Thüringer 
Verfassung,  und die Verabschiedung auf der Wartburg war ein großer Tag. Die Diskussion um die 
Verfassung war in der Tat tiefgründige Arbeit.  
Überhaupt kommen in den Ausschüssen viele kluge Gedanken zusammen – dort wird sehr sachlich 
und sehr gründlich gearbeitet. Für mich war es stets eine Freude, in einem Ausschuss mitzuarbeiten. 
Wäre es dann nicht gut, diese Freude der Ausschuss-Arbeit transparent und die Ausschuss-Sitzungen 
öffentlich zu machen? 
Ich kann nur über die Dinge mit Ihnen reden, bei denen ich dabei war beziehungsweise die ich 
mitbeschlossen habe. Und das war bei der Festlegung der Nicht-Öffentlichkeit von Ausschuss-
Sitzungen der Fall.  
Doch ich würde gern auf mein anderes großes Thema zu sprechen zu kommen: die Arbeit im 
Petitions-Ausschuss. Ich habe in den beiden ersten Wahlperioden diesen Ausschuss geführt. Diese 
Aufgabe bot nach und nach immer mehr Entfaltungs-Möglichkeiten.  
Kann man den Petitions-Ausschuss salopp als Beschwerde-Stelle des Thüringer Landtags bezeichnen? 
Ja natürlich, selbstverständlich.  
Sind die dort eingereichten Petitionen nicht bestens geeignet als Seismograph für die Stimmung im 
Land, für die Probleme der Menschen – und damit auch eine ideale Meßlatte dafür, was Politik 
bewirken kann und wo die Grenzen der Politik sind? 
Sie haben es exakt umschrieben. Ich erinnere mich an die erste Ausschuss-Sitzung: Wir begannen mit 
fünf Petitionen. Anfangs wusste ja keiner im Land von Vorhandensein und Arbeitsweise eines 
Petitions-Ausschusses. Doch allmählich sprach es sich in Thüringen herum, dass es uns gibt und was 
wir machen.  
Es dauerte dann noch einige Jahre, bis wir – hoffentlich überzeugend – vermittelt hatten, dass wir 
nicht Eingaben-Bearbeitung und -Erledigung betrieben wie zu DDR-Zeiten. Natürlich haben wir immer 
versucht, für die Bürger, die sich an uns wandten, so viel wie möglich zu tun – doch dabei stets auf 
der Grundlage der Gesetze. Das ist der große Unterschied zu früher. 
Der Petitions-Ausschuss war damit schon so etwas wie ein Seismograph. Es gab und gibt Petitionen, 
die unabhängig von der jeweiligen Gesetzgebung sich in irgend einer Form wiederholen, wie etwa 
fehlerhafte Renten-Berechnungen. So etwas ist ärgerlich, passiert jedoch ab und an.  
Aber wir hatten auch die Auswirkungen von unseren Gesetzen und Verordnungen mit ganz kurzer 
Zeitverzögerung auf dem Tisch. Denn wenn auch in tausend Fällen die Wirkung eines Gesetzes positiv 
sein mag, bei dem Einen oder Anderen gibt es Lücken oder sogar Nachteile. Und dieser Bürger meldet 
sich dann – völlig zu Recht.  
Wir hatten anfangs sehr viel zu tun mit Restitutions-, also Rückgabe-Ansprüchen, obwohl das kein 
Thema aus unserem Zuständigkeits-Bereich als Landtag war.  
Insgesamt kann ich sagen: Sehr oft konnten wir helfen, und es war uns immer eine Freude, wenn wir 
helfen konnten.  
Wenn man davon ausgeht, dass jede Petition eine Kritik an der Exekutive –  also an den Institutionen, 
die die Gesetze umsetzen –  ist, muss man zugute halten, dass in dieser Zeit des totalen Umbruchs 
der Verhältnisse – mitunter auch der Rechts-Unsicherheit auf beiden Seiten des Schreibtischs,  denn 
auch die hinter dem Schreibtisch waren damals noch Lernende – durchaus einmal etwas passieren 
konnte, was in dieser Form nicht hätte eintreten sollen.  
Stichwort Bürgernähe: Wir sind bald von der klassischen Form abgerückt, dass man eine Petition nur 
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schriftlich einreichen kann. Wir ließen auch mündliche Eingaben zu, das heißt dass die Menschen zu 
uns kamen, ihr Anliegen vortrugen und dann Mitarbeiter unserer Verwaltung dies in Schriftform 
brachten.  
Wie war das Echo darauf? 
Sehr gut. Für viele war die Einbringung ihrer Petition auf diese Weise viel leichter. Trotz des hohen 
Bearbeitungs-Aufwandes gewannen wir dadurch umfangreiche Zusatz-Informationen, die für die 
Entscheidung über die Petition letztlich wichtig waren. Und so haben wir das beibehalten und im 
entsprechenden Landesgesetz verankert. Auch sind in Thüringen Petitionen zugunsten anderer 
Personen, also Dritter, möglich. 
Aus dieser Regelung, auch mündliche Petitionen zuzulassen, ergaben sich weitere Möglichkeiten: So 
konnten wir als Petitions-Ausschuss thüringenweit Sprechstunden durchführen. Meiningen war damals 
unsere erste Station – da kamen nur zwei Bürger. Jedoch von Mal zu Mal wurde das Echo bei diesen 
monatlichen Sprechstunden größer. Wir gingen bewusst zuerst in die Randkreise, da von dort aus der 
Weg nach Erfurt eben beschwerlicher ist. Wir brachten von dort stoßweise Petitionen mit, die dann 
hier aufgearbeitet wurden. Viel Arbeit – und zugleich praktizierte Bürgernähe.  
Hat sich mit dieser Arbeit Ihr Verständnis, Ihre Ansicht zum Formulieren von Gesetzen verändert? 
Denn diese Petitionen waren ja Reaktionen auf Aktionen des Thüringer Parlaments. 
Das auf jeden Fall. Unsere Ausschuss-Mitglieder haben in ihren Fraktionen auf Dinge hinweisen 
können, auf die wir durch die Petitionen aufmerksam gemacht wurden. Und ich glaube schon, dass da 
so mancher Hinweis in den Gesetzgebungs-Prozess eingeflossen ist, beispielsweise bei der 
Gebietsreform.  
Und dann gibt es Situationen, wo Menschen ohne eigenes Verschulden in eine Notlage geraten. Ich 
habe mich damals sehr gefreut, als es uns gelang, für einen Antrag unseres Petitions-Ausschusses im 
Landtag quer durch alle Fraktionen Zustimmung zu bekommen, der die Einrichtung eines Hilfs-Fonds 
von jährlich 25.000 D-Mark – also fast 12.800 Euro – vorsah für die Linderung solcher akuten Notfälle.  
All diese eben genannten Dinge sind aus der täglichen Arbeit mit den Petitionen erwachsen. Es kam 
uns stets darauf an, Bürgernähe im besten Sinne des Wortes zu praktizieren. Wir wollten 
verdeutlichen: „Wir sind immer für die Bürger da und versuchen alles für sie zu tun, was im Rahmen 
unserer Gesetze möglich ist.“ 
Um welche Themen ging es bei den Petitionen? 
Alles mögliche. Lassen Sie es mich anders herum sagen: Es gab nichts, was es nicht gab. Mitunter 
hatten wir auch sogenannte Massen-Petitionen, wo es also um Dinge ging, die eine gesamte Region 
betrafen wie etwa Bischofferode, Autobahnbau oder der Umbau des Erfurter Hauptbahnhofes. Und 
sowohl vor als auch nach der Gebietsreform erreichten uns zu diesem Thema eine sehr hohe Anzahl 
Petitionen.  
Wie sind Sie mit Situationen umgegangen, wo – bildlich gesprochen – der eigene Glaube ins Wanken 
gerät? 
Betroffenheit ist sicher auch Politikern erlaubt, und Mitgefühl darf und muss man sowieso haben. Die 
Erkenntnis ist: Es bleibt stets nur die ernsthafte Suche nach einem Weg, einem Ausweg, einer Lösung. 
Was hat sich am Politik-Stil im Landtag geändert seit der ersten Wahlperiode? 
Die erste Wahlperiode war sicher anders als die zweite. Wir betraten alle zusammen im wörtlichen 
Sinne Neuland. Es gab keine Gesetze – die mussten wir selbst aus der Taufe heben. Das war eine 
besondere, eine einmalige Situation. Es fehlte jegliche Möglichkeit des Vergleichs oder der 
Orientierung an Bestehendem.  
Hinzu kam, dass wir alle aus allen möglichen Berufen und mit unterschiedlicher Lebenserfahrung 
kamen, nur eben nicht aus der Politik – wenn man die wenigen Monate Volkskammer in der 
Übergangszeit außer Betracht lässt. All diese Erfahrungen flossen in unsere Arbeit als Landtags-
Abgeordnete ein. 
Über die dritte Wahlperiode kann ich mir kein Urteil erlauben, da ich ja nicht mehr im Landtag bin. Ich 
halte es jedoch für möglich, dass künftig auch einige junge und jüngere Leute ins Parlament kommen, 
die das als festes Ziel ihrer Lebens- und Berufsplanung vor Augen haben. Was sich dadurch in welcher 
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Form ändern könnte, kann ich natürlich nicht voraussagen. 
War der Wiedereinzug in den zweiten Landtag für Sie schon so etwas wie eine Selbstverständlichkeit? 
Es war mein großer Wunsch, einfach weil vieles noch nicht vollendet beziehungsweise endgültig auf 
den Weg gebracht worden war. Es war noch zu viel Arbeit offen. Um es bildlich zu sagen: Die 
Fundamente waren gelegt, die Eisenbahn-Schienen gelegt und der Zug in Fahrt gesetzt – doch jetzt 
ging es um einen zuverlässigen Fahrplan mit besseren, komfortableren Verkehrsverbindungen. 
Übrigens sehe ich einige Parallelen zwischen Lehrer und Politiker: Beide haben viel mit Menschen zu 
tun – beide müssen reden, zuhören und mitdenken können auf der Suche nach Lösungen. Und beide 
kommen immer wieder an den Punkt, wo sie die Richtung vorgeben und bestimmen müssen. Insofern 
haben mir in der Politik meine jahrzehntelangen Erfahrungen als Lehrerin sehr geholfen. 
Der Volksmund sagt ja „alle guten Dinge sind drei“. Warum wollten Sie dann nicht noch für eine dritte 
Wahlperiode in den Landtag gehen? 
Der Grund war ein persönlicher: Ich hatte 1999 aufgrund meines Jahrgangs die Möglichkeit, in Rente 
zu gehen. Davon wollte ich gern Gebrauch machen. Ich wollte gern wieder mehr Privatmensch sein. 
Andere Gründe für meinen Rückzug aus der Politik gab es nicht. 
Ich will nicht verschweigen, dass mir das Aufhören anfangs doch nicht so leicht fiel. Aber es gibt so 
viel, was man ehrenamtlich tun kann. Und ich habe jede Menge zu tun – beispielsweise in den 
Senioren-Union –, und das macht mir Riesen-Spaß. Meine Landtags-Erfahrungen sind dabei überhaupt 
nicht störend – im Gegenteil. Es beginnt bei der Sicherheit im persönlichen Auftreten und reicht bis zu 
den Kenntnissen, wo für das jeweilige Problem die Ansprechpartner zu finden sind. 
Was hat es Ihnen bedeutet, Landtags-Abgeordnete zu sein? 
Ich bin ja von Haus aus Philologin. Für mich hat Politik einen ganz alten, ursprünglichen Sinn: In der 
Polis im alten Griechenland wurde jeder einzelne gebraucht für den Bestand und das Wohlergehen der 
Polis, der Gemeinschaft. Und im Gegenzug hatte er Anspruch auf Schutz durch die Gemeinschaft. Und 
das ist auch immer meine Auffassung von Politik: Nach meiner Ansicht darf der Politiker nichts 
anderes tun, als sich in diesen Prozess einzufügen, er ist nichts anderes und nichts Besseres als 
andere und hat auf seinem Platz zu versuchen, das Beste für die Gemeinschaft zu erreichen. Das ist 
alles. 
Macht – das würde ich auch noch gern sagen – bedeutet für mich die Fähigkeit, einen Auftrag, den 
man erhalten hat, mit den Möglichkeiten, die zur Verfügung stehen, auszuführen. 
Gibt es ein Motto, das Sie geleitet hat? 
Das lässt sich schwer auf einen Satz bringen. Lassen Sie es mich mit einem Begriff umschreiben, der 
da heißt „verantwortungsvolles Tun“. 
Es gibt vieles, was man sich wünscht. So der Wunsch, noch viel mehr helfen zu können. Oder Dinge 
durchzusetzen, die man für richtig hält. Dass das nicht immer geht, muss man lernen. Letztendlich ist 
für mich das Politiker-Dasein nichts anderes als fortwährendes Lernen.  
Mir ist es – so hoffe ich – ganz gut gelungen, diese Grundhaltung beizubehalten. Und damit konnte ich 
auch mit Enttäuschungen, die es natürlich gegeben hat, ganz gut fertig werden. Völlig undenkbar 
wäre die Politik für mich gewesen ohne die Unterstützung meiner Familie.  
Politik ist eine Riesen-Aufgabe und eine Riesen-Herausforderung – eine Droge ist es für mich nicht. 
Ich habe diese Aufgabe so gut ich konnte ausgefüllt. 
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Abgeordneten-Zeit? 
Ich frage mich kritisch, ob ich den Aufgaben immer gerecht geworden bin. Das frage ich mich heute, 
und das habe ich mich auch damals gefragt an jedem Tag als Abgeordnete. 
Haben Sie mal Ihrem Abschied als Lehrerin nachgetrauert? 
Sehr. Ich war immer gern Lehrerin, und der Abschied von den Schülern ist mir nicht leicht gefallen. 
Ganz und gar nicht. Die Schule hat mir gefehlt. Dieses besondere Klima, das in der Schule im Idealfall 
zwischen Schülern und Lehrern besteht, ist mit nichts zu vergleichen.  
Es war dann jedes Mal eine Freude für mich, wenn im Landtag Schülergruppen das Gespräch mit uns 
Politikern suchten.  
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Sind denn die Leute mit Ihnen anders umgegangen, als Sie Politikerin geworden waren? 
Es mag Leute gegeben haben, die in mir zunächst das Amt gesehen haben. Doch es gehört zu den 
Eigenschaften eines guten Politikers, zu seinem Gegenüber eine Brücke zu schlagen und ihn spüren zu 
lassen, dass Politiker zuallererst auch Menschen sind. Ich kann mich jedenfalls an keine Situation 
erinnern, wo mir mein Amt den Weg zu den Menschen verstellt hätte. 
 
 
Klaus Mehle (SPD): 
„Das Problem ist, dass Politiker den Leuten zum Maule reden“ 
 
• Klaus Mehle, Jahrgang 1940, Diplom-Betriebswirt, lebt in Oldisleben und ist 
Rentner. 
• Mehle war bis zu seinem Eintritt in die Berufs-Politik in der Landwirtschaft tätig: Er 
absolvierte eine landwirtschaftliche Lehre und besuchte eine Fachschule sowie eine 
Hochschule für Landwirtschaft. Seit 1965 war er in leitenden Funktionen bei 
verschiedenen Landwirtschafts-Unternehmen tätig. 
• Er  war Abgeordneter des Thüringer Landtags der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 
sowie der 2. Wahlperiode 1994 – 1999 für die SPD.  
• Mehle war von 1962 bis 1969 Mitglied der NDPD. 
• Ort des Gesprächs: Bei Klaus Mehle zuhause. 
 
Herr Mehle, Ihr Einstieg in die Politik kam im November 1989 kurz nach der Maueröffnung. Sie haben 
sich in Ihrem Wohnort Oldisleben engagiert. Wie haben Sie diese Ereignisse in Erinnerung? 
Mit dem Staat DDR hatte ich nie was am Hut. Ich hatte durch meine Arbeit in verschiedenen 
landwirtschaftlichen Betrieben ja Einblick in viele Bereiche und wusste, wie schlecht es um die DDR 
steht. Und mit der Maueröffnung am 9. November 1989 wurde mir klar, dass nun die Zeit gekommen 
war, mich politisch zu engagieren. Für mich kam nur die SPD in Frage. Mein großes Vorbild war 
Herbert Wehner, den habe ich bewundert. Und so habe ich mit sechs Gleichgesinnten hier im Ort die 
SPD gegründet. Das war am 15. Januar 1990. Damals hieß unsere Partei noch SDP.  
Die erste große Enttäuschung kam am Wahlabend des 18. März 1990, als das niederschmetternde 
Volkskammer-Wahlergebnis für uns DDR-Sozialdemokraten feststand. Zwar gab es parteiintern schon 
Anzeichen für ein schlechtes Ergebnis, doch diese Erwartungen wurden im negativen Sinne noch 
übertroffen. Ähnlich war es dann bei der Kommunalwahl im Mai 1990. 
Wie kam es, dass Sie die SPD als Kandidat für die Thüringer Landtagswahl im Oktober 1990 
nominierte? 
Ich wurde irgendwann gefragt, ob ich in der SPD Verantwortung übernehmen würde. Da habe ich Ja 
gesagt und wurde in den SPD-Parteirat delegiert. Irgendwann ging es um Kandidatenlisten für die 
Landtagswahlen, und da habe ich mich bereit erklärt, für Thüringen zu kandidieren. Damals hatte ich 
jedoch keine Ahnung, was auf mich zukommt. Ich dachte, ich könnte meinen Job als Geschäftsführer 
unseres landwirtschaftlichen Unternehmens hier in Oldisleben weitermachen.  
Am Wahlabend war ich dann zuhause und nicht in Erfurt – ich habe mich herzlich wenig dafür 
interessiert, ob ich mit meinem Listenplatz Aussicht hätte, ein Landtags-Mandat zu erhalten. Ich ging 
abends ins Bett, und irgendwann nachts stand mein Bruder vor der Tür, hat mich wachgeklingelt und 
mir gesagt: „Du bist im Thüringer Landtag.“ 
Sie müssen wissen: Zu der Zeit war mir mein Betrieb einfach wichtiger, und diese Arbeit bot mir eine 
Perspektive. Ich hatte keine Vorstellung davon, dass ich von nun an einen Vollzeit-Job als 
Berufspolitiker hatte.  
In den folgenden Tagen war in Erfurt die erste Fraktionssitzung, wo der Fraktions-Vorsitzende, der 
Geschäftsführer und die Ausschuss-Mitglieder gewählt wurden. Ich konnte nicht daran teilnehmen 
aufgrund eines wichtigen Termins, den ich als Geschäftsführer wahrnehmen musste. Das Ergebnis 
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war, dass ich in Abwesenheit zum agrarpolitischen Sprecher der SPD-Fraktion und zum 
Arbeitskreisleiter Landwirtschaft gewählt worden war.  
Schon bald merkte ich, dass mir die Aufgaben als Betriebsleiter und als Abgeordneter über den Kopf 
zu wachsen drohten. Und so habe ich zum 28. Februar 1991 meinen Direktoren-Posten abgegeben – 
ohne Abfindung, ohne alles. 
Erinnern Sie sich an Ihren ersten Kontakt mit all den anderen Landtags-Abgeordneten? 
Ja, das war die konstituierende Sitzung im Weimarer Nationaltheater am 21. Oktober 1990, wo 
Gottfried Müller zum Landtags-Präsidenten gewählt wurde. Ich erinnere mich auch an die vielen 
Proteste dagegen, dass Klaus Höpcke zum Landtag gehörte. Ich kannte Höpcke bis dahin nicht – ich 
wusste nichts von seiner hochrangigen SED-Karriere als langjähriger stellvertretender DDR-
Kulturminister und der Rolle, die er im Literaturbetrieb spielte.  
Und bei meiner ersten Rede für die Fraktion ging es um die Entwicklung der Landwirtschaft, das weiß 
ich noch. Ich habe mich auf die Auseinandersetzung gefreut, da war so ein positives Kribbeln da. Auch 
wenn es mir nicht ganz so leicht fiel, im Landtag vor all den Abgeordneten am Rednerpult zu stehen.  
Mit welchen Idealen, mit welchem Motiv sind Sie an Ihre Aufgaben als Abgeordneter herangegangen? 
Meine Einstellung war, dass ich in erster Linie für das Land Thüringen im Landtag bin und nicht für 
meinen Wahlkreis. Es ging für mich um die Geschicke des Landes. Ich muss sagen, dass ich es nicht 
für gut halte, wenn die Abgeordneten zu stark auf ihren eigenen Wahlkreis ausgerichtet sind.  
Mein Thema war natürlich die Landwirtschaft – und ich habe mich sehr dafür eingesetzt, die alten 
Strukturen zu erhalten. Darin sah ich unsere große Chance – egal wie ihre Vorgänger-Betriebe, die 
Landwirtschaftlichen Produktions-Genossenschaften, also die LPG, früher entstanden sind. Denn diese 
Form mit großen Flächen sowie der Bündelung der Kompetenzen, also mit ihrer enormen 
ökonomischen Kraft, ist den kleinbäuerlichen Strukturen klar überlegen. Das Rad zurückzudrehen, 
hielt ich für einen absoluten Fehler.  
Außerdem habe ich bei meiner einstigen LPG hautnah miterlebt, wie so eine Vermögens-
Auseinandersetzung abläuft.  Als ich diese LPG im Kreis Merseburg im Februar 1989 als LPG-
Vorsitzender verließ, waren auf den Konten neun Millionen DDR-Mark Guthaben. Übernommen hatte 
ich die LPG mit fünf Millionen DDR-Mark Schulden.  
Ich habe dann erleben müssen, wie dieser Betrieb ruckzuck zerhackt wurde, eben weil Vermögen da 
war. Alle sind wie die Aasgeier hinter diesem Vermögen her gewesen. Ich bin der Überzeugung, dass 
in dieser Gesellschaft Privatisierung nicht das Allheilmittel sein darf.  
Wie sind Sie mit dem Politiker-Alltag – also lange Arbeitstage, viele Sitzungen, viel Papierkram – 
klargekommen?  
Wissen Sie, ich gehe gern auf Menschen zu, um mit ihnen ins Gespräch zu kommen und zu 
diskutieren. Es war für mich nie ein Ballast, abends noch mal loszufahren, um irgendwo in der 
Ortsgruppe oder wo auch immer mit anderen die Probleme durchzukauen.  
In unserem Arbeitskreis Landwirtschaft ging es offen und direkt zu. Wer draußen an der Tür des 
Sitzungszimmers vorbeiging, dachte wohl, wir schlagen uns da drin – so laut und emotionsgeladen 
war es mitunter. Wir waren halt bodenständige Leute.  
Und was ich liebe, sind schnelle Entscheidungen. Wenn Dinge auf die lange Bank geschoben werden, 
macht mich das fertig. Somit war ich mit den Abläufen in der Politik mitunter schon sehr unzufrieden. 
Doch insgesamt hat mir die politische Arbeit viel Spaß gemacht.  
Wie war es für Sie persönlich, als Politiker der Opposition nur wenig Entscheidungsgewalt zu haben? 
Ich habe in den fünf Jahren der Großen Koalition im Ausschuss für Landwirtschaft und Forsten für die 
SPD-Fraktion die Verhandlungen geführt. Da habe ich meinen Leuten vom SPD-Arbeitskreis 
Landwirtschaft immer versucht klarzumachen, dass dieser Tauschhandel nach dem Motto: „Kommst 
du mir in diesem Punkt entgegen, dann bin ich bei jenem Punkt zu Zugeständnissen bereit“ nach 
meiner Ansicht falsch ist. Wenn ich einmal die Überzeugung gewonnen habe, welches der richtige 
Weg ist, dann habe ich meinen Katalog an Schritten, die umgesetzt werden sollen. Und dann versuche 
ich, diesen Katalog durchzubringen – ohne Abstriche, ohne Kuhhandel. 
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Man kann darüber streiten, welches der richtige Weg ist. Und zum Schluss sehen, wer gewinnt und 
wer unterliegt. Ich bin jemand, mit dem schlecht ein Kompromiss auszuhandeln ist – da habe ich ein 
anderes Verständnis von Politik als die meisten anderen. Ansonsten lag mir eher das Motto: „Wenn wir 
unsere Sache nicht durchsetzen können, brauchen wir sie auch nicht weiter verfolgen.“ 
Sie sind in der 1. Wahlperiode auch Mitglied im Gleichstellungs-Ausschuss gewesen. Wie kam es dazu? 
Ich bin ein Verfechter der Gleichstellung von Mann und Frau. In der LPG waren mehr als die Hälfte 
der Leitungskräfte Frauen, mit denen habe ich meist besser zusammenarbeiten können als mit den 
Männern. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass die Frauen zuverlässiger waren als die Männer. Und 
wenn ich gesagt habe, wie eine Aufgabe zu erledigen ist, haben die das genauso umgesetzt. Na ja – 
mehr oder weniger zu hundert Prozent. 
Und so habe ich mich bereit erklärt, in den Gleichstellungsausschuss zu gehen. Natürlich gab es von 
allen möglichen Seiten entsprechende Kommentare. Doch davon habe ich mich nicht beeindrucken 
lassen.  
Wie beurteilen Sie mit Ihren Erfahrungen als Berufs-Politiker die in Deutschland praktizierte 
parlamentarische Demokratie? 
Also die Form von Demokratie, wie wir sie haben, ist auch nicht das Gelbe vom Ei – ich habe jedoch 
keine bessere Idee. Doch jetzt ist es so, dass in jedem Parlament die Mehrheit stets alle Vorschläge 
der Minderheit abbügelt.  
Die Regierung wird ja – egal was sie tut oder nicht tut – immer von der Regierungs-Partei getragen. 
Und die Opposition schimpft nur. Ich muss schon sagen, dass mein Glaube an diese Art von 
Demokratie gelitten hat. 
Zudem findet keine wirksame Kontrolle der Regierung statt. Beispiel Thüringer Landwirtschaft: Der 
Minister Volker Sklenar hatte damals in seinem gesamten Apparat rund 3.200 Beschäftigte. Wie sollen 
wir paar Hanseln vom Fach-Ausschuss Landwirtschaft beziehungsweise Umwelt die kontrollieren? Die 
Beamten und Fachleute im Ministerium haben einen Wissensvorsprung, der ganz gewaltig ist.  
Als wir uns mal für die Finanzen interessierten, hat man uns die entsprechenden Abteilungsleiter 
geschickt, und die haben uns wortreich dargelegt, warum das und das genau so sein muss, wie es ist. 
Und ich konnte denen das nicht widerlegen – trotz meiner Zweifel, denn ein bisschen verstehe ich ja 
von diesem Thema auch. Doch die standen alle voll in der Materie und waren redegewandt – für die 
war es ein leichtes, uns an die Wand zu drücken. Wir hatten keinerlei Chance. 
Wenn Sie aus der Wirtschaft kommen, gehen Sie mit dem Grundsatz ran „Erfassen – Analysieren – 
Verändern – Kontrolle der angeordneten Maßnahmen“. Doch Verändern aus der Opposition heraus ist 
so gut wie unmöglich. Und in der Großen Koalition war dann meine Erfahrung, dass man mit den 
Gesetzentwürfen, die in den Ministerien mit all dem dort vorhandenen Sachverstand formuliert 
werden, trotzdem persönlich unzufrieden ist. Vieles lässt sich für den einzelnen Abgeordneten nicht 
oder nur schwer nachvollziehen, warum jetzt gerade die und die Formulierung im Entwurf steht.  
Gestört hat mich, dass wir viele Probleme, die wirklich anstanden, nicht angepackt haben. Wir haben 
in der Koalition ökonomische Verrenkungen gemacht, die nicht tragbar waren. Ein Beispiel dafür war 
das 180 Millionen D-Mark schwere Investitionsprogramm. Alle waren glücklich, was sie auf die Beine 
gestellt hatten. Doch letzten Endes haben wir nur den Sterbeprozess einiger Baubetriebe verlängert.  
Wir haben einfach nicht die Situation erkannt, dass wir nicht über unsere Verhältnisse leben können. 
Wir haben uns mit diesen politischen Wünschen die Spielräume eingeschränkt – oder anders gesagt: 
Wir haben uns kastriert.  
Beispiel Wasser und Abwasser: Da sind Geldmittel rausgeschmissen worden für Verbände, die nicht 
notwendig waren. Dort hatte die CDU nachgezogen, weil der Dewes so ein Programm aufgelegt hatte, 
und es wurden 50 Millionen D-Mark bereitgestellt. Ich bin daraufhin mit meiner damaligen Fraktions-
Kollegin Dr. Christine Klaus zum Finanzminister Andreas Trautvetter gegangen und habe ihm gesagt: 
„Das ist die organisierte Verantwortungslosigkeit, wie Sie hier mit dem Geld umgehen!“ Der sprang 
auf und kochte vor Wut, wie wir so etwas behaupten könnten. Doch ich bleibe dabei: Es war 




Leider erleben Sie das auch in den Kommunen, den Landkreisen und auch in Berlin. Ich bezeichne das 
als Habgier. Nicht Habgier der Politiker für sich selbst, das nicht. Sondern Habgier, um als Politiker 
was vermeintlich Gutes zu tun – ohne auf die Folgen zu sehen.  
Was mir aus ökonomischer Sicht stets große Bedenken bereitet hat: Politiker wollen immer gute Taten 
vollbringen. Und keiner scheint den Ernst der Lage erkennen zu wollen. Jeder will für seinen Bereich, 
für seine Klientel so viel wie möglich rausholen. Und wenn sie so handeln, schaden Politiker immer, 
egal an welcher Stelle des politischen Systems sie stehen.  
Mich stört an den Parteien, dass immer in diesem Partei-Schema gedacht wird. Egal wo ein mehr oder 
minder einflussreicher Posten zu besetzen ist: Die Parteien melden ihre Ansprüche an. Und dann geht 
es nicht nach der Qualität der Bewerber, also nicht nach deren Fähigkeiten und Talenten, Probleme 
lösen zu können, sondern nur nach deren Parteibuch. Verheerend! Für mich abstoßend bis dort 
hinaus. Aber da sind wir von der SPD eben auch nicht besser als die anderen.  
Haben alle  diese Erkenntnisse bei Ihnen Bitterkeit oder Ohnmachtgefühle ausgelöst? 
Nein. So möchte ich das nicht nennen. Ich habe diese Dinge erkannt, habe oft und laut meine 
Meinung gesagt und habe mich mit den anderen im Sinne der Sache gestritten.  
Mir war klar, als ich aus der Politik ausschied: Diese Dinge sind nicht regelbar. Und sie sind in dieser 
Art ja nicht nur typisch für Thüringen, sondern generell für die Politik in Deutschland. 
Als Sie Abgeordneter wurden, sind da einige Leute mit Ihnen auf einmal anders umgegangen? Und 
sind Sie anders mit den Leuten umgegangen? 
Nein. Meine Erfahrung ist, dass die Rolle des Landtags-Abgeordneten die Menschen nicht interessiert. 
Ich hatte bei den Bürgern deshalb keinen höheren Status oder so etwas – und das war mir auch recht 
so und von mir so gewollt.  
Was ich bedauere ist, dass der Bürger den Abgeordneten nicht annimmt in der Form, dass er zu ihm 
kommt und seine Probleme darlegt. Wenn ich unterwegs war im Land, habe ich stets gesagt, es muss 
ein Nehmen und ein Geben sein. Doch meist war es eine Einbahnstraße. Die Leute kommen nur bei 
Problemen, die sie persönlich betreffen, in die Politiker-Sprechstunde. 
Lassen Sie mich die zweite Frage mit dem Beispiel Autobahn beantworten: Hier klammert sich die 
gesamte Region an die bald kommende Autobahntrasse. Klar brauchen wir die Autobahn, ich bin auch 
dafür, und sie wird auch einen gewissen Aufschwung bringen. Aber ich sage, das wird ein Strohfeuer 
– sie wird hier keine blühenden Landschaften erzeugen, und sie wird kein Allheilmittel sein. Der Effekt 
ist: Wenn die Autobahn da ist, dann sind die jungen Leute noch schneller weg, die hier vergeblich 
Arbeit suchen.  
Doch wenn Sie das auf einer Versammlung zum besten geben, dann nehmen Sie den Leuten den 
letzten Hoffnungsschimmer. Da sag ich mir, lassen wir den Leuten doch lieber diesen 
Hoffnungsschimmer – und ich beiße mir in dem Moment auf die Zunge, blicke mal kurz weg und sage 
nicht ganz, was ich denke.  
Wie war es für Sie, als Sie 1999 den Wiedereinzug in den Landtag nicht geschafft haben? 
Ich muss sagen, ich habe sehr darunter gelitten. Wissen Sie, ich habe seit meinem siebzehnten 
Lebensjahr immer Verantwortung getragen. Und ich war glücklich, Entscheidungen zu treffen und 
Veränderungen zu bewirken. Und dann heißt es plötzlich, du wirst nicht mehr gebraucht. Das fällt 
schwer.  
Ich suche mir jetzt krampfhaft Arbeit: im Gemeinderat, in der Verwaltungsgemeinschaft und so 
weiter. Ich versuche mich überall einzubringen – aber der Tag ist lang. Ich war es gewöhnt, früh 
zeitig aufzustehen und lange zu arbeiten. Ich bin insgesamt mit mir unzufrieden, und das merkt 
natürlich auch meine Frau. 
Was haben Sie an den ersten Tagen nach der Wahlniederlage 1999 getan? 
Da bin ich losgefahren und habe meine Wahlplakate wieder eingesammelt. Ich hatte ganz schön mit 
mir zu kämpfen. Obendrein bekam ich erhebliche gesundheitliche Probleme und wurde deshalb 
Frührentner. 
Wissen Sie, es kommt ja immer dieser Neid auf, weil wir als Politiker nicht schlecht entlohnt werden. 
Aber dafür habe ich meinen heiß geliebten Beruf aufgegeben, habe auf meine Geschäftsführer-Stelle 
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verzichtet. Das Wirtschaftliche hat mir immer gelegen, das ist mir auf den Leib geschnitten. Ich bilde 
mir ein, dass ich in der Nach-Wende-Wirtschaft Fuß gefasst hätte. Doch inzwischen bin ich weg vom 
Fenster. 
Inwieweit haben Sie Richard Dewes mitverantwortlich gemacht für Ihren Mandats-Verlust? Es gibt 
Leute, die glauben, dass Dewes’ PDS-naher Kurs der SPD in Thüringen damals kräftig geschadet hat. 
Aus meiner Sicht ist Richard Dewes mit seinem PDS-nahen Kurs für die Wahlniederlage nicht 
verantwortlich. Wir haben die Wahl nicht wegen Dewes verloren, sondern wegen der Stimmung auf 
Bundesebene zu dieser Zeit. Die Wahl ist damals an der Tankstelle entschieden worden. 
Man darf es sich beim Urteil über die PDS auch nicht zu einfach machen. Es gibt Leute in der 
Thüringer PDS, die ich für unfähig halte: So hielte ich Dr. Roland Hahnemann für nicht vertretbar im 
Falle einer Regierungs-Beteiligung. Intelligenter Mann – doch mit ihm könnten Sie keine Politik 
betreiben. Und Steffen Dittes gehört nach meiner Meinung auch in diese Reihe.  
Ich habe jedoch auch einen sehr guten Freund in der PDS, das ist der Konrad Scheringer. Wir kennen 
uns aus der gemeinsamen Hochschulzeit. Und mit Gabi Zimmer habe ich auch einen guten Faden 
gesponnen.  
Wie stand es um Ihre Ideale am Ende Ihrer Politiker-Laufbahn? 
Ich bin ja noch in der Politik, nur an anderer Stelle, auf kommunaler Ebene. Und meine Frau ist hier 
im Kreistag, Ich ackere alle Vorlagen durch, die sie mit nach Hause bringt. Ich hatte mich auch um 
das Amt als Schatzmeister der Thüringer SPD bemüht – da wurde ich zweiter Sieger, nun gut. Im 
nachhinein wurde mir klar, was für eine ungeheure Arbeit das geworden wäre. Aber ich hätte es 
trotzdem gern ehrenamtlich gemacht.  
Manchmal kommt schon der Punkt, wo ich denke, „Warum tue ich mir das eigentlich an?“ Aber ich 
kann gar nicht anders, ich bin da reingeboren.  
Was sagen Sie zum Stichwort Politik-Verdrossenheit? 
Ich halte das für eine Ausrede. Was hindert denn die Menschen daran, beispielsweise in eine 
Gemeinderatssitzung zu kommen und Problemdiskussionen zu verfolgen? Die Leute kommen dann, 
wenn es um Dinge geht, von denen sie persönlich betroffen sind – bei den Straßenausbau-Beiträgen 
zum Beispiel. Doch ansonsten interessiert es auf Deutsch gesagt kein Schwein, wie die Gemeinde die 
Mittel für ihre Pflichtaufgaben zusammen bekommt.  
Wenn ich die Leute gefragt habe: „Wer ist denn Ihr Bürgermeister? Wer ist Ihr Rats-Mitglied im Ort? 
Wer vertritt Sie und Ihre Region im Kreistag?“, da bekam ich als Antwort oft nur ratloses 
Schulterzucken. Man kennt gerade mal noch den eigenen Landrat beim Namen. Und das ist insgesamt 
sehr bedauerlich.  
Ist Politik nun – wie es volkstümlich heißt – die stärkste legale Droge? Oder trifft eher die andere 
Einschätzung zu, Politik ist eine Hure? 
Eine Droge ist Politik schon – und natürlich auch manchmal eine Hure. Das Problem ist doch, dass 
Politiker den Leuten, die ja prinzipiell potentielle Wähler sind, zum Maule reden.  
Wenn Sie zurückschauen auf Ihre neun Jahre im Landtag, wie lautet da Ihr Fazit? 
Es war eine Zeit, die ich nicht missen möchte in meinem Leben, in die auch viel Herzblut geflossen ist. 
Andererseits hat sich meine Vision, für das Land Thüringen gestaltend mitzuwirken, als Illusion 
erwiesen. Die Tagesaufgaben haben uns zu oft den Weg und das Tempo vorgegeben.  
Die Politik Thüringens wird mittlerweile nur noch von der Ökonomie gestaltet – und da die Ökonomie 
schwächer wird, wird es immer schwieriger. Und das bereitet mir Sorgen. Wir müssen Spielräume 
zurückgewinnen, um Politik wieder gestalten zu können. Doch wenn wir kein Geld haben, gibt es auch 
keinen Gestaltungs-Spielraum mehr.  
Wenn plötzlich das Telefon klingelte und jemand würde sagen, „Klaus, wir brauchen Dich wieder“ – 
was würden Sie tun? 
Natürlich würde ich es machen. Oder hätten Sie nach diesem Gespräch jetzt eine andere Antwort 
erwartet? 
Am wichtigsten ist es, einen Partner an seiner Seite zu haben, der die Sache mitträgt. Der toleriert, 
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dass man an vier oder fünf Abenden in der Woche nicht zuhause ist. Wenn das nicht so ist, können 




Tradition und Moderne: Im Hintergrund das Landtags-Gebäude an der Arnstädter Straße, zwischen 
1936 und 1938 für andere Zwecke erbaut, wo heute die Fraktionen und deren Abgeordnete ihre Büros 
haben. Vorn rechts der über ein Leasing-Modell finanzierte neue Plenarsaal (der alte wurde 
abgerissen) an der Jürgen-Fuchs-Straße, hinter dessen transparenten Scheiben die Zukunft 
Thüringens gestaltet wird. 
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Dr. Gottfried Müller (CDU):  
„Ich kann sagen, ich habe mich bemüht – und einiges ist auch gelungen“ 
 
• Dr. Gottfried Müller, Jahrgang 1934, Pfarrer, Publizist und Journalist, lebt in Jena 
und ist Rentner.  
• Er war Abgeordneter des Thüringer Landtags für die CDU und Landtags-Präsident 
in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994.  
• Dr. Müller war von 1960 bis 1972 Pfarrer in verschiedenen Kirchgemeinden 
Thüringens. 1964 promovierte er zum Doktor der Theologie. Von 1972 bis 1981 
Redakteur und Leiter der Bibelanstalt Altenburg. Von 1981 bis 1989 Chefredakteur 
der Thüringer Kirchenzeitung „Glaube und Heimat“, von 1987 bis 1989 zugleich 
Leiter des Wartburg-Verlages Jena. Nach seinem Ausscheiden aus der Landes-
Politik wirkte Dr. Müller von 1994 bis zu seinem Ruhestand 1999 als Präses der 
Vereinigten Kirchen- und Kloster-Kammer. 
• 1972 Eintritt in die CDU, vorübergehend Mitglied im CDU-Bezirksvorstand Gera. 
Mitarbeit in vielen kirchenpolitischen Gremien. 1989 Mitverfasser des „Weimarer 
Briefes“, der die Erneuerung der DDR-CDU auslöste. Im Dezember 1989 einer der 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU der DDR. Von März bis Oktober 1990 
Minister für Medienpolitik der DDR im Kabinett von Lothar de Maizière. 
• Ort des Gesprächs: Bei Dr. Gottfried Müller zu Hause. 
 
Herr Dr. Müller, im September 1989 wollte der damalige Vorsitzende der CDU in der DDR, Gerald 
Götting, Sie und die anderen drei Verfasser des „Weimarer Briefes“ aus der Partei ausschließen. Drei 
Monate später wurden Sie einer der stellvertretenden Vorsitzenden der sich stark wandelnden DDR-
CDU. Woran erinnern Sie sich besonders in diesem Zeitraum bis Dezember 1989? 
Die Reaktion der damaligen Parteileitung zeigte, dass sie die Brisanz des „Briefes aus Weimar“ 
begriffen hatte. Götting, ein Freund Erich Honeckers, war am wenigsten einsichtig und blieb bis zuletzt 
dem Blockpartei-Schema verhaftet. Er war schon eine traurige Gestalt.  
Doch man kann diese Ereignisse des vierten Quartals 1989 nur verstehen, wenn man die Ereignisse 
der Vormonate berücksichtigt: Es war Anfang 1989 abzusehen, dass sich die politischen Gewichte 
international verlagerten und auch die DDR um Veränderungen nicht herum kam. Es zeigte sich in 
Polen und anderswo im Ostblock, dass man sich den Reformen in der Sowjetunion auf Dauer nicht 
entziehen konnte. 
Nachdem 1988 als Jahr starker Repressionen gerade im publizistischen Bereich vorüber war, war im 
Frühjahr 1989 zu spüren, wie plötzlich die Regierung – und auch die Zensur der Kirchenpresse – 
erschlaffte.  
Räume taten sich wieder auf: Dem Presse-Amt und dem dahinter stehenden Politbüro begannen die 
Dinge zu entgleiten, obwohl man nach außen die alte Sturheit zeigte. So stellte sich mir die Frage: 
Was kann man jetzt zusätzlich zur alltäglichen Arbeit an der Kirchenzeitung tun, um die Reformen zu 
befördern? Aus Polen hatten wir das Vorbild, dass sich die Block-Parteien regten und versuchten, eine 
eigene Rolle zu spielen.  
Das führte mich als CDU-Mitglied zu der Überlegung, an dieser Stelle anzusetzen: Die Block-Partei 
CDU für Reformen tauglich machen, damit sie einen Beitrag zur Reform der Gesellschaft leisten kann. 
Für eine solche Aktivität schienen die Verhältnisse herangereift zu sein.  
Die anschwellende Ausreisewelle aus der DDR hat die Situation auf jeden Fall verschärft. Wir waren 
gegen die Ausreise, weil dadurch kritisches Potential abgeleitet wurde. Aber der Wunsch, die DDR zu 
verlassen, zeigte das Versagen des Staates. So wird das Thema Ausreise gleich am Anfang des 
„Weimarer Briefes“ aufgegriffen – das ist ein wichtiges Motiv gewesen.  
Wir fühlten uns bestätigt, als bei den Montags-Demonstrationen in Leipzig im Laufe des September 
1989 aus dem Ruf „Wir wollen raus“ der Ruf wurde „Wir bleiben hier.“ Also nicht mehr „Nach uns die 
Sintflut, Hauptsache, wir kommen weg“, sondern „Die Umstände in der DDR müssen sich ändern.“  Da 
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war klar: Jetzt wird’s spannend, auch für den „Brief aus Weimar“, der eine beträchtliche Eigendynamik 
entwickelte. 
Stichwort: „Brief aus Weimar“: Wie hat sich damals der Autoren-Kreis – also Christine Lieberknecht, 
Martina Huhn, Martin Kirchner und Sie – gefunden? 
Martin Kirchner war im Landeskirchenrat für die Thüringer Kirchenzeitung „Glaube und Heimat“ 
zuständig. Mit ihm musste ich alle Zensurfragen besprechen. Kirchners Stasi-Belastung ist ja bekannt, 
aber ich muss sagen, er hat nie gebremst – er hat mich eher noch ermutigt, Widerstand zu zeigen. 
Wir haben uns gut verstanden und waren gemeinsam der Meinung: „Jetzt muss man was tun!“  
So kam nach den berüchtigten Mai-Wahlen in der DDR die Idee, ein Memorandum zu verfassen. Der 
Entwurf stammte von mir, und dann haben wir überlegt, ob wir einen größeren Kreis an 
Unterstützenden zusammenbringen sollten. Die Form als Brief an die CDU-Mitglieder stand schnell 
fest. Bald war uns klar, dass man besser handeln kann, wenn man nur einen kleinen Kreis von 
Initiatoren hat. Also haben wir uns umgeschaut, wer noch in Frage käme. Die Pastorin Christine 
Lieberknecht, unsere heutige Landtags-Präsidentin, kannte ich und dachte, sie könne mitmachen. Frau 
Huhn kannten wir von der Synode des Kirchenbundes.  
Wichtig war auch der Name des Papiers. Also nicht „Brief aus Jena“, wo er entworfen worden war, 
oder „Brief aus Eisenach“, wo er vervielfältigt und verschickt worden war, sondern „Brief aus Weimar“. 
Wir haben uns das nach allen Regeln der Public Relations überlegt. Als Symbol-Ort der deutschen 
Klassik und der ersten demokratisch-republikanischen Verfassung nach dem 1. Weltkrieg war Weimar 
besonders geeignet, einem Dokument der Reform einen einprägsamen Namen zu geben. Da ich mich 
unter der Adresse meiner Weimarer Redaktion als Ansprechpartner anbot, war auch ein äußerer 
Bezug gegeben. 
Das Timing war so, dass wir auch – was ich vorher immer abgelehnt hatte – über die West-Presse 
arbeiteten. Wir hatten die Sache so terminiert, dass wir den Brief am Rande der Bundes-Synode im 
September 1989 öffentlich machen konnten. Da haben wir eine kleine Presse-Konferenz gemacht und 
dabei auch die West-Presseleute informiert.  
Der Brief wurde ausgegeben am Montag, dem 10. September 1989. Zwei Tage später habe ich ihn in 
Berlin dem stellvertretenden CDU-Parteivorsitzenden Wolfgang Heyl übergeben, damit er informiert 
ist. Zu diesem Zeitpunkt war der Brief schon per Post unterwegs an alle CDU-Bezirks- und Kreis-
Sekretariate in der DDR. Die Lawine rollte also schon. Heyl hat daraufhin telefonisch die Order 
ausgegeben, dass der Brief unter Verschluss zu halten sei. Was aber nicht mehr gelang, er war schon 
vielerorts abgetippt und weitergereicht worden. Und am Freitag haben wir ihn dann auf der Bundes-
Synode der Presse erläutert.  
Unser Brief erschien also zeitgleich mit den Reform-Dokumenten des Neuen Forums und der Gruppe 
„Demokratie Jetzt“. Wir haben uns dabei nicht als Konkurrenz zur Bürgerbewegung verstanden, 
sondern als spezifische Ergänzung im Bereich der Blockparteien, deren Mitglieder ebenfalls immer 
stärker auf eine Veränderung drängten.  
Dabei boten sich besondere Chancen dadurch, dass die Blockpartei CDU zwar wenig zu sagen hatte, 
aber doch ein Bestandteil des offiziellen Systems war. Vor allem verfügte sie mit ihren flächendeckend 
vorhandenen Kreissekretariaten auch über eine eigene Infrastruktur und über eine Reihe von 
Zeitungen. Gelang es, die Partei auf einen Reformkurs zu bringen, dann musste das für das Gesamt-
Gefüge der DDR Auswirkungen haben. 
Und dieser „Brief aus Weimar“ löste dann in der Ost-CDU einen Flächenbrand aus. Es folgten 
turbulente Wochen. Ende Oktober 1989 waren wir Brief-Verfasser gemeinsam mit Gleichgesinnten bei 
Götting und haben ihm den Rücktritt nahegelegt. Aber er war total uneinsichtig und hat nur 
krampfhaft gelacht. Es war wirklich erschütternd, wie sich dieser sonst so fürstlich gebende Mann 
selbst demontierte.   
Da in den sechs Wochen seit der Veröffentlichung des Briefes seitens der Parteileitung nichts 
Konstruktives passiert war, hatten wir inzwischen eine Protest-Veranstaltung vorbereitet, die am 9. 
November 1989 in der Friedrichstadt-Kirche am Berliner Gendarmenmarkt stattfinden sollte – also 
direkt gegenüber der CDU-Parteizentrale. Am Tag der Veranstaltung war jedoch Götting nicht mehr im 
Amt – und am 10. November stand dann Lothar der Maizière an der Spitze der Ost-CDU.  
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Gegen Ende der Veranstaltung, bei der übrigens auch Manfred Stolpe, Markus Meckel und als Zuhörer 
auch Gregor Gysi dabei waren, ging ein Raunen durch die Menge: „Die Mauer ist auf!“ Ich bin dann 
kurz nach Mitternacht mit Martin Kirchner gen Westen gefahren, genauer gesagt durch den 
sogenannten „Tränenpalast“ an der Friedrichstraße zum Kurfürstendamm. Den Ausweis mit dem 
Stempel vom Grenzübergang habe ich mir aufgehoben.  
Uns dämmerte schnell, was die Stunde geschlagen hatte: Urplötzlich war die Einheit Deutschlands auf 
die Agenda gerückt. Zu diesem Zeitpunkt hieß das Stichwort, das wir dem neuen Partei-Vorsitzenden 
de Maizière geben wollten: deutsch-deutsche Konföderation. 
Sie sind der erste und einzige Medien-Minister der DDR gewesen. Wie kam es dazu? 
Es ist eigentlich ein unmöglicher Job gewesen. Ich weiß nicht, wie man überhaupt auf die Idee 
gekommen ist, diesen Ministerposten zu schaffen. Denn aus westlichem Blickwinkel ist es vollkommen 
unmöglich, für die Medien ein eigenes Ministerium einzurichten. Die Zuständigkeit für die Medien lag 
und liegt ja in der Bundesrepublik üblicherweise bei den Staatskanzleien. Doch Ministerpräsident de 
Maizière hatte sich anders entschlossen. Ich habe jedoch immer darunter gelitten, dass man dem 
Verdacht ausgesetzt war, man wolle die Medien inhaltlich beeinflussen.  
Hauptsächlich ging es um die Demokratisierung, Dezentralisierung und Föderalisierung der 
elektronischen Medien, also der DDR-Hörfunk- und Fernseh-Programme sowie der Nachrichtenagentur 
ADN – eine Aufgabe, die in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit kaum zu lösen war.  
Vor allem war es schwierig, die Föderalisierung voranzutreiben, bevor überhaupt eine verbindliche 
föderale Struktur vorhanden war. Die kam ja erst mit dem Länder-Einführungsgesetz, das die Länder 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern aus der Taufe hob. 
Aber auch dieses Gesetz ließ ja noch offen, wo die Schwerpunkte und damit auch die Medienstandorte 
der neuen Länder liegen sollten. 
Ich habe mich zu der Zeit schon für den Mitteldeutschen Rundfunk stark gemacht. Der war seit 1924 
traditionell der Sender für den mitteldeutschen Raum – und manchmal ist nichts wichtiger als 
Tradition. Da hatte ich von Anfang an das Gefühl, das könnte klappen.  
Wann erreichten Sie die ersten Signale aus Thüringen, dass man Sie gern in der Landespolitik dabei 
hätte? 
Das muss in der Zeit gewesen sein, als ich Mitbegründer des wiedererstandenen CDU-
Landesverbandes Thüringen wurde. Wir waren ja im Januar 1990 der erste wiedergegründete CDU-
Landesverband auf dem Gebiet der DDR. Und irgendwann, als die Vorbereitungen zu den 
Landtagswahlen konkreter wurden, tauchte mein Name auf der CDU-Landesliste auf.  
Wie haben Sie die erste Landtagswahl in Thüringen erlebt? 
Die SPD hatte sich einiges erhofft vom einstigen sozialdemokratischen Stammwähler-Land – doch das 
wurde dann ja nichts. Das spezielle SPD-Erbe Thüringens war offensichtlich nicht mehr da. Das hat 
mich gewundert – aber natürlich nicht verärgert, weil die CDU davon profitierte. 
Politisch hatte ich zu dieser Zeit keine weiteren Ambitionen, hatte auch schon Gespräche mit dem 
Evangelischen Pressedienst geführt, ob er mich beschäftigen könne. Dann kam jedoch die Anfrage 
von CDU-Landeschef Willibald Böck, ob ich das Amt des Landtagspräsidenten übernehmen wolle, und 
ich habe ja gesagt. Ich habe es gern gemacht, weil es ja von Grund auf etwas Neues war und mir 
zugleich die Möglichkeit bot, etwas für Thüringen zu tun.  
War die Thüringer Verfassung für Sie das wichtigste Anliegen? 
Ein wichtiges auf jeden Fall. Ein ordentliches Land braucht eine ordentliche Verfassung, und 
ordentliche Abgeordnete haben die Pflicht, eine zu schaffen. Dabei haben sie viel in Sachen 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit lernen können. 
Bei der Landtagswahl 1994 ging das Mandat des Wahlkreises Jena II, in dem Sie kandidierten, an den 
Spitzen-Kandidaten der SPD, Dr. Gerd Schuchardt. Und die der CDU im Landtag zustehenden Sitze 
entsprachen exakt der Anzahl der in den Wahlkreisen direkt gewählten Unions-Abgeordneten. Somit 
nützte Ihnen Ihr hervorragender Platz auf der CDU-Landesliste gar  nichts – Sie waren  als bisheriger 
Landtags-Präsident plötzlich „draußen vor der Tür“. Wie war das für Sie? 
Lassen Sie mich es so sagen: Ich hätte schon ganz gerne das, was ich als Landtags-Präsident in der 
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ersten Legislatur-Periode gelernt hatte, auch in einer zweiten Amtszeit angewandt. Mir gefiel dieses 
Amt schon ganz gut, da es im Wesen überparteilich ist.  
Wie waren für Sie und Ihre Familie die Tage und Wochen danach? 
Ich hatte damals erst mal eine Rücken-Operation und deren Folgen zu überstehen – insofern war ich 
genügend abgelenkt. Und dann ergab sich die Möglichkeit, die Leitung der Vereinigten Kirchen- und 
Klosterkammer zu übernehmen. Das war für mich ebenfalls eine sehr interessante Aufgabe, die mich 
wieder zu meinen kirchlichen Wurzeln zurückführte.   
Wie lautet Ihre persönliche Bilanz, wenn Sie zurückschauen auf Ihre vier Jahre im Thüringer 
Parlament? 
Es war schon damals erkennbar, dass wir eine „Hypertrophie des Rechts“ hatten. Vielleicht hätte man 
nicht alles so bis in Detail regeln müssen. Vielleicht wären mehr Spielräume und weniger Bürokratie 
möglich gewesen. Die Bürokratie blüht ja richtig auf nach Verabschiedung der Gesetze in Form von 
zahllosen Verordnungen und Durchführungsbestimmungen, die sich aus den Gesetzen ableiten. Das 
haben wir so nicht geahnt. Ich war manchmal erstaunt, was als Folge so manchen ganz vernünftigen 
Gesetzes ins Rollen kam.  
Vielleicht hätten wir eine Reform gegen die Über-Verrechtlichung und Überbürokratisierung schaffen 
müssen – doch dazu hatten wir einfach nicht die Kraft. Uns fehlte die Zeit, die Gesetze auch noch zu 
verbessern und zu vereinfachen, deren Inhalte wir oft westlichen Vorbildern entnahmen. Mir bereitet 
es jedenfalls bis heute geradezu körperliche Schmerzen, wenn ich in den bundesrepublikanischen 
Gesetzblättern lese, was alles ausschweifend geregelt wird. Mit der Europäisierung des Rechts wird 
das ja nicht weniger.  
Sie sind in Ihrem Berufsleben Pfarrer und Journalist gewesen und hatten da sicher Ihre Vorstellung 
vom Politiker-Dasein. Was hat sich davon bestätigt, als Sie Politiker wurden – und was nicht? 
Wissen Sie, ich war ja damals schon etwas älter, und übergroße Illusionen über die Gestaltungs-
Möglichkeiten in der Politik hatte ich da nicht mehr. Andererseits muss ich sagen, am Anfang – also 
nach der friedlichen Revolution – waren diese Gestaltungs-Möglichkeiten oft überraschend groß. 
Insofern war die erste Legislatur-Periode auch die schönste. Das werden Sie auch von allen anderen 
hören, die dabei gewesen sind. Dieser Kompetenz-Verlust der Länder-Parlamente gegenüber dem 
Bund, wie er jetzt überall zu beklagen ist, war in dieser Zeit nicht unser Problem. Wir hatten genügend 
zu tun, die vorhandenen Kompetenzen auszufüllen. In vier Jahren haben wir mehr als 150 Gesetze 
beschlossen – ein irres Pensum! 
Sind Sie noch politisch aktiv? 
Nein, man muss auch aufhören können. 
Wie umfangreich ist Ihre Stasi-Akte? 
Rund 200 Seiten. Dieser Umfang besagt jedoch noch nicht viel, weil die Stasi auch viel 
Informationsmüll in der Akte gesammelt hat. Das war die stasi-spezifische Form der „Tonnen-
Ideologie“, die man aus der DDR-Wirtschaft kennt. Interessant war mein Akten-Studium in den Fällen, 
wo sich die Stasi mir zu erkennen gegeben hatte. Ich hatte dann stets eine eigene Niederschrift 
angefertigt und meinem Bischof zugeschickt. Man wusste ja nie, was die Stasi im Schilde führte: Kam 
sie als Untersuchungs-Organ – oder wollte sie Informationen gewinnen? Oder war es ihre Absicht, 
dem Gesprächspartner etwas zu stecken? 
An Hand meiner Nachschriften konnte ich einige Berichte in der Stasi-Akte gegenlesen. 
Wahrnehmungen und Deutungen in ein und demselben Gespräch waren zum Teil sehr 
unterschiedlich, ja geradezu gegensätzlich. Diese Erfahrung macht mich ziemlich skeptisch hinsichtlich 
der Zuverlässigkeit von Stasi-Akten. Eine reine Akten-Gläubigkeit ist grundfalsch. Ich fand deutlich die 
Tendenz, dass der Stasi-Verfasser ein Gespräch auf jeden Fall als Erfolg darstellen wollte und das, was 
ihm nicht passte, verschwieg. Es war ganz klar nicht eine objektive, sondern eine interessenbetonte 
Aktenführung. 
Die Akte wurde geschlossen und abgelegt mit dem Vermerk, ich würde Kontakte mit MfS-Mitarbeitern 
ablehnen und den Landesbischof informieren. 
Was sagen Sie zum Stichwort Politik-Verdrossenheit? Oder müsste es Politiker-Verdrossenheit heißen? 
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Es ist nicht alles Politik-Verdrossenheit, was die Medien unter diesem Etikett verkaufen. Ein nicht 
unbeträchtlicher Teil der Bürger interessiert sich einfach nicht für Politik. Wenn sich die Leute nicht 
zum Einmischen herausgefordert sehen – noch nicht einmal bei Wahlen – , kann das auch ein Indiz 
dafür sein, dass es mit der Politik ganz gut läuft. 
Allerdings hat man jetzt zunehmend den Eindruck, dass den Parteien immer weniger zugetraut wird, 
die Zukunfts-Probleme des Landes vernünftig zu lösen. Da spricht Nichtwählen durchaus für einen 
besorgniserregenden Verdruss an Politik und Politikern. 
Was ist die Ursache dafür? 
Einmal erwartet man zuviel von den Politikern. Die politischen Spielräume sind viel kleiner, als es sich 
die meisten vorstellen können. Auf der anderen Seite bietet unsere politische Klasse derzeit kein 
besonders gutes Bild. Sie wirkt eigentümlich matt und entscheidungsschwach. Doch die Situation ist ja 
so, dass mehr denn je Entscheidungen zu treffen und dem Volke zu vermitteln sind. Politiker müssen 
bereit sein, um des Allgemeinwohls willen auch ihr eigenes Wohl – etwa bei den nächsten Wahlen – 
aufs Spiel zu setzen. 
Ist Politik eine der stärksten legalen Drogen, oder ist sie eine Hure? 
Na ja, es gibt diese deutsche Abneigung gegen Politik nach dem Motto „Politik ist was Schlechtes“. 
Wobei ich mich frage, ob die, die das sagen, in ihrem Berufsleben dieselben supermoralischen 
Maßstäbe anlegen, die sie von Politikern verlangen.  
Es ist das Wesen demokratischer Politik, Kompromisse zu schließen. Doch landläufig werden 
Kompromisse oft als Charakterschwäche ausgelegt. Das halte ich für eine falsche Einschätzung.  
Was mich auch ärgert ist, wenn sich die Politiker öffentlich gegenseitig runtermachen. Das Ansehen 
der Politiker leidet ja vor allem durch das Verhalten der Politiker untereinander, durch diese 
polemischen Spielchen. Oft wird Böswilligkeit unterstellt, obwohl es sich in Wirklichkeit um 
gerechtfertigte Meinungsunterschiede handelt.   
Aber was man auch immer kritisch zu Politik und Politikern sagen kann – unser System hat den 
großen Vorzug, dass es die Möglichkeit zur Veränderung der politischen Machtverhältnisse gibt – und 
diese Möglichkeit wurde und wird auch genutzt. Der Wähler ist der Souverän. 
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Zeit als Landtags-Abgeordneter? 
Ich kann sagen, ich habe mich bemüht – und einiges ist auch gelungen. Ich habe es gern gemacht. 
Ich sehe jetzt aber keine Veranlassung, da noch ein hochtrabendes Etikett dranzuhängen.   
Für mich selbst steht übrigens meine Zeit als Journalist bei „Glaube und Heimat“ und als Verleger im 
kirchlichen Auftrag an oberster Stelle in meiner beruflichen Biographie. 
Wenn der Ruf jetzt käme, „Herr Dr. Müller, wir brauchen Sie noch mal“ – was würden Sie sagen? 




Ein Schriftzug, der dank Foto-Optik fast wie ein Wegweiser wirkt. 
 
 
Christiane Neudert (PDS):  
„Vieles im Parlament ist Selbst-Beschäftigung“ 
 
• Christiane Neudert, Jahrgang 1952, Diplom-Ökonom, lebt in Gera und arbeitet dort 
seit Juni 2001  für die Stadt als Leiterin des Dezernats für Soziales und Gesundheit.  
• Sie war Abgeordnete des Thüringer Landtags für die PDS in der 2. Wahlperiode 
1994 – 1999 und in der 3. Wahlperiode von 1999 bis zur Rückgabe ihres Mandates 
am 2. August 2001 im Zusammenhang mit dem Beginn ihrer Tätigkeit als 
Dezernentin in Gera.  
• Sie war in der 2. Wahlperiode Vorsitzende des Haushalts- und Finanzausschusses 
im Thüringer Landtag. 
• Neudert war von 1978 bis 1987 wissenschaftliche Mitarbeiterin bei der SED-
Kreisleitung Gera-Land.   
• Ort des Gesprächs: das Büro von Christiane Neudert. 
 
Frau Neudert, wie haben Sie die Wende 1989 – 1990 erlebt? 
Unter für mich persönlich schlimmen Bedingungen: Ich hatte im August 1989 eine sehr schwere 
Operation und war bis in das Jahr 1990 krankgeschrieben. Ich habe die Wende sozusagen zu Hause 
am Fernseher erlebt, isoliert von meinem Arbeitsumfeld und von meinen Kollegen. Und das war 
furchtbar. Ich erinnere mich noch genau an die Zeit – ich habe mitunter alle zwei Stunden meinen 
Mann angerufen, weil sich die Dinge in kürzester Zeit verändert hatten.  
In gewisser Weise war es für mich wirklich eine Erleichterung. Ganz am Anfang gab es ja so eine 
Aufbruchstimmung nach dem Motto: Wir machen diese DDR wirklich besser. Doch bald ist es in eine 
andere Richtung gekippt.  
Die Zeit war für mich wirklich schlimm. Ich bin ja Berlinerin und habe die Zeit des Mauerbaus 1961 
bewusst erlebt. Meine Großmutter lebte im West-Berlin und damit plötzlich abgeschnitten von uns. Ich 
war damals im Ferienlager und sollte danach zur Oma fahren, was dann nicht mehr ging – ich habe 




Andererseits gab es für mich auch viel Positives in und durch die DDR. Also eine kinderreiche Familie 
mit fünf Kindern – vergleichbar also mit unserer Familie damals – , die würde heute wahrscheinlich bei 
mir im Amt anstehen. Und ob vier von den fünf Kindern dann studieren könnten – was uns damals 
möglich war – , das wage ich heftig zu bezweifeln. Insofern muss ich aus meiner eigenen Entwicklung 
sagen: Diese DDR hat mir einen Lebensweg ermöglicht, den ich heute in gleicher Situation für 
schlichtweg nicht möglich halte.  
Dennoch habe ich die DDR kritisch gesehen, angefangen von der Biermann-Ausbürgerung 1973 bis 
hin zum Sputnik-Verbot 1989. Ich habe viele Dinge unserer Sicherheits- und Abschottungs-Politik für 
nicht gut gehalten. 
Jedenfalls war für mich die Öffnung der Grenze ein sehr bewusst positives Ereignis. Und so gesehen 
war die Wende für mich eine ganz große Erleichterung. Aber die andere Seite war: Vieles war plötzlich 
so unwägbar geworden. 
Jedoch wurde ich schnell damit konfrontiert, dass auch ich ein Wagnis bin als ehemalige Mitarbeiterin 
einer SED-Kreisleitung. Unter welchen Umständen ich dort 1987 ausgeschieden bin, hat allerdings 
keinen interessiert. Jedenfalls war ich dann für das Statistische Landesamt Thüringen nicht tragbar, 
kam dort mit der Neustrukturierung als Mitarbeiterin nicht mehr in Frage. 
Bei der Wahl zum zweiten Thüringer Landtag am 16. Oktober 1994 haben Sie bei der PDS den 
Listenplatz 15 gehabt. Wie hoch war denn vorher aus Ihrer Sicht die Wahrscheinlichkeit, in den 
Landtag zu kommen? 
Damals war die Wahrscheinlichkeit ganz gering – und ich hab nicht damit gerechnet, ein Mandat zu 
erhalten. Für mich war das gewissermaßen ausgeschlossen.  
Und als ich danach das erste Mal sozusagen offiziell in Erfurt ankam, bin ich schon mit gemischten 
Gefühlen in den Landtag gegangen – und voller Erwartung, was da auf mich zukommen würde. Ich 
wusste damals schon aus Gesprächen in meiner Partei, dass mein Wunsch, im Sozialausschuss aktiv 
werden zu können, sich nicht erfüllen würde.  
Ich war die einzige Ökonomin in der PDS-Fraktion und damit aus Sicht meiner Genossen bestens 
geeignet, sich mit dem Landes-Haushalt zu befassen. Für mich war das damals Neuland, doch das 
fanden sie nicht weiter wichtig. Und dann habe ich mir angesichts der Lehrer, Mathematiker, 
Philosophen und Schriftgelehrten in der PDS-Fraktion klargemacht, dass mir da keine stichhaltigen 
Gegenargumente blieben.  
Somit schickte mich meine Fraktion in den Haushalts- und Finanz-Ausschuss – als Landtags-Neuling, 
der das dort gebräuchliche Handwerkszeug – die Organisation und die Abläufe – sich erst aneignen 
musste. Ich fand es damals jedenfalls nicht richtig, einen aus meiner Sicht so enorm wichtigen 
Aufgabenbereich mit einem Neuling zu besetzen. Und dann wurde ich kurz darauf auch noch zur 
Ausschuss-Vorsitzenden gewählt!  
Zu dieser Zeit konnte ich noch nicht wissen, wie sehr ich mal an diesem Aufgabengebiet hängen 
würde. Heute sage ich: Nur gut, dass sie mich gezwungen haben, dies zu tun. 
Ich habe als Vorsitzende des Haushalts- und Finanz-Ausschusses jedenfalls stets darauf geachtet, 
dass wir eine sachliche Auseinandersetzung führen. Man kann sich in politischer Hinsicht streiten und 
dennoch die Formalien konstruktiv klären und gemeinsam regeln.  
Mit welchem Anspruch sind Sie damals in den Landtag gezogen? 
Ich habe mich immer sehr darüber geärgert, dass es so viele Landtags-Abgeordnete gibt, die sich so 
furchtbar wichtig nehmen. Und so war mein erster Anspruch an mich: „Du nimmst dich nicht so 
wichtig, weil du nicht so wichtig bist. Wichtig sind die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger, die du 
dort zu vertreten hast.“  
Mein zweiter Anspruch war, sehr aktiv in meinem Wahlkreis zu sein. Und diese beiden Ansprüche habe 
ich auch mit Vehemenz in meiner Fraktion vertreten. Das war nicht immer ganz einfach, denn wenn 
man erst mal in Erfurt im Landtag sitzt, ist die Gefahr riesengroß, dort abzuheben und ein bisschen die 
Bodenhaftung zu verlieren. Man kann sich in diesem Parlaments-Geschehen so richtig verhaften, und 
plötzlich gibt es nichts Wichtigeres mehr als dieses Parlament.  
Ich halte das nicht für richtig. Nach meiner Ansicht ist ein Abgeordneter in erster Linie dazu da, die 
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Anliegen der Bürger aus seinem Wahlkreis aufzugreifen, in den Landtag mitzunehmen und sich dafür 
einzusetzen, dass es im Wahlkreis vorwärts geht. 
Dazu gehört, dass man mit Abgeordneten aller Parteien, die vor Ort im Wahlkreis tätig sind, auch 
zusammenarbeiten muss. Das birgt natürlich gewisse Schwierigkeiten und war 1994 schon recht 
schwierig aufgrund der Animositäten gegenüber meiner Partei. Und dann überfiel uns ja gleich noch 
die Große Koalition – die hat ja in dieser Hinsicht auch nicht viel Positives mit sich gebracht.  
Meine Erfahrung ist, dass dieses Miteinander immer von den handelnden Personen abhängt und 
weniger mit deren Parteizugehörigkeit. Und ich mache überhaupt keinen Hehl daraus, dass ich damals 
mit den CDU-Abgeordneten Eckehard Kölbel und Birgit Diezel in dieser Beziehung immer ein gutes 
Arbeiten hatte und bis heute ein gutes Verhältnis habe – und bedauerlicherweise mit den 
entsprechenden SPD-Abgeordneten nicht.  
Welche Bürgeranliegen waren es denn, die Ihnen zu dieser Zeit Ihre Geraer Wähler nach Erfurt 
mitgegeben haben? 
Das waren ganz viele Dinge. 1994 zum Beispiel ging es massiv um das Thema „Bezahlbares Wohnen“. 
Das Motto lautete damals „Die Mieten explodieren – die Mieter auch“. Das war ein Thema, das hier in 
Gera ganz anders diskutiert wurde als im Landtag. So etwas aufzunehmen, sich dafür zu 
sensibilisieren, sich darüber klar zu werden, wie groß ist das Problem – darum muss es einem guten 
Politiker gehen.  
Natürlich muss Opposition immer politisch überhöhen und übertreiben – das ist gar keine Frage, weil 
das ihr politischer Auftrag ist. Auf der anderen Seite muss man noch das Ohr unten an der Basis 
haben,  um das Thema nicht real zu überhöhen – denn das wäre falsch. Also den Blick für die 
Realitäten behalten. 
Ein anderes großes Thema war die Gemeinde-Gebietsreform. Da musste man sehr genau hinhören, 
worum es im Grunde ging. Wenn zwei Orte fusionieren sollen, dann werden plötzlich Begebenheiten 
aus grauer Vorzeit hervorgekramt, wer damals wem die Wäsche von der Leine und das Holz beim 
Maibaum-Setzen geklaut hat. Und diese Animositäten zu trennen von den realen Problemen der 
Gegenwart, das war eine Sache, in die man sich erst einfühlen musste.  
Und im Zusammenhang mit dem Haushalt hatte ich ungeheuer viel zu lernen. 
Wenn Sie zurückblicken mit dem Wissen von heute – was hat sich wider Erwarten bewährt, und wo 
haben Sie erwartungsgemäß Recht behalten? 
Ich denke, das Thema Mieten ist politisch damals zu stark überhöht worden durch die Opposition. Die 
Gegenwart zeigt, die Menschen nehmen es hin – und es gibt keinen großen Aufruhr. Das hängt 
sicherlich auch damit zusammen, dass viel höhere Mieten erwartet worden waren, diese jedoch 
aufgrund des vergeblich erhofften, ausgebliebenen Wirtschafts-Wachstums sich nicht am Markt 
erzielen lassen. Wir haben ja keine steigenden Mieten, sondern bei Wohnungen teilweise sogar 
sinkende Mieten.  
Diese Entwicklung ist nach meiner Ansicht damals von der PDS nicht richtig eingeschätzt worden. 
Jedoch bin ich mir nicht sicher darüber, ob unsere politischen Gegner damals die Entwicklung richtig 
eingeschätzt hatten oder ob sie eher dachten: „Schau’n wir mal, was passiert.“ 
Sind die Menschen mit Ihnen anders umgegangen, als Sie Landtags-Abgeordnete geworden sind? 
Also innerhalb meiner Partei sowieso nicht – da ist das Mandat nicht so überhöht. Und Gleichmacherei 
hat ja schon zu SED-Zeiten bestanden, was ich nicht so negativ finde. Natürlich freuten sich die 
Genossen, wenn ich als Landtags-Abgeordnete zu ihnen kam.  
Und im öffentlichen Miteinander ist manches auch sehr aufgesetzt – das sage ich Ihnen ganz ehrlich. 
Also dass plötzlich ein Amtsleiter mich mit „Frau Abgeordnete“ ansprach und für sich im Innern unter 
dem Stichwort „Protokollpflicht“ abhakte.  
Die Wertschätzung, die man wirklich erfährt, macht sich an der Arbeit fest und daran, wie man diese 
erledigt. Mit dem Titel hat das eher wenig zu tun. 
Wenn ich heute in die Ministerien gehe, dann freue ich mich, wenn mir Leute, die mich aus meiner 
Abgeordneten-Zeit im Finanz- und Haushalts-Ausschuss kennen, mit Respekt begegnen. Dann weiß 




Ich gehörte ja nicht gerade zu denen in der PDS-Fraktion, die sich mit sehr viel Öffentlichkeitsarbeit 
einen Namen gemacht haben. Das ist übrigens eine meiner großen Schwächen, mein Manko. Denn 
Abgeordnete müssen nach meiner Ansicht klingeln, also in der Öffentlichkeit stehen. Es gibt ja viele 
Neider in Bezug auf Bodo Ramelow, der dieses Geschäft bestens versteht. Doch ich hätte das nie 
gekonnt – das liegt mir einfach nicht, viele Presse-Mitteilungen zu schreiben, von denen die meisten 
sowieso im Papierkorb landen. Oder zu den Journalisten zu gehen, mit denen ein Gespräch 
anzufangen, um sie für die eigene Person zu interessieren.   
Ich stehe nicht so gern im Vordergrund – obwohl ich meine Arbeit und meine Amt beherrsche, gehöre 
ich nicht zu denen, die vorn auf der Tribüne stehen müssen. Ich stelle mich lieber unters Volk – auch 
jetzt noch. 
Was vermissen Sie, seit Sie Ihr Mandat zurückgegeben haben? 
Zunächst: Meine Mandats-Rückgabe hängt mit dem Wahlgesetz zusammen. In Thüringen ist es so, 
dass Sie nicht zugleich Landtags-Abgeordnete und kommunale Wahlbeamte sein können – womöglich 
wegen der Überschneidung von Legislative und Exekutive. Es gibt Bundesländer, wo das eine das 
andere nicht ausschließt. Und auch als Bundestags-Abgeordneter können Sie zugleich Bürgermeister 
sein.  
Der Abschied aus dem Landtag fiel mir schon nicht ganz leicht. Beim Unterschreiben der 
entsprechenden Urkunde im Büro der Landtags-Präsidentin Christine Lieberknecht hatte ich schon 
gemischte Gefühle. Es waren ja nicht nur schlechte Erinnerungen aus den sieben Jahren dort 
geblieben. Und ich habe mich sehr gern in die fachliche Arbeit eingebracht.  
Aus welchen Gründen haben Sie sich denn für die Leitung des Geraer Dezernates entschieden? 
Ich hatte 1999 gesagt: „Das ist meine letzte Legislaturperiode im Landtag.“ Ich bin – auch aus der 
Erfahrung im Landtag – eine Verfechterin des Rotations-Prinzips. Denn einerseits ist das eine physisch 
außerordentlich verschleißende Arbeit. Wenn man sein Mandat gern ausübt, versteht man alle 
Termine und Anforderungen als Freizeit – oder man versteht alles als Arbeit. Ich habe mich mehr an 
der ersten Variante orientiert.  
Mir fehlte als Abgeordnete die Zeit, regelmäßig mit meiner Familie etwas zu unternehmen, hin und 
wieder ein belletristisches Buch zu lesen, in ein Konzert oder ins Theater zu gehen. Mir gelang es 
kaum noch, regelmäßig die Tageszeitung zu lesen – man ist dann auf diesen blöden Landtags-
Pressespiegel angewiesen, wo die Kollegen aus der Landtags-Verwaltung auszugsweise das 
reinbringen von dem, was sie meinen, das man es braucht.  
Und man lebt von der Substanz. Ich behaupte, das mein politisches und mein Allgemein-Wissen 1994 
wesentlich umfangreicher war als dann 2001 beim Abschied aus dem Landtag. Man schleift sich ab im 
Mandat – und ich glaube kaum, dass das etwas Positives ist. 
Wissen Sie, ich koche unheimlich gern, lade mir gern Gäste ein. Meine vielen Freunde sind in der 
Mandats-Zeit allesamt zu kurz gekommen. Damit verkümmerten Dinge und Kontakte, die für meine 
Persönlichkeit sehr wichtig sind. Und irgendwie war ich dadurch nicht mehr die Person, die ich 1994 
war und die meine Wähler in den Landtag geschickt hatten.  
Der andere Beweggrund war: Mich hat das Aufgabengebiet Soziales unheimlich gereizt. Ich wollte es 
gern übernehmen, da ich ohnehin schon viele Jahre kommunalpolitisch engagiert bin. Ich wollte 
zurück an die Basis – und ich wollte dieses Ressort.  
Andererseits habe ich nach den ersten Monaten als Geraer Dezernentin zu meinen einstigen Fraktions-
Kollegen halb scherzhaft gesagt: „Ich wusste nicht, was ich bislang für einen ruhigen Job hatte.“ 
Und schließlich bin ich in Gera zuhause, komme also jeden Tag nach Feierabend nach Hause und kann 
die Zeit mit meinem Mann verbringen. Obwohl der mich abends auch schon mal fragt, ob ich nicht mit 
ihm reden wolle. Weil ich nach Hause komme und wirklich erschöpft bin. Das Amt schafft mich als 
Frau. Ich muss lernen, Prioritäten zu setzen.  
Welche Erkenntnisse haben Sie durch Ihre Zeit im Landtag gewonnen? 
Mir war wichtig, mich zu bemühen, meine 1994 selbst aufgestellten Ansprüche zu bewahren. Also das 
Sich-selbst-nicht-zu-wichtig-Nehmen. Wenn man sich selbst zu wichtig nimmt, dann nimmt man die 
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anderen nicht mehr wichtig genug.  
Im politischen Geschäft geht es darum, sich für andere zu engagieren – nicht für sich selbst. 
Allerdings geschieht das nach meiner Erfahrung im Parlament zu selten. Vieles dort ist Selbst-
Beschäftigung. Im Parlament wird meist gar nichts bewirkt – außer Öffentlichkeits-Arbeit, was 
natürlich wichtig ist. Die Argumente gegen ein Gesetz müssen im Parlament laut ausgesprochen 
werden, damit sie sich in der begleitenden außerparlamentarischen und öffentlichen Diskussion 
entfalten können.  
Im übrigen habe ich festgestellt, dass Journalisten in der öffentlichen Diskussion eine größere Rolle als 
Abgeordnete spielen. Oft habe ich nach der Lektüre so manchen Zeitungs-Berichts das Gefühl gehabt, 
ich war in einer anderen Veranstaltung gewesen als der Autor des Beitrags.  
Dass man Zeitungen mit Vorbehalt lesen muss, das habe ich schon zu DDR-Zeiten gewusst. Doch 
mein naive Vorstellung, dass dieser Vorbehalt mit der Wende nicht mehr erforderlich sei, hat sich 
schnell verloren. Inzwischen weiß ich: „Was in der Zeitung steht, muss nicht unbedingt unwahr sein – 
aber es muss auch nicht richtig sein.“ 
Kann Landtags-Politik etwas bewegen? 
Man kann als einzelne Landtags-Abgeordnete oder einzelner Landtags-Abgeordneter viel bewegen – 
wenn auch nicht unbedingt im Landtag.  
Sollte die Arbeit in den Fach-Ausschüssen öffentlich stattfinden? 
Ich denke schon. Ich fände es gut, wenn die Öffentlichkeit einen größeren Einblick in die Tätigkeit der 
Ausschüsse hätte. Ich glaube, das hätte den positiven Effekt, dass sich alle Abgeordneten intensiver 
mit den fachlichen Themen befassen würden. Denn sonst würde plötzlich auffallen, dass manche 
Abgeordnete die Unterlagen überhaupt nicht gelesen haben, um die es bei den Ausschuss-Sitzungen 
geht.  
Es gibt die Ansicht, Politik ist eine der stärksten legalen Drogen. Und es gibt die Meinung,  Politik ist 
eine Hure. Was meinen Sie dazu? 
Zugegeben – an beiden Thesen ist etwas dran, wenn sie auch Extrem-Positionen formulieren. Politik 
hat – zumindest für mich – sehr viel mit Demokratie zu tun. Ich denke, dass vieles, was wir heute im 
politischen Geschäft erleben, die demokratischen Spielregeln aushebelt. Die Gewichtung der 
politischen Argumente findet doch heute nicht mehr statt – das ist doch nur noch ein öffentlicher 
Schlagabtausch. Meist weiß man vorher, was herauskommen wird. Im Prinzip bräuchte man die 
Landtags-Sitzungen nicht, da die Mehrheiten ja klar sind. Insofern ist es nicht das, was ich unter 
Demokratie verstehe.  
Vielleicht bin ich ja 1994 mit zu vielen Illusionen in den Landtag gegangen. Als Alterpräsident hat 
damals Dr. Bernhard Vogel die Rede gehalten und gesagt: „Lassen Sie uns hier in diesem Parlament 
um die besten Ideen ringen.“ Das fand ich gut – nur musste ich schnell begreifen, dass genau das 
dort eben nicht stattfindet.  
Ich sage mit Nachdruck: Politik ist etwas ganz Wichtiges. Man sollte Politik nicht schlecht reden. 
Schließlich muss man sich in einer Gesellschaft auf gewisse Spielregeln verständigen, und diese 
Regeln werden durch die Politik ausgehandelt.  
Nur: Politik findet eben nicht ausschließlich im Parlament statt, sondern viel öfter außerhalb dieses 
Kreises: in Wirtschafts-Verbänden, im konzertierten Vorgehen von Wirtschafts-Verbänden und 
Parteien, in außerparlamentarischen Gremien wie etwa Wohlfahrts-Verbänden. Da findet ganz viel 
Politik statt, und das finde ich auch gut so. Leider wird diese außerparlamentarische Diskussion viel zu 
gering geschätzt. Und das, was von dort in die Parlaments-Arbeit einfließt, wird ebenfalls gering 
geschätzt.  
Beispiel Anhörungen: Die Anhörungs-Ergebnisse spiegeln meist Volkes Meinung wieder und zeigen, 
was die Sachkundigen dazu zu sagen haben. Doch in der Regel ist es so, dass diese Ergebnisse 
überhaupt keine Berücksichtigung in der parlamentarischen Diskussion finden. Das ist bitter – die 
Leute kommen sich verklapst vor, und das trägt zur Politik-Verdrossenheit bei. Doch Mehrheit ist halt 
Mehrheit, so ist das nun mal. 
Was sagen Sie zum Stichwort Politik-Verdrossenheit? Oder müsste es Politiker-Verdrossenheit heißen? 
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Wissen Sie, ich habe das Gefühl, dass sich viele Bürgerinnen und Bürger zunehmend zurückziehen, 
weil sie der Auffassung sind, dass ihre Meinung nicht gefragt ist. Sie fühlen sich nur aufgefordert, den 
Politikern die Legitimation für deren Amtszeit zu erteilen.  
Doch um etwas zu bewegen, ist eine Legislaturperiode von vier, fünf  Jahren zu kurz. Das spüren die 
Leute natürlich, und insbesondere die jungen sagen: „Ob ich die nun wähle oder nicht, was ist da 
schon besser?“ Und eigenes Engagement ist offenbar alles andere als erstrebenswert – das finde ich 
traurig. 
Wie haben Sie das Miteinander in der PDS-Fraktion in Erinnerung? 
Es gibt leider zu viele, die sich selbst zu wichtig nehmen - dazu zähle ich übrigens nicht Bodo 
Ramelow. Das führt leider dazu, dass sich die PDS-Fraktion zu sehr mit sich selbst befasst und zu 
wenig mit den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger. Ich bedauere das sehr, wenn auch vieles seit 
1994 schon erheblich besser geworden ist. Doch vieles ist noch verbesserungswürdig.  
Und mit Blick auf den Landtag und auf alle Fraktionen hoffe ich, dass in den kommenden Jahren mehr 
junge, politisch qualifizierte Frauen ins Parlament kommen. Ich bin in den Landtags-Jahren in meiner 
Ansicht bestärkt worden, dass Frauen anders Politik machen als Männer, da sie beispielsweise eher in 
der Lage sind, sich nicht so wichtig zu nehmen wie Männer – in allen Fraktionen. Ich glaube, es wird 
erst dann in der Politik inhaltlich vorangehen, wenn da mehr Frauen mitmischen. 
Als Beispiele möchte ich da Christine Zitzmann oder Annette Lehmann nennen – beide aus der CDU-
Fraktion. Das sind Frauen, denen es um die Sache der Bürgerinnen und Bürger geht. Und auch 
Johanna Köhler, die einstige Vorsitzende des Petitions-Ausschusses, war aus dem gleichen Holz 
geschnitzt. Solche Frauen bringen auf wohltuende Weise die sachliche Diskussion voran. Oder eben – 
um auch mal einen Mann zu nennen – Eckehard Kölbel, der hat zu keiner Zeit abgehoben, der hat 
immer das Ohr an der Masse.  
Da Politik jedoch meist Männer-Sache ist, braucht man sich nicht zu wundern, dass es auch viele 
Frauen gibt, die wie Männer agieren. 
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Zeit als Landtags-Abgeordnete? 
Es war eine anstrengende Zeit – und zugleich eine gute Zeit, wo ich ungeheuer viel gelernt habe. Das 
Wissen, was ich da querbeet über alle möglichen fachlichen und politischen Themen erworben habe, 
kommt mir für meine jetzige Arbeit sehr zugute.  
Und für mich bedeutete auch Opposition-Sein eine hohe Verantwortung. Opposition wird manchmal 
sehr gering geschätzt. Daran merke ich immer, wie vergesslich die Menschen sind. Denn wir hatten 
noch vor wenigen Jahren eine Zeit ohne Opposition – und waren allesamt froh, als dann auch bei uns 
Opposition in der Politik möglich wurde. Demokratie braucht Opposition.  
Und meinen Genossen von der PDS-Fraktion möchte ich ins Stammbuch schreiben: „Wer 
Verantwortung als Opposition trägt, der kann auch Verantwortung als Regierung übernehmen.“ Das 
ist sicherlich schwer und kostet enorme Kräfte, wie die Thüringer SPD am eigenen Leib erfahren 
musste. Aber ich denke, das muss man können und wollen, sonst sollte man sich überhaupt nicht zur 
Wahl stellen. 
Was würden Sie sagen, wenn aus Erfurt an Sie der Ruf käme „Christiane, wir brauchen dich“? 
Wissen Sie, ich glaube, da gibt es jüngere Leute, die genauso gut oder besser geeignet wären als ich. 
Aufgrund meines Alters habe ich mehr Erfahrungen vor 1990 gesammelt, und es ist schon ein 
Unterschied, ob man nach 1990 studiert und Erfahrungen gesammelt hat. Ich glaube, es ist an der 
Zeit, dass auch jüngere Leute in der Politik Verantwortung übernehmen können. 
Klar sollte man nie nie sagen – und die Steine, die man am weitesten wegwirft, muss man oft als 
erste wieder zurückholen. Doch ich gehöre nicht zu denen, die ganz vorne stehen müssen. 
Ich möchte mich lieber dafür einsetzen, dass sich junge Menschen in der Politik engagieren und ihnen 
Verantwortung anvertraut wird – auch und gerade wenn sie diese Verantwortung anders wahrnehmen 
als wir Älteren.  
Gerade die CDU in Thüringen macht da vor, wie es geht. Die zieht sich über die Parlamente viel junge 
Leute heran. Ich muss sagen, manchmal bin ich da ein bisschen neidisch, denn das sind sehr 
intelligente und politisch denkende, junge Menschen. Und ich finde toll, dass die CDU die 
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ausgerechnet in den Haushalts- und Finanz-Ausschuss schickt – die Annette Lehmann, den Mike 
Mohring und den Michael Panse. Alle drei schlagen dort gut zu Buche und machen ihren älteren 
Kollegen manches positiv vor – und auch der Entwicklung in diesem Ausschuss tat und tut deren 
Mitarbeit gut.  
Das Thema Landtag habe ich für mich definitiv abgeschlossen. 
Wie sehen Sie die Perspektive für Thüringen? 
Der Bevölkerungs-Rückgang in Gera ist ja ebenso dramatisch wie typisch für viele andere Regionen 
Thüringens und der neuen Bundesländer. Damit müssen wir uns nicht nur eine wachsende 
Überalterung in der Gesellschaft einstellen, sondern auch auf erhebliche Nachteile für die 
wirtschaftliche Entwicklung. Das ist etwas, was mir Sorgen bereitet. Davon wird sich Thüringen bei 
den derzeitigen wirtschaftlichen und demographischen Tendenzen wohl über viele Jahrzehnte nicht 




Ministerpräsident Dieter Althaus würdigt das Jubiläum „15 Jahre Thüringer Landtag“ zum „Tag der 
Verfassung und des Thüringer Landtags“. 
76 
 
Winfried Neumann (CDU): 
„Immer das Gefühl, auf einem Schleudersitz zu sitzen“ 
  
• Winfried Neumann, Jahrgang 1942, Diplom-Pädagoge (Sprach- und 
Stimmheilpädagoge), lebt in Arnstadt und arbeitete nach dem Verlust seines 
Landtags-Mandats bis Dezember 2005 im Öffentlichen Dienst des Freistaats 
Thüringen.   
• Er war Abgeordneter mit Direktmandat im Thüringer Landtag der 1. 
Wahlperiode 1990 – 1994 und der 2. Wahlperiode 1994 – 1999 für die CDU.  
• Winfried Neumann war von 1972 – 1990 als Sprachheilpädagoge in Arnstadt 
tätig. 
• Ort des Gesprächs: Ein Büroraum im Verwaltungsgebäude des Thüringer 
Landtags. 
 
Herr Neumann, entsinnen Sie sich noch an den Zeitpunkt, als Sie  vom politisch denkenden Menschen 
zum politisch aktiven Menschen wurden? 
Ich bin lange vor der Wende politisch aktiv geworden. Mein Eintritt in die CDU 1975 war dann wohl 
einer der ersten sichtbaren Schritte. Aus den Lebenserfahrungen in der DDR wollte ich nicht zur SED 
gehören. Während meiner Studienzeit und den ersten Berufsjahren war ich als Parteiloser immer 
wieder gedrängt worden, in die SED einzutreten. Das wollte ich aber nicht. Um dann Ruhe zu haben 
vor diesen Überredungs-Versuchen und aus einer Reihe anderer Gründe bin ich Mitglied der CDU 
geworden.  
Wie haben Sie in Arnstadt die turbulenten Wochen und Monate 1989 – 1990 erlebt?  
Wenige wissen, dass es im Herbst 1989 in Arnstadt früher Protestdemonstrationen gab, als in Leipzig. 
Das haben damals nur wenige überregional registriert, da Arnstadt ja doch ein bisschen abseits liegt. 
Da war richtig was los, es gab Schlägereien mit Polizisten, später Kundgebungen und die Runden 
Tische, da waren wir mittendrin. Und dann ging ja alles ruckzuck: Da war die erste freie 
Kommunalwahl, die mich in den Kreistag brachte. Und eines Tages kamen Parteifreunde auf mich zu 
und fragten mich, ob ich bereit sei, für den Landtag zu kandidieren. 
Ich bin da fast aus allen Wolken gefallen, denn ich war gerade dabei, mich beruflich zu orientieren. 
Wir arbeiteten mit den Fachkollegen damals an der Gründung des Landesverbandes Thüringen der 
Deutschen Gesellschaft für Sprachheilpädagogik und ich war stolzer Gründungs-Vorsitzender. Der 
Gedanke, hauptberuflich Politik zu gestalten, war mir zu dieser Zeit fremd, vor allem im Hinblick auf 
die mir bisher aus der DDR bekannten „Berufspolitiker“.  
Na ja, nach ein paar Gesprächen habe ich mich eher breitschlagen lassen, das zu machen. Es war 
wirklich nicht der innere Drang, das zu tun, obgleich der Drang, sich nach manchen Kränkungen und 
üblen Erfahrungen aus dem Leben in der DDR Genugtuung zu verschaffen, heftig war. 
Doch mit einem Mal war das auch für mich eine hochwichtige und verantwortungsvolle Angelegenheit, 
und der Wahlkampf-Wirbel begann.  
Wie sicher waren Sie, ob es klappen könnte mit einem Landtags-Mandat?  
Ich war überhaupt nicht sicher. Und mir war schon bange, meinen quasi sicheren Job aufzugeben für 
etwas völlig Neues. Wir kannten ja nicht einmal die Spielregeln. Viele Dinge waren völlig offen. Es gab 
nicht nur eine Erwartungs-Fröhlichkeit, es waren durchaus auch etliche Befürchtungen und Ängste da 
und der Umgangston in der politischen Arena wurde nach Runden Tischen und kerzenbeschienen 
Friedensdemos rauer.  
Stichwort: Befürchtungen. Vieles von dem, was damals als Horror-Szenario bezeichnet wurde, ist 
heute von der Wirklichkeit überholt. So galt es in der Wende fast als Vaterlands-Verrat, von mehr als 3 
Millionen Arbeitslosen zu orakeln. In den zurückliegenden Jahren liegt die Arbeitslosenzahl dauerhaft 
deutlich über der 4-Millionen-Grenze. Waren die Leute zu gutgläubig?  
Ich glaube, dass wir das gesamte Ausmaß der sozialen und der Arbeitsmarkt-Probleme, die auf uns 
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zukamen, nicht überblickt haben. Und ich betone: Das haben selbst Fachleute aller Art nicht 
überblickt. Aber wir hatten eben die Hoffnung, dass wir manches bundesweit auch anders machen 
können in der Folge der Wiedervereinigung. Doch solche Dinge brauchen offenbar einen größeren 
Zeitraum. Man hätte ja am Grund-System der sozialen Marktwirtschaft etwas ändern müssen – das 
konnte natürlich mit dem Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes nicht passieren. Diese 
Illusion hatte ich jedenfalls s nicht.  
Insgesamt möchte ich sagen, manches ist schlimmer geworden als erwartet – und manches weniger 
schlimm. Also dieser Einbruch auf dem Arbeitsmarkt durch die Privatisierung der Wirtschaft, der ist 
schon verheerend gewesen. Allein in meinem späteren Wahlkreis, beim Chemieanlagenbau und bei 
RFT in Arnstadt, waren rund einige Tausend Beschäftigte – heute sind es noch ein paar hundert 
Leute. Andererseits hat das soziale Netz sofort gegriffen: Kurzarbeit Null, dieses bezahlte 
Nichtarbeiten, die Menschen sind zumindest finanziell aufgefangen worden. 
Doch bei Arbeit geht es ja nicht nur ums Geldverdienen, das wissen wir ja alle. Das sind alles Dinge 
gewesen, die man überhaupt nicht absehen konnte. Und wir als Quereinsteiger in die Politik sind 
damit nur ganz schlecht zurande gekommen. Entweder mussten Sie ein großer Scharlatan und 
Schönredner sein, damit die Leute aus den Versammlungen mit lachenden Gesichtern rausgegangen 
sind, oder Sie haben den Menschen gesagt: „Ja, wir haben Probleme, doch wir arbeiten dran, bitte 
helfen auch Sie mit!“ Wer damals gesagt hat, er weiß genau, was kommt, der hat schlicht 
geschwindelt. Alles andere sind überzogene Hoffnungen oder falsche Versprechungen gewesen.  
Was waren Ihre Ideale, mit denen Sie in die Landespolitik gegangen sind?  
Mir war die geschichtliche Bedeutung des Beitritts der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik schon bewusst, gerade was die heute so selbstverständlichen Grundrechte der 
Menschen betrifft. Ich war mir dessen bewusst, dass ich für meinen Wahlkreis nach zwei 
diktatorischen deutschen Regimes der erste frei und direkt gewählte Abgeordnete einer 
gesetzgebenden Körperschaft sein sollte. Dies machte meinen Idealismus aus. 
Ich kam aus einer bestimmten sozialen Prägung und einem umrissenen beruflichen Umfeld und war 
der Meinung, in einem so verantwortungsvollen Amt wie dem eines Abgeordneten darfst du nur das 
tun, wovon du etwas zu wissen glaubst. Meine Schwerpunkte waren zunächst die Bildungs- und die 
Hochschul-Politik. Mir wurde jedoch schnell klar, dass das zu kurz gesprungen war. Schließlich war ich 
Mitglied der Regierungsfraktion und Vertreter eines Wahlkreises, so dass Sie alle möglichen Politik-
Felder im Blick haben müssen. Durch meine bisherige berufliche Tätigkeit hatte ich ein Gespür für 
soziale Themen; wo ich nacharbeiten musste, das war die Wirtschaftspolitik. Das war „learning by 
doing“. Mit Ende der ersten Wahlperiode war vieles dann in Fleisch und Blut übergegangen.  
Die Zeit vor Bernhard Vogel war noch ganz schön chaotisch, auch für mich. Da habe ich, wenn mir 
was nicht passte im Wahlkreis, mitunter blindlings losgelegt. Ich erinnere mich da an die Geschichte 
mit dem Truppenübungsplatz Ohrdruf. Ich wollte den nicht, weil die Ballerei jahrzehntelang das Leben 
bei uns gestört hat. Man konnte in manchen Häuserwänden am Rande des Übungsplatzes Löcher von 
Einschüssen  sehen.  
Und dann kam der erste Kontakt mit den Bundeswehr-Offizieren, die haben uns vorgerechnet, was die 
Dekontamination, also die Beseitigung der militärischen Altlasten, kosten würde. Die haben uns auf 
den Schießplatz nach Hammelburg geflogen und uns gezeigt, wie ordentlich es auf einem 
Truppenübungsplatz zugehen kann. Da haben wir uns mit dem Hubschrauber bekehren lassen und 
gesagt: „Okay, wenn auch die Bundeswehr sich an die bundesdeutschen Naturschutzgesetze halten 
muss, wenn Lärmbelastung auf gewisse Lärmpegel und Zeiten begrenzt wird, dann geben wir unseren 
Widerstand auf.“ Ich kann mich erinnern, dass sich sogar die Grünen aus dem Wahlkreis gar nicht 
wieder einkriegten vor Staunen über das Hammelburger Biotop. 
Entsinnen Sie sich an Ihre erste Rede im Landtag?  
Ja, nur zu gut. Ich habe einen Schweißausbruch nach dem anderen gehabt. Das ist ja nicht 
jedermanns Sache, vom Rednerpult zu so vielen Leuten zu reden. Mein Thema war damals 
Bildungspolitik. Mein ganz persönliches Ziel war es, neben dem Thüringischen Schulgesetz ein 
Förderschulgesetz für die behinderten Kinder durchzusetzen.  
Später kamen noch die Themen Hochschule und Medienpolitik dazu. Ich war in der ersten 
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Wahlperiode Mitglied in zwei Ausschüssen, in dem für Bildung und in dem für Wissenschaft und Kunst. 
Die Reden für den Landtag wurden anfangs mit den Fraktions-Referenten erarbeitet, und man liest 
mindestens zwei Drittel vom Blatt ab – das ist eben so, egal ob man das beklagt oder nicht. Im 
Übrigen ist ein Gremium wie der Landtag mit seinen Fachausschüssen und Arbeitskreisen eine hoch 
arbeitsteilige Truppe, wo jeder auf seine Weise ein Fach-Idiot ist und sich für gewisse Themen den 
Sachverstand anderer Kollegen holen muss.  
Nach der ersten Legislaturperiode hatte ich keine Angst mehr vor den Herausforderungen, aber 
manchmal habe ich schlecht geschlafen, weil ich Angst hatte vor dem nächsten Tag. Da gingen mir 
solche Sachen durch den Kopf: Wie werde ich wohl diese Bürgerversammlung überstehen? Wie werde 
ich vor dem Sonderschullehrerverband auftreten? Wie werde ich mich im Ausschuss zu diesem und 
jenem Thema positionieren, von denen ich zwar weiß, wie es meine Parteifreunde haben wollen, aber 
dass ich es innerlich so nicht mittragen kann? 
Stichwort Fraktionszwang, Stichwort Große Koalition. Wie sind Ihre Erfahrungen aus der 2. 
Wahlperiode 1994 bis 1999 dazu?  
Das Wort Fraktionszwang finden Sie nirgendwo in irgendwelchen politischen Papieren. Niemand ist 
gezwungen, mit der Fraktion mitzustimmen. Natürlich habe ich mit meinen Kollegen in der Fraktion 
ein Gefühl der Zusammengehörigkeit. Uns verbinden die verschiedensten Dinge. Aber das entbindet 
mich doch nicht, jedes Mal aufs Neue zu überlegen, ob das mein aktueller Wissenstand ist – oder 
verkaufe ich mich für irgendwelche Vorteile.  
Also Konflikte, die die meisten Abgeordneten hoffentlich bis heute mit sich herumschleppen. Immer 
wieder ist da der Gedanke: „Ich bin hier reingewählt und nur meinem Gewissen Rechenschaft 
schuldig. Und ich muss sehen, wie ich aus der Sache sauber wieder raus komme.“ 
Also die Gewissensfrage: „Tue ich was, um eine bestimmte Klientel zu bedienen, die mir dann wieder 
Vorteile bei irgend welchen anderen Anlässen bringen könnte?“ Oder sage ich mir „Junge, Du weißt es 
besser. Du wärst ein Schweinehund, wenn Du jetzt gegen Dein Gewissen votierst, nur um Dir 
irgendwo Freunde zu machen.“ Ich will da niemandem zu nahe treten, aber ich meine, das ist eine 
Geschichte, der muss sich jeder Abgeordnete jeden Tag aufs Neue stellen. 
Ich habe freilich die Erfahrung gemacht, dass man sich in der eigenen Fraktion Freunde suchen muss, 
wenn man ein politisches Projekt durchsetzen will. Das läuft über Verabredungen und 
Sachargumentation und hat für mich nichts mit Kungelei zu tun. Ich hoffe jedenfalls, ich bin sauber 
geblieben. Mir hat jedenfalls diesbezüglich nie einer etwas vorgeworfen in meinen neun Jahren 
Landtags-Zugehörigkeit. 
Beispiel Kreissitzfrage: Da stand im Gesetzentwurf der Landesregierung, dass Ilmenau Kreissitz wird. 
Also wenn ich mich nach dieser Ansicht gerichtet hätte, wäre Ilmenau die Kreisstadt geworden. Mal 
abgesehen davon, dass ich aus Arnstadt komme, habe ich mir gesagt, Ilmenau hat die Universität und 
damit ein großes Entwicklungs-Potenzial. Da wollten die der armen kleinen Stadt Arnstadt noch den 
Kreissitz wegnehmen. Da hab ich gesagt: Nein, das tut mir leid, da mache ich nicht mit. Und da habe 
ich gepowert und mit Kollegen die Mehrheiten – auch gegen das eigene Kabinett – umgedreht. Und 
da hat auch der Koalitions-Genosse aus dem Wahlkreis mitgeackert, wie auch der kleine 
Koalitionspartner sehr viel Sympathie für Arnstadt praktizierte. 
Es gibt aber auch Gelegenheiten, wo Sie sehr gut überlegen müssen, ob Sie nicht eigene Standpunkte 
aufgeben sollten, ob es nicht für die Gesamtinteressen sinnvoller ist, einen Standpunkt, in den man 
sich möglicherweise auch verrannt hat, zu verlassen. 
Sie haben bei der zweiten Landtagswahl 1994 wiederum ein Direktmandat errungen – mit einem 
sogar noch höheren Stimmenanteil als beim ersten Mal. Haben Sie das als Bestätigung Ihres 
politischen Engagements verstanden?  
Ja, schon. Es war ja damals ungeheuer schwierig. Wir hatten diesen Einbruch durch die Privatisierung 
der staatlichen Wirtschaft, die Arbeitsmarkt- und die strukturellen Probleme. Dieses zweite Mandat 
war richtig hart erkämpft – härter als das erste, würde ich sogar sagen. Daher war das schon für mich 
die Bestätigung, nicht alles ganz falsch zu machen. Wenn Sie kein ganz abgebrühter Abgeordneter 
sind, haben Sie ja immer das Gefühl, auf einem Schleudersitz zu sitzen.  
Was war für Sie rückblickend im Landtag Ihr größter Erfolg – und was die schmerzhafte Niederlage? 
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Auf Landtags-Ebene war das die Mitarbeit im Bildungs-Ausschuss: Ich habe ja im eigenen Werdegang 
und in meinem Berufsleben die Begrenzungen des DDR-Systems erlebt. Und Bildung ist nun mal die 
Grundlage für die gesamte persönliche Entwicklung jedes einzelnen Menschen. Da war es für mich 
von großer Bedeutung, dass wir hier in Thüringen das gegliederte Schulsystem aufbauen konnten. 
Das habe ich schon auch als persönlichen Erfolg betrachtet. Wir haben das Förderschulgesetz als 
Fraktionsentwurf eingebracht, das kam nicht allzu oft vor.  
Mit Bezug auf den Wahlkreis war für mich eine große Genugtuung, dass  Arnstadt Kreissitz des Ilm-
Kreises wurde. Wermutstropfen in diesem Becher ist allerdings die Abwanderung des Finanzamtes von 
Arnstadt nach Ilmenau, die Kreissparkasse zog nach Ilmenau, das gleiche tat die Polizei-Inspektion. 
Das sind Dinge, wo ich mit Wehmut sehe, wie dieser Landtagsbeschluss konterkariert wird. Ich 
behaupte mal jetzt, wenn ich noch im Landtag wäre, dann wäre das nicht so sang- und klanglos über 
die Bühne gegangen. Das t mich erbost schon. 
Ähnlich ging es mir mit dem Sitz der Thüringer Landesmedienanstalt TLM in Arnstadt. Gewöhnlich 
sitzen Landesmedienanstalten als Kontrolleure der privaten Medienwirtschaft in den Hauptstädten der 
Bundesländer. Im zuständigen Landtagsausschuss hatte ich bei der Formulierung des Gesetzes über 
den Privaten Rundfunk in Thüringen Arnstadt als TLM-Sitz durchgesetzt.  
Dies erregte deutschlandweit Aufsehen. Turnusmäßig tagten die Mitglieder des Aufsichtsgremiums, 
dessen Rechtsausschuss-Vorsitzender ich war, und die Direktoren der deutschen 
Landesmedienanstalten in Arnstadt. Die kleine aber feine Institution wertete das Städtchen auf. 
Später, nach meinem Ausscheiden, wurde per Gesetzesänderung die Anstalt nach Erfurt verlegt – 
ohne nennenswerten Widerstand aus der Region. Na ja. Sie sehen wie Erfolg und Niederlage in 
schöner Dualität nebeneinander hocken.  
Am Ende jedoch bleibt eine große Genugtuung, dass ich die Erfahrung mit neun Jahren Landtag 
machen konnte. Ich war ja relativ alt gewesen zur Wende als Jahrgang 1942. Es war ganz klar die 
lebhafteste Zeit meines Lebens. Ich habe in dieser Zeit etwas getan, was von Bedeutung ist. Ich habe 
gemeinschaftlich mit anderen Gesetze gemacht, die für rund zweieinhalb Millionen Menschen 
Gültigkeit haben.  
Es bleibt die Genugtuung, bei denjenigen dabei gewesen zu sein, die das Land Thüringen neu 
aufgebaut haben. Klingt vielleicht etwas pathetisch, aber ich sehe es so. Und natürlich war mit diesem 
politischen Mandat für mich auch eine ungeheure persönliche Entwicklung verbunden. Und es lässt 
mich bis heute nicht los. Mein Interesse für Politik ist nach wie vor enorm. 
Was hat sich für Sie im Umgang mit den Leuten geändert, seit Sie ja unfreiwillig nicht mehr im 
Landtag sind?  
Wissen Sie, ich habe niemanden erlebt, der mir mit Häme oder Genugtuung darüber, dass ich nicht 
mehr im Landtag bin, begegnet ist. Man begegnet mir mit Freundlichkeit und ich kann entspannt 
lächeln. Bei der Nominierung zum dritten Thüringer Landtag hat ein anderer ganz knapp das Rennen 
gemacht. Wenn man sich auf Politik einlässt, dann muss man damit leben können. Das ist mir immer 
klar gewesen. Freilich ist der Augenblick der Wahrheit schwer.  
Ich kann mich erinnern, das war auch ein Thema, das ich mit meinem Bruder, dem damaligen SPD-
Bundestags-Abgeordneten Gerhard Neumann, diskutiert habe. Und ich war 1994 darauf eingestellt, 
dass es nicht klappen könnte – nicht weil ich kein Vertrauen hatte in das, was wir gemacht haben. 
Und da hatte ich schon mal beim Sozialministerium mit meinem Diplom eine freie Niederlassung als 
Sprachheilpädagoge beantragt, was mir auch genehmigt worden ist. Also eine existenzielle Bedrohung 
habe ich nie verspürt. Allerdings hatte ich da mehr Sicherheit und Selbstvertrauen als manch anderer 
ausgeschiedener Abgeordneter, dessen Arbeitsplatz inzwischen nicht mehr existierte.  
Andererseits geben aber die Erfahrungen, das in der Politik erworbene Wissen und viele Kontakte gute 
Bedingungen für einen Neustart „danach“, etwa in der freien Wirtschaft. Das war im Bildungsbereich 
schon etwas schwieriger. Nach fast zehn Jahren fachlicher Abstinenz kann man nicht einfach da 
wieder anfangen, wo man aufgehört hat. Obgleich man ja, wenn man aus dem Öffentlichen Dienst 
kommt, ein Rückkehrrecht hat, tun sich dann ganz andere Hürden auf und man kann nie ganz sicher 
sein.  
Also ich rede hier von solchen Stichworten wie Sozialneid, Mobbing und über die Rolle, die 
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Personalvertretungen spielen, wenn diese in ihrem Beritt einen ehemaligen Abgeordneten haben. Das 
ist gar nicht mal von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Partei abhängig. Das gehört mit unter die 
Erfahrungen zu Ihrem Stichwort vom „Umgang mit den Leuten“. So ein Schreiben mit „Urlaub auf 
unbestimmte Zeit ohne Dienstbezüge zur Wahrnehmung eines Abgeordneten-Mandates“ ist zwar 
hilfreich, aber der Teufel steckt auch hier im Detail. 
Welche Illusionen hat Ihnen die Politik genommen?  
So richtige Illusionen habe ich nie gehabt. Aber ich hatte die Vorstellung, wir könnten dieses System 
Bundesrepublik, in das wir reingekommen sind mit der Wende, ein bisschen verändern, nach vorne 
bringen. Weil ja auch hier viele Dinge festgefahren sind. Wenn ich mich umschaue in den 
Verwaltungen, da wäre so viel Innovation wünschenswert. Ich sehe auch, dass der ganze 
Verwaltungsaufwand viel zu teuer ist. Man hätte die Gelegenheit der Vereinigung beider deutscher 
Staaten nutzen können, um dort einen Einschnitt zu machen und grundsätzlich neu nachzudenken. 
Wenn wir das getan hätten, ginge es uns heute besser.  
Was sagen Sie zum Stichwort Politikverdrossenheit – oder müsste es besser Politiker-Verdrossenheit 
heißen? 
Ich glaube, es tut politische Bildung not. Die Leute wissen zu wenig über „Politik“. Ich freue mich über 
die zahlreichen Besucher, die der Landtag täglich hat und die sich erkundigen, wie Politik läuft. Dafür 
wird in Thüringen viel getan. Und je mehr die Leute über Politik wissen, desto mehr wissen sie auch 
ihren Unmut über manche politische Entscheidungen richtig zu kanalisieren. Sie wissen dann, wohin 
mit ihrem Frust. Das finde ich gut, denn Politik muss immer hinterfragbar sein, darf sich nicht 
abschließen. Und Politikfrust hin Politikerverdrossenheit her - also ich war zeitweise frustriert als 
Politiker. Beides sind ja doppeldeutige Vokabeln, je nachdem, ob man sie als Wähler oder als 
Gewählter sieht. 
Die Menschen, die wirklich frustriert sind von Politik, sollten sich zuerst fragen, wie habe ich denn die 
mir zur Verfügung stehenden Möglichkeiten genutzt, mich kundig zu machen und mich einzumischen. 
Heute ist alles offen: Sie können Strukturen aufklären, Sie können Ansprechpartner herausfinden, Sie 
haben den Petitionsausschuss für Beschwerden, Sie können Verwaltungsentscheidungen gerichtlich 
anfechten oder überprüfen lassen, Sie haben den Bürgerbeauftragten ... – ich glaube einfach, die 
Leute wissen zu wenig, und deswegen meine ich, man muss noch mehr nach außen gehen und die 
Menschen informieren über die Möglichkeiten, die sie haben.  
Zu keiner Zeit und nirgendwo auf der Welt war eine Gesellschaft so offen wie hier bei uns in 
Deutschland – das ist meine persönliche Erfahrung und meine feste Überzeugung. 
Ist Politik eine Droge für Sie gewesen?  
Ich habe nie Obsessionen verspürt – für mich war es ab einem bestimmten Zeitpunkt eine normale 
Arbeit. Droge? Ich habe immer mit dem Gedanken gelebt, eines Tages damit aufzuhören. Es war eher 
eine Antidroge, nämlich Anspannung, Terminhetze und Verantwortungsdruck. Natürlich wird man von 
Jahr zu Jahr ruhiger und lernt, mit den Dingen umzugehen und sie besser zu gewichten, Prioritäten zu 
setzen. Man wird konfliktfähiger. Das schon. Ich will damit sagen, es wird leichter. Das birgt natürlich 
auch die Gefahr, unempfindlich zu werden, zu sagen, von hier oben sieht manches Problem ganz 
schön klein aus, eben nicht wichtig.  
Wenn jetzt die Anfrage an Sie käme, noch mal in den Landtag zu gehen, was würden Sie sagen?  
Ich wäre hin und her gerissen. Aber ich kann nicht leugnen, ein starker Drang, sich mit den 
öffentlichen Themen zu beschäftigen und sich dabei einzubringen, der steckt in mir drin. Vielleicht 
meine Art von Altruismus. Aber ich glaube, den braucht man für so ein Mandat. Zum anderen hat man 
Fachwissen über viele Dinge erworben – und dann entscheiden andere ganz anders, das beschäftigt 
mich schon. Wenn Sie dann tatsächlich Gelegenheit bekommen, wieder mit am Rad zu drehen, das 
hätte schon seinen Reiz. Nach dem Ausscheiden aus dem Landtag jedoch stand für mich fest, dass ich 
kein neues Mandat wieder anstreben wollte. 
Nachtrag 2006 von Winfried Neumann:  
Seit diesem Gespräch sind etwa fünf Jahre vergangen. Ich hatte inzwischen Gelegenheit, Landespolitik 
hautnah im Landtag aus der Sicht des Öffentlichen Dienstes zu erleben. Dies hat die dargestellten 




Einer von vielen Natur-Tupfern vor sachlich-nüchternem Arbeits-Ambiente: Der Blick ins Freie aus dem 




Dr. Gerd Schuchardt (SPD): 
„Schwierige Entscheidung für die Politik anstelle von  Wirtschaft oder Forschung“ 
 
• Gerd Schuchardt, Jahrgang 1942, ist Dr.-Ing. auf dem Fachgebiet 
Fertigungsmesstechnik und lebt in Jena im Ruhestand.  
• Er war drei Wahlperioden lang (1990 – 2004) Abgeordneter des Thüringer 
Landtags für die SPD.  
• Schuchardt bekleidete viele hochrangige politische Ämter: Er war erster 
Vorsitzender der Thüringer SPD-Fraktion, Landesvorsitzender der Thüringer SPD 
sowie Minister für Wissenschaft, Forschung und Kultur sowie stellvertretender 
Ministerpräsident Thüringens. 
• Anmerkung von Holger Zürch: Anders als bei den meisten Texten in diesem Buch, 
die den Wortlaut von Gesprächen wiedergeben, handelt es sich bei diesem Kapitel 
um Gedanken, die Gerd Schuchardt im Herbst 2005 exklusiv für dieses Buch 
geschrieben hat. 
 
Bei der Konstituierung des 1. Thüringer Landtages 1990 war sehr schnell klar, dass dessen 
Zusammensetzung doch sehr viel anders aussah als man es von den Parlamenten der alten 
Bundesrepublik kannte. Waren dort Beamte, Juristen, studierte Politologen und Lehrer die typischen 
Berufsvertreter, so kamen hier in der SPD-Fraktion – und in den anderen Fraktionen sah es ähnlich 
aus – Vertreter aus sehr vielen und höchst unterschiedlichen Berufen zusammen. Da waren auch 
Tierärzte und Schlosser, Architekten und Apotheker, Ingenieure, Pfarrer, Bergleute und Landwirte 
vertreten. 
Vielen von uns war vor und kurz nach der Wahl überhaupt nicht klar, dass ein solches 
Landtagsmandat, wenn man es denn ernst nimmt, auch bedeutet, dass man zumindest für eine Zeit 
lang den Beruf ad acta legt und zum zeitweiligen Berufspolitiker wird. 
Wie sich durch einen solchen Umstand ganze Lebensplanungen grundlegend veränderten, das kann 
ich aus eigener Erfahrung sagen. Ausgangspunkt war mein Engagement in der Wendezeit für den 
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Erhalt der Carl-Zeiss-Stiftung für Jena, denn an dieser Stiftung hingen Firmennamen, Warenzeichen 
und damit Tausende von Arbeitsplätzen in der Region Jena und damit letztlich die gesamte weitere 
Perspektive der Region. Bei diesem Ringen um die Carl-Zeiss-Stiftung waren viele Bürger und Parteien 
engagiert, ich habe dabei die Jenaer SPD vertreten. Die Hintergründe und Einzelheiten dieses Ringens 
zu schildern würde den Rahmen dieses Berichtes überschreiten, vielleicht nur so viel: ohne den dabei 
erreichten Erfolg gäbe es wohl heute weder Zeiss noch Schott noch Jenoptik in Thüringen, und ein 
Lothar Späth wäre auch nicht hier gewesen. 
Diese Aktionen erregten landesweit viel Aufsehen, und auch in der Thüringer SPD hatte das Folgen. 
Eine davon war , dass man mich für den Wahlkreis Jena und für die Thüringer Landesliste für den zu 
wählenden Landtag nominierte. All das in einer Zeit, in der beruflich nun auch für mich alle Wege 
offen standen. Eine Professur an der Technischen Universität (TU) Dresden, eine Führungsfunktion in 
der Industrieforschung, ein attraktives Angebot eines namhaften Unternehmens in Wetzlar, vielleicht 
sogar ein Schritt in die Selbständigkeit – vieles war nun auf einmal möglich. Und nun Landtag? 
Die Wendezeit erforderte von jedem immer wieder Entscheidungen. Dies war auch so eine: Sollte ich 
in einer Periode rasanter Entwicklung gerade auch auf meinem beruflichen Feld der Mess- und 
Regelungstechnik einen Teil meiner verfügbaren Zeit als Abgeordneter eines Landtages verbringen, 
und was kann man eigentlich als solcher bewirken? Welchen Bruchteil meiner Zeit muss ich wohl für 
den Landtag abzweigen? Das waren Fragen für mich, und ich hatte ja noch keine Ahnung, dass alles 
noch viel härter und zugespitzter auf mich zukommen würde. 
Die Begeisterung der Wendezeit, aber auch das Erlebnis eines politischen Erfolges in Sachen der Carl-
Zeiss-Stiftung und das Gefühl, dass in einer solchen Zeit ein politisches Engagement nötig und wichtig 
sei, ließen mich dann als Kandidat in den Landtagswahlkampf gehen. Das Ergebnis der Wahl war für 
uns Thüringer Sozialdemokraten ernüchternd: 22,7 Prozent und damit 21 von 88 Parlamentssitzen 
bedeuteten Opposition und kaum Gestaltungsmöglichkeiten. 
Dann überschlugen sich für mich die Ereignisse und die Qual schwerwiegender Entscheidungen 
begann von neuem. Am Wahlabend, ich saß in Jena in nicht gerade glücklicher Stimmung mit den 
SPD-Freunden beisammen, erreichte mich ein Anruf aus der Erfurter Landesgeschäftsstelle: ich möge 
doch bitte sofort nach Erfurt kommen, es gäbe ein dringendes Gespräch mit unserem damaligen 
Spitzenkandidaten Friedhelm Farthmann und mit Peter Laskowsky, dem amtierenden 
Landesvorsitzenden. Nichtsahnend fuhr ich nach Erfurt und wurde dort mit folgender Situation 
konfrontiert: Die zu gründende SPD Landtagsfraktion brauche einen Fraktionsvorsitzenden. 
Denn unser Spitzenkandidat Farthmann wollte nicht in Thüringen bleiben, sondern zurück nach 
Nordrhein-Westfalen – die Fairness gebietet zu sagen, dass er das für den Fall einer Wahlniederlage 
im Landesvorstand von Anfang an angekündigt hatte – , um dort weiter Fraktionsvorsitzender sein. 
Übrigens hat Farthmann später in einem Buch geschrieben, sein Weggang aus Thüringen wäre sein 
größter politischer Fehler gewesen, aber das war erst viel später zu einer Zeit, als wir in der 2. 
Legislaturperiode zur Regierungspartei geworden waren. 
Der dann als Fraktionsvorsitzender vorgesehene Frieder Lippmann habe es sich definitiv anders 
überlegt, so die beiden, und stehe als Fraktionschef nicht mehr zur Verfügung und nun solle ich die 
Karre ziehen. Dann hörte ich die bei solchen Anlässen wohl übliche Lobpreisung auf die eigene 
Person, wonach meine Bereitschaft für diese Aufgabe total unerlässlich und auch alternativlos sei. Das 
war dann doch starker Tobak, denn soviel war mir klar: das bedeutet 100 Prozent Berufspolitik und 
Abschied von eigener wissenschaftlicher Karriere. Also sagte ich an diesem Abend auf die stets gleiche 
Frage zehnmal Nein und beim elften Mal, dass ich es mir bis zum nächsten Tag noch einmal überlege, 
damit die Diskussion ein Ende hätte und ich endlich wieder nach Jena zurückfahren könne.  
Nach langen inneren Kämpfen und Zweifeln, worauf ich mich da wohl einlasse und vielem Zureden 
meiner Jenaer SPD-Freunde habe ich dann am nächsten Tag zugesagt, wurde vom Landesvorstand 
der neuen Fraktion vorgeschlagen und von dieser dann einstimmig gewählt. Ja, so war das in dieser 
1. Legislaturperiode, man konnte Fraktionsvorsitzender werden, ohne das eigentlich zu wollen und vor 
allem, ohne jemals vorher ein Parlament von innen gesehen zu haben und ohne genauere Vorstellung, 
was da so auf einen zukommt. 
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Diese 1. Legislaturperiode wurde dann sehr interessant, ich erlebte in herausgehobener Funktion nicht 
nur den Aufbau einer Fraktion, sondern den eines ganzen Landtages. Für meine Fraktion war es mir 
wichtig, einen konstruktiven und sachlichen Stil zu prägen. Dazu gehörte es auch, eine Kultur der 
inneren Auseinandersetzung zu finden, die jeder Meinung, jedem Argument zwar ein Forum bot, am 
Ende die mehrheitlich erarbeitete Fraktionsposition aber, abgesehen von Gewissens- 
Entscheidungen, zur Handlungsgrundlage für alle machte. Dabei musste sich mancher auch daran 
gewöhnen, dass es zwar wünschenswert ist, wenn alles an Argumenten gesagt ist, dass es nicht aber 
auch noch von allen gesagt werden muss, weil eben die Zeit einer Fraktionssitzung begrenzt sein 
sollte. Das sind heute alles Selbstverständlichkeiten, aber damals musste eben vieles erst nach der 
Methode „learning by doing“ erarbeitet werden. Wohl oder übel fühlt sich dabei auch mal einer auf 
den Schlips getreten, und dann kann das im Extremfall sogar eine politische Dimension bekommen.  
Dafür ein Beispiel: Nach dem Rücktritt des ersten Ministerpräsidenten Duchač stand im Landtag die 
Wahl von Bernhard Vogel an, wobei dessen Wahl aufgrund der Mehrheitsverhältnisse als klare Sache 
erschien. 
Die SPD-Fraktion wollte, um Flagge zu zeigen, dass ich als Gegenkandidat antrete. Das war sicher 
auch richtig so. Wenig bekannt ist wohl, dass es vor der Wahl im Plenum in der SPD-Fraktion noch 
eine gewisse Turbulenz gab. Vielleicht war es eine Vorahnung von mir, was 13 Jahre später Heide 
Simonis in Schleswig-Holstein passieren sollte. Jedenfalls bestand ich auf einer Probeabstimmung in 
geheimer Wahl in der Fraktion. Das Ergebnis waren 19 Ja-Stimmen bei 2 Enthaltungen.  
In der Fraktion kamen Beifall und Zufriedenheit bei dem scheinbar guten Ergebnis auf, bis ich in diese 
Stimmung hinein verkündete, dass ich so für diese Kandidatur nicht zur Verfügung stehe. Entweder 
ich erhalte alle Stimmen, was auch für die Regierungsfähigkeit einer Fraktion ausschlaggebend sei, 
oder es möge kandidieren wer will. Nach erregter Diskussion wurde in der Annahme, dass bei 2 
Abgeordneten vielleicht erst jetzt das Problembewusstsein da wäre, eine neue Probeabstimmung 
angesetzt. Ich appellierte an jeden, hier genau so abzustimmen, wie er es dann im Plenum tun werde, 
anderenfalls kündigte ich für den Fall einer fehlenden Stimme im Plenum meinen Rückzug vom 
Fraktionsvorsitz an. 
Bei dieser 2. Probeabstimmung erhielt ich dann alle 21 Stimmen, ebenso alle Stimmen der Fraktion bei 
der geheimen Wahl im Plenum und noch ein paar Stimmen anderer dazu. 
Heute ist ein solches Problembewusstsein bei den Abgeordneten selbstverständlich, damals war es das 
nicht bei allen. Aber auch beim Landtag gab es Pannen, die sich für manchen sogar zu Skandalrufen 
geeignet hätten. Das lag aber nicht im Interesse derjenigen Abgeordneten der ersten Stunde, die im 
Sinne des Goethe-Wortes „Mit freiem Volk auf freiem Grunde“ mit Hingabe und Dankbarkeit über die 
gewonnene Freiheit auf den Ruf dieses Landtages bedacht waren.  
Auch dafür ein Beispiel: Anfangs war das Telefonieren im Landtag ein Geduldsspiel, bis der Landtag 
dann die heutige moderne Telefonanlage erhielt. Plötzlich war das Telefonieren sehr einfach und 
sekundenschnell jeder Anschluss deutschlandweit erreichbar. Nach kurzer Zeit kam mir zu Ohren, 
seitens der Landtags-Verwaltung würden alle Zielnummern der Abgeordnetentelefonate registriert. Ich 
übergab daraufhin sofort dem damaligen Landtagspräsidenten Dr. Gottfried Müller einen Brief, in dem 
ich neben einer umfassenden Aufklärung über den Sachverhalt eine Frist setzte für die Unterlassung 
dieser Datenspeicherung, die Löschung der so gespeicherten Daten und im Übrigen darlegte, was ein 
solcher Eingriff in die Arbeit von Abgeordneten bedeutet.  
Selten sah ich Gottfried Müller und auch den Landtagsdirektor in solcher Aufregung, sie hatten keine 
Ahnung von der Sache, aber es war ihnen natürlich sofort klar, was das für Folgen haben könnte, falls 
es sich so bewahrheitet. Es stellte sich dann heraus, dass für den Landtag die Telefon-Software für 
Unternehmen angeschafft worden war, bei der es üblich ist, einerseits die Zielnummern bei 
Privatgesprächen durch Streichen der letzten drei Ziffern teilweise zu anonymisieren, andererseits 
aber die von Dienstgesprächen komplett im Server zu speichern. Aber letzteres waren eben in einem 
Landtag die Abgeordnetengespräche! Da hatte offensichtlich niemand daran gedacht. Solch eine 
Panne passierte in der Anfangszeit eben auch der ansonsten so perfekt agierenden 
Landtagsverwaltung.  
Ohne ganz schnelle Korrektur der Anlage und Löschung der aufgelaufenen Daten, was natürlich 
postwendend erfolgte, hätte so der Thüringer Landtag richtig dicke Negativschlagzeilen haben 
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können. Wenn ich heute auf 15 Jahre Landtag zurückschaue, dann fallen mir gerade aus dieser 
Anfangszeit viele Begebenheiten ein, bei denen noch der Charme des Nicht-Perfekten eine Rolle 
spielte. Doch unter den anfangs schwierigen Bedingungen wurde von den Abgeordneten und von der 
Landtagsverwaltung eine riesige Arbeit geleistet. 
Die 2. Legislaturperiode brachte meine Fraktion dann in eine neue Situation. Im Wahlkampf davor war 
ich Spitzenkandidat der SPD und hatte mich dabei mit Bernhard Vogel auseinander zu setzen. Nach 
den haushohen Siegen von Stolpe in Brandenburg und Biedenkopf in Sachsen gingen manche in 
Thüringen von einem ähnlichen Ergebnis für Vogel in Thüringen aus. Aber es kam anders, wir konnten 
das bis zum heutigen Tage mit weitem Abstand beste Ergebnis der SPD bei Landtagswahlen in 
Thüringen erreichen. Wir hatten fast 30 Prozent der Stimmen (exakt 29,6 Prozent), 29 Sitze im 
Landtag , und die CDU hatte keine eigene Mehrheit. Im Gegenteil, rein rechnerisch hätten SPD mit 29 
und PDS mit 17 Sitzen die Regierung bilden und mich damit zum Ministerpräsidenten wählen  können.  
Das lag mir aber völlig fern, nicht zuletzt hatte ich im Wahlkampf, wo einem der politische Gegner so 
etwas gern unterstellte, diesbezüglich eine klare Aussage getroffen. Und dann gehöre ich zu den 
vielleicht heute als etwas altmodisch geltenden Leuten, die ihre Versprechen auch halten. Und ich 
befand mich dabei zumindest zu dieser Zeit in Übereinstimmung mit einer großen Mehrheit der SPD. 
Vor allem aber: Das wäre für das Land Thüringen aus meiner Sicht eine schlechte Lösung gewesen. 
Das Abwirtschaften der SED lag mal gerade erst fünf Jahre zurück.   
Später bin ich manchmal gefragt worden, ob es mir nicht schwer gefallen sei, die Option, selbst 
Ministerpräsident zu werden, auszulassen und statt dessen als kleinerer Partner in eine große Koalition 
zu gehen. Ich denke, es war eine gute Entscheidung, denn in den Jahren 1994 bis 1999 ist Thüringen 
ein großes Stück vorangekommen, es waren gute und erfolgreiche Jahre für das Land.  
Und was das Persönliche dabei betrifft: es war ja nicht das erste mal, dass ich auf eine Karriere 
verzichtet habe, weil ich mit der SED nicht wollte. Die ablehnende Haltung zu dieser Partei kostete 
mich 1977 die Berufung zum Hochschullehrer an die TU Dresden, wobei ich die facultas docendi – also 
die Lehr-Befähigung – schon erhalten und meine Antrittsvorlesung schon gehalten hatte.  
Insofern war es für mich auch ein selbstverständlicher Schritt, 1999 anzukündigen, dass ich weder als 
Minister noch sonstwie für eine PDS-Option zur Verfügung stehe. Die erfolgreiche Arbeit der 
Landesregierung der großen Koalition sollte der Thüringer SPD bei der Landtagswahl 1999 zugute 
kommen und uns dabei einen weiteren Schritt nach vorn bringen, das war mein Kalkül.  
Trotz meiner nachdrücklichsten Warnungen wollte der Thüringer SPD-Spitzenkandidat von 1999, 
Richard Dewes, auf die PDS-Option nicht verzichten, vielleicht um bei einem Ergebnis ähnlich dem 
1994 ganz anders als ich zu reagieren. Diese Wahl geriet jedoch zum absoluten Desaster, von dem 
sich die Thüringer SPD bis heute nicht erholt hat. Aus einer Regierungsfraktion mit 29 Sitzen ist 
inzwischen die kleinste Oppositionsfraktion mit heute 15 Sitzen geworden.  
Richard Dewes wusste, dass er alles auf eine Karte setzte und im Unterschied zu Teilen der Partei in 
der Bevölkerung, bei den Wählern und übrigens auch bei der Mehrheit der Landtagsfraktion, keinen 
Anklang mit seinem Agieren fand. Vielleicht hielt er deshalb auch ein demoskopisches Ergebnis von 
„apropos“ vor den Parteigremien und sogar vor dem Landesgeschäftsführer geheim, in dem nach den 
Akzeptanz-Werten Vogel-Dewes beziehungsweise Vogel-Schuchardt gefragt wurde. Auf einer Skala 
von 1 (= davon halte ich überhaupt nichts) bis 11 Punkten (= davon halte ich viel) sah diese Relation 
für Jena so aus: Vogel: 7,91 Punkte, Schuchardt: 7,41 Punkte. Für ganz Thüringen war das Ergebnis 
ähnlich, heute würde man sagen auf nahezu gleicher Augenhöhe. Im Gegensatz dazu war das 
Umfrage-Ergebnis für Dewes so vernichtend, dass ich es hier gar nicht nennen möchte.  
Trotz heftigster Auseinandersetzungen um den Weg der SPD für die 3. Legislaturperiode hatte ich von 
diesem Wissen aus Loyalität, die ich umgekehrt so nie hatte, keinen Gebrauch gemacht. Inzwischen, 
so hörte ich, liegen diese damaligen demoskopischen Untersuchungen dem jetzigen Landesvorstand 
vor. Ich bin zuversichtlich, dass der nunmehr vierte Fraktionsvorsitzende seit Gründung der SPD-
Landtags-Fraktion, Christoph Matschie, auch durch Betrachtung solcher Geschehnisse die Fraktion der 
4. Legislaturperiode auf einen guten Weg führt. 
Abschließend darf ich sagen, dass die von mir eingangs geschilderte schwierige Entscheidung 
zwischen Beruf und Politik im Saldo wohl richtig war. Denn entscheidende Weichen für Thüringen 
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wurden gerade auch bei der politischen Gestaltung des Landes gestellt, insbesondere auch durch den 
Thüringer Landtag in 15 Jahren.  
Das Gefühl, zu dieser Gestaltung des Landes einen Beitrag leisten zu dürfen, war immer da und ließ 
manchen Stress leichter ertragen. Und die oft kolportierte Steigerungsformel „Feind – Todfeind – 
Parteifreund“ kann ich so generell auch nicht bestätigen. Einige Parteifreunde sind in diesen Jahren 
sogar zu richtigen Freunden geworden und dies geblieben.   
Es waren dann doch wohl nur wenige Tage, an denen ich vor lauter Ärger fast geplatzt wäre oder das 
Gefühl hatte, in einem Haifischbecken zu schwimmen und mich zurück in ein Forschungslabor oder an 
ein Universitätskatheder sehnte. 
Es war es mir eine Ehre, dass ich in diesen ereignisreichen Jahren der Umgestaltung  Mitglied des 
Thüringer Landtages, der erste Vorsitzende der Thüringer SPD-Fraktion, Minister und Stellvertretender 




Thüringens erster Justizminister, Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Joachim Jentsch, zuletzt als Richter am 
Bundesverfassungsgericht tätig, hält die Festrede zum „Tag der Verfassung und des Thüringer 
Landtags“ am 25. Oktober 2005. 
 
 
Hartmut Sieckmann (FDP):  
„In der Politik ist jeder Tag Kampf – auch in der eigenen Partei“ 
 
• Hartmut Sieckmann, Jahrgang 1943, Diplom-Ingenieur, lebt in Weimar.  
• Er war Abgeordneter des Thüringer Landtags für die FDP und Umwelt-Minister in 
der 1. Wahlperiode 1990 – 1994.  
• Sieckmann war von 1975 bis 1987 Kombinatsbeauftragter für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft  bei Robotron.  
• Er war Mitbegründer der FDP in Thüringen am 20.01.1990, zuvor war er parteilos. 
• Ort des Gesprächs: Bei Hartmut Sieckmann zu Hause. 
 
Herr Sieckmann, Sie waren ein Mensch, der sich in der DDR in keiner Weise politisch engagiert hat. 
Dann kam die Wende – und nur ein Jahr später hatten Sie für die FDP ein Minister-Amt inne. Wie kam 
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es zu dieser aus heutiger Sicht atemberaubenden Entwicklung? 
Zur DDR-Zeit hatte ich drei persönliche Prämissen. Sie lauteten: Erstens: Ich werde niemals Mitglied 
der SED. Zweitens: Ich werde niemals Mitglied der Kampfgruppen. Und drittens: Ich werde niemals 
Inoffizieller Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit. Diese Grundsätze habe ich eingehalten 
und dafür auch manchen Nachteil im DDR-System in Kauf genommen, denn damit war jede berufliche 
Karriere ausgeschlossen. 
Wissen Sie, mein Vater und meine beiden Brüder lebten schon lange in der Bundesrepublik, und wir 
haben immer Kontakt gehalten. Schon deshalb kam eine SED-Mitgliedschaft für mich nie in Frage, da 
ich sonst diese Kontakte hätte abbrechen und diese Familien-Angehörigen verleugnen müssen. Das 
kam für mich überhaupt nicht in Frage. 
Andererseits war ich auch in der DDR kein Märtyrer: Ich habe mich bei der Gewerkschaft ein wenig 
engagiert, ich war auch in den Zivilschutz eingebunden. Ganz ausgliedern konnte und wollte ich mich 
nicht. 
Und mein politisches Nicht-Engagement bedeutete ja nicht, dass ich kein Interesse für Politik gehabt 
hätte. Ich habe wie wohl viele DDR-Bürger mit wachen Augen und wachem Verstand die Entwicklung 
verfolgt. Vieles wurde gerade in den 1980er Jahren in der DDR immer schlechter – und es war klar, so 
konnte es nicht weitergehen.  
Ja, und dann kam die Lawine ins Rollen, glücklicherweise ohne Blutvergießen. Ich habe mich an den 
wöchentlichen Demonstrationen in Weimar beteiligt – wie viele andere mit einer Kerze in der Hand. 
Zuerst gingen wir auf dem Bürgersteig, doch von Woche zu Woche wurden es mehr, und schließlich 
nahm die Menschenmenge die gesamte Straßenbreite ein. 
Zur FDP bin ich gekommen, weil ich mich in keiner der damals bestehenden Parteien in der DDR hätte 
heimisch fühlen können. Weder in der CDU, obwohl ich kirchlich gebunden bin, noch in der NDPD 
oder LDPD. Und eines Tages sah ich beim Tanken hier in Weimar – in der Stadt gab es damals nur 
zwei Tankstellen – einige handkopierte Zettel auf einer Zapfsäule liegen. Darauf stand: „Am 20. 
Januar 1990 treffen sich engagierte Bürger in Jena, um die FDP in Thüringen zu gründen.“ Da fühlte 
ich mich sofort angesprochen und fuhr zu dem angegebenen Treffpunkt nach Jena. 
Es trafen sich dort rund zwanzig Leute. Mit dabei war auch der damalige FDP-Bundesgeschäftsführer, 
Herr Berndt. Und so ging es los: Ich habe mich engagiert, brachte auch einige brauchbare Kenntnisse 
und Erfahrungen mit ein und rutschte auf diese Weise schnell an die Spitze und wurde FDP-
Landesvorsitzender, wie es eben nur bei einer Partei-Neugründung möglich ist. Zu tun gab es jede 
Menge – und das Berufsleben tagsüber forderte auch seinen Tribut. Es blieb in diesen Monaten nur 
wenig Zeit zum Schlafen übrig. 
Bei der Wahl am 18. März 1990 haben wir in Weimar ganz gut abgeschnitten. Bei der LDPD kamen bei 
dieser Wahl auch gute, unverbrauchte Leute ans Ruder. Und da haben wir uns dann bei der Arbeit im 
Stadtrat zusammengetan und als „die Liberalen“ gemeinsame Sache gemacht, kurz danach auch in 
ganz Thüringen, wo im Juni 1990 Dr. Andreas Kniepert zum FDP-Landesvorsitzenden gewählt wurde. 
Wir waren damit übrigens Vorläufer für den bundesweiten Vereinigungs-Parteitag in Hannover. 
Bei der ersten Landtagswahl ist uns als FDP der Genscher-Bonus zugute gekommen. Schließlich war 
es Außenminister Hans-Dietrich Genscher, der im September 1989 auf dem Balkon der Prager 
Botschaft den Tausenden DDR-Flüchtlingen ihre Ausreise in die BRD verkündete. Und Genscher war 
es, der viel für die Wiedervereinigung Deutschlands getan hat. Davon haben die Liberalen profitiert, 
auch wir hier in Thüringen. So kamen wir auf ein respektables Ergebnis von mehr als neun Prozent 
der Stimmen. Als Partner der CDU in der Regierungskoalition hatten wir dann Anspruch auf drei 
Ministerposten.  
Ich hatte nie daran gedacht, eines Tages Minister zu werden. Doch da Herr Kniepert in Thüringen 
Parteivorsitzender geworden war, stand mir als ehemaligen Landesvorsitzenden der nun fusionierten 
kleinen, neuen FDP der Spitzenplatz bei der Landtagswahl zu. Im Wahlkampf hingen überall Plakate 
mit meinem Bild, und da konnte man nach diesem guten Wahlergebnis nicht mehr an mir vorbei – 
man musste mir einen Job anbieten. Da ich zwanzig Jahre auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
beruflich tätig war, lag der Posten als Umweltminister nahe.  
Ich darf bei aller Bescheidenheit sagen, dass ich sicher einer der fachlich versiertesten Umweltminister 
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in Deutschland gewesen bin: Ich habe zunächst Verfahrenstechnik studiert, habe ein postgraduales 
Studium absolviert als Fachingenieur für Reinhaltung der Luft, und ich habe ein Wasser- und ein 
Abwasser-Studium abgeschlossen. Ich war Emissions- und Gift-Beauftragter meines Betriebes. Ich 
kannte also das Metier ganz genau. So bin ich Umweltminister geworden – was für die FDP ein 
untypisches Ressort ist. 
Waren Sie sich sicher, dass die Thüringer FDP die Fünf-Prozent-Hürde überspringen und in den 
Landtag einziehen würde? 
Ja, da waren wir uns sicher. Doch weitergehende Gedanken, also über das Landtags-Mandat hinaus, 
habe zumindest ich mir nicht gemacht. 
Welche Erinnerungen haben Sie an den Tag Ihrer Vereidigung als Minister? 
Es war schon ein feierlicher Moment. Doch genau genommen ging alles so furchtbar schnell, dass ich 
mir über viele Dinge erst später Gedanken machen konnte – beispielsweise darüber, dass ein 
Ministergehalt höher dotiert sein würde. Es gab ja kein Ministergesetz zu der Zeit – es war ja alles 
noch unerkundetes Land. Ich erinnere mich, dass ein Minister-Kollege in einer der ersten 
Kabinettssitzungen den Ministerpräsidenten um einen Gehalts-Vorschuss bat mit der Erklärung, seine 
Frau habe kein Haushaltsgeld mehr.  
Die erste große Erkenntnis, was da jetzt mit mir geschah, kam kurz nach der Vereidigung, als mich 
draußen ein Mann ansprach mit den Worten „Herr Sieckmann, ich bin ab sofort ihr Fahrer“, und mir 
die Tür des Dienstwagens – es war übrigens ein Opel Omega – aufhielt. Das war schon angenehm. 
Zur Bürde wurde jedoch schnell die Verantwortung, die man plötzlich hatte. Wissen Sie, früher war ich 
als Abteilungsleiter für zwanzig Mitarbeiter zuständig. Und plötzlich schauten alle Leute auf mich und 
erwarteten Entscheidungen von mir. Gerade beim Umweltschutz lag damals ja alles im Argen, und es 
gab unwahrscheinlich viel zu tun. Als Stichpunkte möchte ich nur mal kurz nennen: Emissionen, 
Wasser, Abfall, Gifte. 
Wie ist es gewesen, von der Stunde Null aus das Umwelt-Ministerium aufzubauen? 
Das war eine hoch interessante, spannende Situation. Zum Glück habe ich unwahrscheinlich gute 
Mitarbeiter gehabt, und alle haben an einem Strang gezogen – gemeinsam mit den Fachleuten aus 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Bayern. Und es hat nie jemand von den Mitarbeitern versucht, mir zu 
schaden.  
Es war eine hoch engagierte Truppe. Wenn ich etwa abends 22 Uhr nach Hause gefahren bin, hatte 
ich oft ein schlechtes Gewissen, weil selbst um diese Zeit noch mehrere Büroräume des Ministeriums 
noch hell erleuchtet waren, weil dort noch Leute arbeiteten. Im wahrsten Sinne des Wortes wurde Tag 
und Nacht gerackert und entschieden – bei primitivsten Arbeitsbedingungen. Es war eine richtig tolle 
Aufbruchstimmung. Die Arbeit hat viel Spaß gemacht, und wir haben, glaube ich, sehr viel geschafft. 
Von Vorteil für mich war ganz sicher, dass ich vom Fach bin. Ich habe oft die Referenten zu mir 
geholt, wenn Gesetzes-Entwürfe erarbeitet wurden, und mit ihnen beraten und diskutiert. Die merkten 
schnell, da sitzt ihnen kein Jurist und kein hochgedienter politischer Parteimann gegenüber, sondern 
jemand, der die Materie versteht. Und so haben wir konstruktiv und sachbetont zusammengearbeitet.  
Aus welchem beruflichen und politischen Spektrum kamen ihre Mitarbeiter? 
Ich habe die Leute ausschließlich nach ihren Fachkenntnissen eingestellt. Es ging um die individuelle 
Qualifikation und die Einstellung der Leute, richtig kräftig mit anzupacken. So hatte ich radikale Grüne, 
Leute von der CDU und SPD, und einige FDP-Mitglieder im Ministerium. Da gab es für mich damals 
keine Unterschiede.  
Das würde ich heute vielleicht nicht mehr so machen – man wird auch politisch etwas klüger. Wenn 
ich sehe, wie das später in der zweiten und dritten Legislatur-Periode gelaufen ist – wo gerade bei 
den vorderen Positionen nur noch das Parteibuch zählt – , dann bin ich bei den FDP-Leuten viel zu 
zurückhaltend gewesen. 
Warum würden Sie da heute anders entscheiden? Ist die fachliche Eignung nicht das wichtigste 
Argument? 
Ja – im Sinne der Sache schon. Nur tun Sie damit der Partei keinen Gefallen. Es hat sich gezeigt, dass 
es günstiger ist, wenn solche Posten mit Parteianhängern besetzt sind. Schauen Sie, heute versucht 
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doch jede Partei, ihre Leute auf wichtige Stellen zu bringen, damit sich die Partei auch in der 
Außenwirkung gut darstellen kann. Und wenn Sie da nicht mitmachen, wird zwar gute fachliche Arbeit 
geleistet, aber politisch haben Sie etwas verschenkt. Klar müssen die Beamten politisch neutral sein. 
Doch es ist schon ein Unterschied, ob ich da einen engagierten FDP-Mann sitzen habe oder nicht.  
Wissen Sie, ich war damals einfach politisch zu unerfahren, zu naiv. Mir war nicht ausreichend klar, 
dass ich zunächst mein Partei-Klientel berücksichtigen muss und erst dann auf andere Dinge Rücksicht 
nehmen kann. Mir ist später oft genug von anderen gezeigt worden, dass das eben die Spielregeln in 
der Politik sind.  
Mit welchen Idealen, mit welchem Motiv sind Sie damals in den Landtag beziehungsweise in das 
Ministerium gegangen? 
Ich bin in den Landtag gegangen, um hier in Thüringen Verhältnisse mit aufzubauen, wo für meine 
Kinder ein ehrliches Leben möglich ist. Wo man auf demokratischer Grundlage sein Leben leben kann, 
ohne einer Partei nach dem Munde zu reden. Bedingungen zu schaffen, wo sich die Menschen frei und 
selbständig entfalten können. Das war meine persönliche Motive.   
Wie hat Ihre Familie Ihre Entwicklung begleitet? 
Wissen Sie, wir haben da eigentlich wenig drüber gesprochen. Unser Sohn und unsere Tochter hatten 
damals genug mit sich selbst und mit dem politischen Umbruch zu tun. Sie haben schmerzlich 
bemerkt, dass ich kaum noch zuhause war und zu wenig Zeit für Sie hatte. Und meine Frau hat meine 
Entwicklung unterstützt, ohne mich in irgendeiner Weise zu beeinflussen oder instruieren.  
Ich habe eigenständig meine politische Entwicklung gestaltet und bin dabei immer von meiner Familie 
unterstützt worden. Anders wäre das gar nicht möglich gewesen. 
Was hieß es für Sie,  Minister zu sein? Welche Bedeutung hatte das für Sie? 
Es gab seltene Momente des Staunens nach dem Motto „Wie hast du das geschafft, Minister zu 
werden.“ Und sonst? Minister sein heißt Diener sein – für mich war es harte Arbeit mit dem Ziel, das 
Pensum zu schaffen, ohne Rücksicht auf die Familie und private Belange. Ich habe in dieser Zeit 
diesem Job alles andere untergeordnet, um erfolgreich für das Ministerium und für die FDP sein, 
weniger für mich persönlich.  
Im Nachhinein ärgert es mich schon, so derart arbeitswütig gewesen zu sein, dass ich von den 
angenehmeren Seiten dieses Jobs viel zu wenig mitbekommen habe. Doch das war eben auch eine 
Besonderheit der ersten Wahlperiode – in der zweiten und jetzt in der dritten sieht das sicher etwas 
anders aus. 
Ich bin ja völlig ohne Management-Kenntnisse und ohne Leitungs-Erfahrung in dieses Amt geworfen 
worden. Vielleicht habe ich mir zu viel auf den Tisch gezogen, was andere hätten genauso gut 
erledigen können.  
Was sind für Sie die großen Erfolge Ihrer vier Minister-Jahre? 
Das erste, was wir erarbeitet haben, war eine Smog-Verordnung. Dann haben wir schnell eine ganze 
Reihe sehr guter Gesetze ausgearbeitet, beispielsweise das Naturschutz-Gesetz, das Abfall-Gesetz und 
das Wasser-Gesetz. Dann haben wir in sehr kurzer Zeit ein Luft-Messnetz aufgebaut. Und wir haben 
Festlegungen getroffen über Biosphären-Reservate und Naturschutz-Gebiete und damit langfristig 
vieles für das Land Thüringen gesichert.  
Zu meinen kleinen Erfolgen zähle ich, dass es uns damals bei den Planungen zur Autobahn A 71 und 
zur ICE-Strecke gelungen ist, den Verlauf beider Trassen zu bündeln. Und wir haben es geschafft, in 
kurzer Zeit ein arbeitsfähiges Ministerium aufzubauen. 
Und welche Versäumnisse, Fehler oder Niederlagen haben Sie erlebt? 
Es ist mir nicht gelungen – auch weil es nicht in die Zuständigkeit meines Ministeriums fiel –,  für die 
Wasser- und Abwasser-Zweckverbände eine bessere Struktur zu schaffen.  
Kurz nach der Wende wollte ja jeder Bürgermeister über alle Belange seines Ortes selbst entscheiden. 
Das Ende vom Lied war, dass in Thüringen 117 Wasser- und Abwasser-Zweckverbände entstanden – 
im Grunde genommen ein Wahnsinn. Und jeder Verband hatte einen Geschäftsführer, einer 
Reparatur-Abteilung und dergleichen mehr. Es ist mir nicht gelungen, mit dem zuständigen 
Innenminister Willibald Böck einen Konsens auszuhandeln und die Zahl der Verbände deutlich zu 
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reduzieren. Nach meiner Ansicht wären drei Verbände die ideale Lösung gewesen, oder maximal für 
jeden Landkreis einen Zweckverband. Das wäre billiger geworden, Investitionen hätten besser gelenkt 
werden können, und wir hätten dank effektivem Einsatz der Investitionsmittel jetzt nicht diese 
massive Verschuldung vieler Zweck-Verbände.  
Das Problem mit den Zweck-Verbänden ist bis heute nicht gelöst, und ich meine, es ist nach wie vor 
nötig, deren Zahl zu minimieren. 
Mein anderes großes Sorgenkind ist das Teer-Verarbeitungswerk Gebiet Rositz bei Altenburg – nach 
Wismut unser größtes Umwelt-Problem. Ich habe es nicht geschafft, dort für eine schnellere 
Dekontaminierung zu sorgen, um vernünftige Verhältnisse zu schaffen. Das Problem war, dass vom 
Bund versäumt worden war, für Rositz ein separates Sanierungs-Programm zu sichern wie etwa für 
Wismut oder Leuna. Wir haben dann Jahre gebraucht, um Finanzmittel für dieses Großprojekt zu 
bekommen. Dadurch ist viel Zeit versäumt worden für die Sanierung dieses Umwelt-Schandflecks.  
Wie sehen Sie aus heutiger Sicht die Ereignisse, die Josef Duchač zum Rücktritt bewegten? 
Also, zunächst war es ein CDU-Problem – das ging uns als Koalitions-Partner wenig an.  
Für mich war Josef Duchač stets ein guter und fairer Ansprechpartner, der  - wie wir als Minister auch 
– ohne große Erfahrung plötzlich in der größten Verantwortung stand.  
Zu den Vorwürfen gegen ihn kann ich nichts sagen, ich habe mich damit nicht groß beschäftigt.  
Der Wechsel von Josef Duchač zu Bernhard Vogel ging dann ja recht schnell. Und mit Vogel kam ein 
Mann mit großer Erfahrung in der Politik und besten Beziehungen. Der ging gemeinsam mit den 
Mitarbeitern, die er mitgebracht hatte, strategisch ganz anders an die Aufgaben ran – professionell, 
geradlinig, clever. Zuvor bei Duchač war alles ein bisschen hausbacken, wenn man diesen Ausdruck 
dafür mal nehmen darf.  
Es bestanden schon große Unterschiede zwischen den beiden ersten Thüringer Ministerpräsidenten. 
Gesetzt den Fall, die FDP hätte den Einzug in den Landtag 1994 geschafft und die CDU hätte mit den 
Liberalen regieren können, was hätte das für Auswirkungen gehabt? 
Ich glaube, die FDP wäre mit der gleichen Ministerriege wieder angetreten. Dr. Ulrich Fickel hatte als 
Minister für Wissenschaft und Kunst eine ausgezeichnete Arbeit geleistet, und Dr. Jürgen Bohn war ein 
sehr guter Wirtschaftsminister. Und auch mein Umweltministerium stand recht gut da – keine 
Querelen, keine Unruhe, sondern fachlich gute Arbeit.  
Wissen Sie, es hat von uns Thüringer Liberalen damals keiner damit gerechnet, dass wir an der Fünf-
Prozent-Hürde scheitern und nicht wieder in den Landtag einziehen würden. Keiner von uns FDP-
Ministern hat sich Gedanken gemacht oder gar Anstrengungen unternommen, sich für diesen Fall 
persönlich abzusichern. Also – wie es mitunter üblich ist – für sich irgendwo einen nichtbesetzten 
Posten offen zu halten. Oder gar noch als Minister mit irgendwelchen Unternehmen zu reden und 
auszuloten, ob man im Falle der Abwahl dort unterkommen könnte.  
Alles das haben wir nicht getan, sondern bis zum letzten Tag gearbeitet, es kam der Wahltag – und 
dann das böse Erwachen. Plötzlich war alles aus.  
Wie waren für Sie die Tage und Wochen nach der Wahl? 
Das war für mich eine sehr, sehr harte Zeit. Eine deprimierende und unruhige Phase. Ein schwarzes 
Loch, wo ich nicht wusste, wie es weitergehen sollte. Als abgehalfterter Minister einen Job zu finden, 
ist äußerst schwierig. Noch dazu in einem Land wie Thüringen, wo keine Unternehmens-Vorstände, 
Dach-Organisationen und ähnliches mehr beheimatet sind.  
Ich hatte nicht gedacht, dass es so schwer sein würde, eine neue Arbeit zu finden. Zumal sich in 
meinem vorigen Arbeitsbereich als Diplom-Ingenieur mit Schwerpunkt Planung und Projektierung in 
der Zeit von 1990 bis 1994 ein absoluter Umschwung in der Technik vollzogen hatte. Ich konnte da 
nicht mehr mitreden – ich war fachlich draußen. In der Zeit, wo die anderen sich beruflich qualifiziert 
hatten, war ich in der Politik. Was ich zu bieten hatte, waren Kontakte, Management-Erfahrungen und 
Führungs-Qualitäten. Und die großen Unternehmen, die damit etwas anfangen können, gibt es in 
Thüringen nicht.  
Gab es denn für Sie Angebote außerhalb Thüringens? 
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Eventuell im Ruhrgebiet. Aber da wollte ich nicht hin – ich bin durch Familie und Haus an Weimar 
gebunden.  
Was haben Sie nach seit Ihrem Abschied aus der Politik beruflich gemacht? 
Von Februar 1995 an habe ich mich mit Deponien, mit dem Abbau von Steinen und Erden sowie mit 
Kiesaufbereitung befasst. Kein leichtes Brot, da es in Thüringen eigentlich zuviel Sand-, Stein- und 
Kiesgruben gibt.  
Nach drei Jahren hat sich dann das Unternehmen, bei dem ich beschäftigt war, aus Thüringen 
zurückgezogen – und da stand ich wieder da und war für ein halbes Jahr arbeitslos. Zu diesem 
Zeitpunkt habe ich die Sache jedoch etwas lockerer gesehen als beim ersten Mal.  
Die Arbeitslosigkeit war eine wichtige und prägende Erfahrung für mich. Da habe ich am eigenen Leib 
erlebt, wie es Millionen Menschen in Deutschland geht, über die in der Politik so oft gesprochen wird. 
Habe gespürt, wie es ist, wenn Sie – wie es damals noch war – auf dem Arbeitsamt den 
Nummernzettel ziehen. Ich habe viele ehemalige Kollegen aus meiner Zeit bei Robotron dort getroffen 
– darunter auch viele hochqualifizierte Leute mit Doktor-Titel, teilweise jünger als ich, die nicht mehr 
wußten, ob und wie es beruflich weitergehen soll. Die waren allesamt sehr überrascht, mich als 
ehemaligen Minister auf dem Arbeitsamt zu sehen.  
Und dann ergab sich für mich eine Arbeitsmöglichkeit bei einem alten Studienfreund. Ich bin jetzt in 
Rudolstadt-Schwarza tätig und befasse mich mit verfahrenstechnischen Problemen, mit Erdwärme-
Nutzung, mit Anlagen zur Behandlung kritischer Abwässer und Schadstoffen. Ein sehr interessantes 
Arbeitsgebiet, ich bin sehr zufrieden, kann fachlich gut arbeiten und möchte dort gern bis zur Rente 
tätig sein. 
Wie bewerten Sie Ihre Jahre als Umwelt-Minister? 
Ich habe daran mitgewirkt, für Thüringen Wege in der Umwelt-Politik festzulegen, die bis heute gültig 
sind. Aus meiner Sicht hat es da bei meinem Nachfolger – dem für Landwirtschaft, Naturschutz und 
Umwelt zuständigen Minister Dr. Volker Sklenar – keinerlei Änderungen gegeben. Die Umwelt-Politik 
ist nahtlos so fortgeführt worden, wie wir sie in der ersten Wahlperiode praktiziert haben.  
Allerdings bedauere ich, dass es kein eigenständiges Umwelt-Ministerium mehr gibt, weil es einfach 
bei verschiedenen Themen zwischen Landwirtschaft und Umwelt ganz andere Ansatzpunkte gibt. Ich 
denke, da bestehen etliche Problemfälle, die innerhalb dieses damals neu strukturierten Ministeriums 
nicht so gelöst werden können, wie es bei zwei eigenständigen Ministerien der Fall wäre. 
Was sagen Sie zum Stichwort Politik-Verdrossenheit? Oder müsste es besser Politiker-Verdrossenheit 
heißen? 
Beides. Ich kann die Politik-Verdrossenheit zum Teil nachvollziehen. Ich finde, dass die Parteien sich 
kurz vor den Wahlen immer nach der Volksmeinung richten, also nach dem, was die Leute hören 
wollen. Sie machen Versprechungen, um Wählerstimmen zu binden. Dann nach der Wahl verfallen sie 
in die gleiche Lethargie wie vorher und verfolgen nicht langfristig die in den eigenen 
Parteiprogrammen formulierten Ziele. So kommt es zu kurzfristigen Aktionen, die nicht zu Ende 
gedacht sind und meist nicht realisiert werden können.  
Und die Leute erkennen mit Enttäuschung und Verbitterung, dass die Parteien ihre Versprechen nicht 
umsetzen können. Sinkende Wahlbeteiligung ist die Folge – und ich bedauere sehr, wie wenig die 
Bürger ihr Recht und zugleich eigentlich ihre Pflicht wahrnehmen, zur Wahl zu gehen, um dort ihre 
Meinung zum Ausdruck zu bringen.  
Ich finde das schade, denn Demokratie heißt Mitverantwortung – und desto demokratischer ein Staat 
ist, desto mehr Verantwortung sollten auch die Bürger übernehmen. Doch wenn die Bürger sich aus 
der Verantwortung zurückziehen und irgendwen da oben regieren lassen, dann ist das für unseren 
Staat schon sehr problematisch. 
Wenn man Ihnen signalisieren würde, „Hartmut, wir brauchen dich wieder“, würden Sie dann in die 
aktive Politik zurückkehren? 
Wissen Sie, ich beschäftige mich schon noch mit Politik, aber ich habe überhaupt keine Ambitionen, 
mich wieder in die aktive politische Auseinandersetzung einzuschalten. Wenn mein Rat gebraucht ist, 
helfe ich gern. Aber ich will mich nicht mehr in politischen Händeleien zermürben lassen. In der Politik 
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ist jeder Tag Kampf – auch in der eigenen Partei. 
Wie lautet Ihre Bilanz, wenn Sie heute auf Ihre Zeit als Berufs-Politiker zurückblicken? 
Politik ist ein harter Job, in dem man sich ständig behaupten und kräftig die Ellenbogen benutzen 
muss. Insofern habe ich schon Ideale begraben müssen.  
Und wenn man nicht mehr in einer Machtposition ist – was ganz schnell passieren kann – , ist man 
plötzlich wieder ganz auf sich und einige wenige gute Freunde angewiesen. Viele, denen man früher 
geholfen oder mit denen man eng zusammengearbeitet hat, sehen es als Risiko an, einem ehemaligen 
Minister zu helfen. Wenn andere sich von dir nichts mehr versprechen, lassen sie dich schnell fallen. 





„Jugend debattiert“: Junge Leute aus verschiedenen Bundesländern, allesamt Preisträger des 
gleichnamigen Bundes-Wettbewerbs und womöglich die Abgeordneten von Morgen, üben sich vor 
kritischem Publikum in der Kunst parlamentarischer Auseinandersetzung. 
 
 
Helmut Rieth (SPD):  
„Bei Wahlen, vor Gericht und auf Hoher See sind wir in Gottes Hand“ 
 
• Helmut Rieth, Jahrgang 1954, Diplom-Lehrer für Geschichte und Deutsch, lebt in 
Gotha-Uelleben und arbeitet als Referent am Thüringer Institut für 
Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (ThILLM) in Bad Berka, von 
wo er ins Kultusministerium abgeordnet wurde. Rieth ist ab 2006 vier Jahre lang 
im Auftrag einer bundesdeutschen Institution in Ägypten tätig.  
• Er  war Abgeordneter des Thüringer Landtags für die SPD in der 1. Wahlperiode 
1990 – 1994 und in der 2. Wahlperiode 1994 – 1999. 
• Rieth war in der 1. Wahlperiode im Innen- und im Bildungs-Ausschuss sowie in der 
2. Wahlperiode  im Innen-Ausschuss aktiv. 
• Ort des Gesprächs: Büro von Helmut Rieth in Bad Berka. 
 
Herr Rieth, wie sind Sie zur SPD gekommen? 
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Das hat eine lange Vorgeschichte: Ich stamme aus einem Arbeiter-Elternhaus, meine Mutter war 
Krankenschwester und mein Vater Schlosser. Ich bin der einzige von vier Söhnen, der studieren durfte 
– auch zu DDR-Zeiten war Studieren unter anderem ein finanzielles Problem. Das Thema meiner 
Diplom-Arbeit bei Professor Dieter Fricke hatte mit der Geschichte der deutschen Sozialdemokratie zu 
tun – es lautete „Die geheimen Übersichten des Berliner Polizei-Präsidenten während des Sozialisten-
Gesetzes über die sozialdemokratische und anarchistische Bewegung – eine Analyse und 
Quellenkritik“.  
Dort kam ich an schwer zugängliches Quellen-Material heran über Belagerungs-Zustände während des 
Sozialisten-Gesetzes – und auch über „agents provocateurs“, also Lockspitzel. Das war schon hoch 
interessant, denn dieses Thema hat sich von da an durch alle Epochen deutscher Geschichte verfolgen 
lassen. In der Endphase der DDR hat ja der Staatssicherheitsdienst die Opposition mit ihren 
Inoffiziellen Mitarbeitern infiltriert.  
Mich hat speziell die freiheitlich-demokratische Traditions-Linie der Sozialdemokratie interessiert und 
begeistert wie etwa deren Geburts-Urkunde und –Stunde, das „Gothaer Programm“. Das war so etwas 
wie ein Meilenstein für meine eigene politische Entwicklung. Irgendwo hieß es so treffend: „Wir leben 
einzeln und frei wie ein Baum und dabei brüderlich wie ein Wald, diese Sehnsucht ist alt.“  Sie merken 
schon, ich bin ein Traditionalist, der gern auf Bewährtes zurückgreift und – im Bewahren des 
Fortschrittlichen – Erneuerung als tugendhafte Tradition deutscher Sozialdemokratie begreift. 
Ich hatte in meiner Jenaer Studienzeit Kontakte gehabt zum Freundeskreis von Wolf Biermann, Jurek 
Becker, Jürgen Fuchs und anderen, und mir wurde mehr und mehr klar, dass man selbst für 
Veränderungen im eigenen Land sorgen muss. Und in meiner Berliner Zeit 1984 – 1986 hatte ich 
Kontakte zur Kirche in Pankow. Diese Gegenwelt eines demokratischen Sozialismus hat mich 
mitgeprägt.  
Erst 1984 bin ich Mitglied der SED geworden – zu der Zeit war ja auch schon in der DDR 
offensichtlich, dass es mit diesem Land so nicht weiter gehen konnte. Ein Grund für diesen Schritt 
waren die Worte meines Vaters, der mir gesagt hatte: „Es genügt nicht zu schimpfen. Wenn du was 
ändern willst, geh dorthin, wo man etwas verändern kann.“ Das war aus heutiger Sicht ganz klar ein 
Fehlschluss. Denn in der SED gab es nichts Freiheitlich-Demokratisches mehr, wie es einst zu den 
SPD-Wurzeln gehört hatte.  
Dort gab es nur noch den demokratischen Zentralismus – und das war Diktatur pur nach dem Motto 
„Wer nicht für uns ist, ist gegen uns.“ Mit den Worten meines damaligen Parteisekretärs zu mir 
gesprochen klang das dann so: „Wer gegen die Mauer ist, für den haben wir andere Mauern mit 
kleinen Fenstern und schwedischen Gardinen davor, Helmut.“  
Und so war das leider auch an der Fachschule für Kindergärtnerinnen in Gotha, wo ich versucht hatte, 
einige Dinge zu tun, die nicht im Lehrplan standen und nicht der offiziellen Parteilinie entsprachen. Da 
wurde ich dann sehr bald als Gegner ausgemacht und abgestempelt, wurde plötzlich zum Reservisten-
Dienst bei der Nationalen Volksarmee eingezogen und musste mich nach meiner Rückkehr von dort 
auf Arbeit mit dem Gerücht rumschlagen, ich hätte einen Ausreise-Antrag gestellt – was aber 
vollkommen falsch war. 
Später habe ich mitbekommen, dass eine Studentin – ob aus Naivität oder mit Lauschauftrag, weiß ich 
leider nicht – nach einem Schulfest, zu dem ich als Reservist in Uniform gekommen war, einen Satz 
von mir weitererzählt hatte. Ich hatte dort aufgrund der vielen negativen Erlebnisse bei der Armee 
gesagt: „Ich kann alle diejenigen verstehen, die dort, wo ich jetzt bin, die Schnauze voll haben und 
nur noch weg wollen aus der DDR.“ Na ja, und wie beim Stille-Post-Spiel war dann daraus geworden, 
ich wolle mit Ausreise-Antrag weg aus diesem Staat.  
Mit einem Mal hatte ich gleichzeitig ein Partei- und ein Disziplinar-Verfahren am Hals, wurde aus der 
SED wegen eindeutig sozialdemokratischen Gedankengutes ausgeschlossen und  hatte schlussendlich 
meine fristlose Kündigung als Fachschullehrer in der Hand. Ich wurde also 1989 arbeitslos. Dann 
stellte man mich aber doch ab dem 1. September  1989 wieder ein.  
Als Erzieher beziehungsweise als besserer Hausmeister im Internat einer kommunalen Berufsschule 
auf dem Lande durfte ich nun im Nachtdienst meine Brötchen für meine Frau und unsere beiden 
Kinder verdienen. Das war wiederum günstig für mich, da ich auf diese Weise bis zur Wende genug 
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Zeit hatte für die konspirative Arbeit – ich habe nachts die theoretischen Papiere und Aufrufe 
formuliert und tagsüber Organisatorisches erledigen können. 
Damals hätten Sie selbst wohl am wenigsten geglaubt, ein Jahr später als Abgeordneter für die SPD 
im Landtag des Freistaats Thüringen zu sitzen, oder? 
Genau. Es war diese einzigartige Zeit im Jahr 1989: Wenn man sich damals einbrachte und wusste, 
was man wollte, wenn man den Menschen glaubwürdig, ehrlich und wahrhaftig entgegentreten 
konnte, dann war mit einem Mal fast alles möglich, machbar und erreichbar. 
So haben wir am 3. November 1989 unter dem Dach der evangelischen Versöhnungs-Kirche die 
Basisgruppe Gotha der Sozialdemokratischen Partei in der DDR, der SDP also, gegründet. Das geschah 
noch illegal, denn die SPD war in der DDR nach der Zwangsvereinigung von 1946 eine verbotene 
Partei – es konnte ja kaum einer ahnen, dass eine Woche später die Mauer fallen sollte.  
Ich wurde dort zum ersten Sprecher dieser Ortsgruppe demokratisch gewählt. Und am 4. Dezember 
1989 nahm ich an einem konspirativen Treffen von 64 Thüringer Sozialdemokraten  in der Harras-
Mühle im Pößnecker Wald teil – da ging es um die Wiedergründung der SPD Thüringen. Wir Gothaer 
wollten das an der historischer Stätte von 1875 im Kaltwasserschen Saal des Gothaer Tivoli tun. So 
kam es dann auch.  
Hier kam mir das Wissen aus meinem Diplom-Studium zugute, denn das Motto zur Vereinigung von 
Eisenachern und Lassalleanern hieß 1875 in Gotha „Einigkeit in der Einheit“. Das hat Willy Brandt 
wieder aufgegriffen und erweitert zu der Vision von der „Einigkeit der Deutschen in einem geeinten 
Europa“. Und so haben wir in diesen Januar-Tagen am Geburtsort der deutschen Sozialdemokratie – 
in Gotha – am 20. zuerst den Kreisverband Gotha und am 27. den Landesverband der SPD Thüringen 
wiedergegründet.  
Forsch und völlig unbekümmert haben wir daraufhin die ganz Großen der SPD zu uns eingeladen, und 
am 5. Januar 1990 konnte ich Egon Bahr und Willy Brandt auf dem Hauptmarkt ankündigen. Für mich 
ging schließlich Ende Januar in Gotha mein Traum in Erfüllung, als ich Willy Brandt rund um unseren 
Thüringer SPD-Parteitag drei Tage begleiten durfte. Bei der Kundgebung in Gotha am 27. Januar 1990 
waren an die 100.000 Menschen da – es war eine überwältigende Stimmung. Für mich war es 
einmalig, dass miterlebt und mitgestaltet zu haben, als Gothaer Delegierter bei der Wiedergründung 
mit dabei gewesen zu sein. Ich war damals gerade 35 Jahre alt – also sozusagen noch im besten 
Juso-Alter. 
Wie kamen Sie in den Landtag? 
Ich war durch die Kommunalwahl im Mai 1990 in den Kreistag Gotha gekommen und dort als 
ehrenamtlicher Beigeordneter tätig. Wenig später schlugen mich meine Genossen vor als Direkt-
Kandidat für den Thüringer Landtag, und zusätzlich stand mein Name auf Platz 8 der SPD-Landesliste. 
Mein Einzug in den Landtag war damit sehr wahrscheinlich. Ich habe mich dann vom Öffentlichen 
Dienst für diese Aufgabe freistellen lassen und nahm ab Oktober 1990 mein Mandat wahr. 
Mit welchem Motiv, welchen Idealen sind Sie damals in die Landespolitik gegangen? 
„Ein Gothaer für Gotha“, also mich einzusetzen für Gotha – das war mein Hauptziel. Wissen Sie, ich 
hänge sehr an Gotha, habe große Hochachtung vor der ereignisreichen Geschichte und den Menschen 
dieser Stadt. Wenn ich mir etwas Pathos gestatten darf: Ich liebe Gotha. Leider lebt die Stadt bis 
heute mit der Gefahr, wirtschaftlich zwischen den beiden Städten Erfurt und Eisenach zu kurz zu 
kommen. Ich sehe es nach wie vor als meine Aufgabe an, mich für Gotha stark zu machen 
Welche Erinnerungen haben Sie an folgende Ereignisse: die konstituierende Sitzung des neu 
gewählten Thüringer Landtags im Oktober 1990 im Deutschen Nationaltheater, die erste reguläre 
Landtags-Sitzung in Erfurt und Ihre erste Rede im Landtag? 
Die Sitzung im Weimarer Nationaltheater war eine ganz erhebende Stunde für mich, weil dieses Haus 
für mich als Abiturient wie auch als Lehrer immer schon eine besondere Bedeutung hatte. Ja, mir ging 
an diesem Tag Goethes „Faust“ durch den Kopf: „Ach Augenblick verweile doch, du bist so schön, mit 
freiem Volk auf freiem Grunde stehen“. Diese Worte, die ich von Schauspielern auf eben dieser Bühne 
als Jugendlicher gehört hatte und die mich nachhaltig tief berührt hatten, sollten wir nun als 
Landtags-Abgeordnete für Thüringen mit Leben erfüllen – eine Sternstunde meines Lebens.  
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Der damalige Alters-Präsident Siegfried Geißler leitete diese konstituierende Sitzung und versah seine 
Aufgabe voller Souveränität und Würde. Es war eine einzigartige, besondere Atmosphäre. Und es lag 
für uns, die wir alle Neulinge waren und an einem neuen Kapitel zu schreiben begannen, eine 
besondere Spannung in der Luft.  
Zurückblickend war dieses eine Jahr vom Oktober 1989 bis Oktober 1990 so reich an 
atemberaubenden Ereignissen und weichenstellenden Entwicklungen, wie sie niemand für möglich 
gehalten hätte.  
Bei der ersten regulären Landtags-Sitzung wurde sehr schnell klar: Jetzt ist die Euphorie vorbei – jetzt 
geht es ums Arbeiten. Nun galt es, die Dinge, die wir politisch gewollt haben, im Alltag umzusetzen. 
Durch die damalige Vielfalt der Fraktionen war auch eine belebende Vielfalt der politischen Meinungen 
im Parlament vertreten.  
Und bei meiner ersten Rede im Landtag war ich sehr aufgeregt. An das Thema erinnere ich mich aus 
dem Stegreif nicht mehr genau, doch ich bin sicher, da einiges von meinem Credo vom Herbst 1989 – 
also die Wiedergründung Thüringens – mit hineingepackt zu haben.  
Wie war die erste Zeit im Landtag? 
Die Arbeits-Bedingungen ganz am Anfang in unserer Fraktion waren schwierig: Für 21 Abgeordnete 
gab es eine alte Erika-Schreibmaschine. Gerd Schuchardt wurde zum Fraktions-Vorsitzenden gewählt. 
Und unser gescheiterter Spitzenkandidat für die Landtagswahl, Professor Dr. Friedhelm Farthmann, 
machte auf dem Absatz kehrt und ging zurück nach Nordrhein-Westfalen.  
Das war für mich persönlich frustrierend und eine große Enttäuschung, da ich Farthmann, der sehr 
offen und freundlich war und uns Thüringer SPDler ernst nahm, mochte – und seine Sachkompetenz 
wäre ein Glücksfall für Thüringen gewesen. Doch nun mussten wir ohne ihn klarkommen, was einer 
Herausforderung gleichkam. 
Kleiner Ausflug in die Bundespolitik: Im Dezember 1990 errang die CDU mit Helmut Kohl einen 
deutlichen Sieg bei der Wahl des ersten gesamtdeutschen Bundestages. Kohls Herausforderer Oskar 
Lafontaine erlitt für die SPD eine bittere Niederlage – nicht zuletzt wegen seines umstrittenen Kurses 
beim Thema Deutsche Einheit. Wie haben Sie als traditionalistisch geprägter Sozialdemokrat diese 
Wahl miterlebt? 
Ich war dabei, wie im Parteirat, in der SPD-Baracke in Bonn, dem damaligen Sitz des 
Parteivorstandes, zwei Grundsatz-Positionen aufeinander prallten – nämlich die von Willy Brandt und 
Oskar Lafontaine. Das war schon hart.  
Willy Brandt hatte den Standpunkt: „Der Zug der Deutschen Einheit rollt – und wer sich dagegen 
stemmt, wird überfahren. Die Menschen wollen die Einheit, und gegen sie kann man keine Politik 
gestalten.“ So ähnlich klang das auch schon bei Bertolt Brecht, der wohl sagte, dann müsse sich die 
Regierung eben ein neues Volk suchen. Andererseits hatte Oskar Lafontaine nicht unrecht, als er auf 
die Gefahren-Momente hinwies – und es wäre heute Geschichtsklitterung zu sagen, der Lafontaine 
hätte damals falsch gelegen.  
Doch die Menschen wollten Oskars Argumente nicht hören. Und in der repräsentativen Demokratie 
wird nur der gewählt, der dem Volk aufs Maul schaut – um es mit Heinrich Heine zu sagen. Man muss 
natürlich versuchen, folgende zwei Sachen miteinander zu verbinden: Sowohl zuhören, was das Volk 
will, weil man nicht an ihm vorbei regieren kann – und zugleich visionär das beschreiben, was nötig ist 
zu tun. Genau das hat Willy Brandt getan. Er sagte in Gotha: „Die Einheit hat keinen Preis – aber wir 
müssen sie uns etwas kosten lassen.“  
Die fiskalische Diskussion, angeführt von Oskar Lafontaine, führte im Osten dazu, dass die Menschen 
dachten: „Der Oskar will uns nicht.“ Und deswegen wählten sie die SPD auch nicht. Die Bonner 
Genossen in der SPD-Baracke wollten und konnten das nicht verstehen – sie erwarteten euphorisch 
triumphale Erfolge in den einstigen SPD-Kernländern Thüringen und Sachsen. Unsere Warnungen 
wurden nicht gehört. Wir standen zwischen allen Fronten. 
Aus heutiger Sicht war die schnelle Wiedervereinigung der einzig richtige Weg. Eben wie Willy Brandt 
es uns am 27. Januar 1990 in Gotha mahnend mit auf den Weg gab: „Der Zug der Deutschen Einheit 
rollt – Ihr müsst nur aufpassen, dass keiner dabei unter die Räder kommt.“ Und: „Bestraft die kleinen 
Sünder nicht zu sehr, aber passt auf die Großen auf.“  
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Sie gehören zu den Landtags-Politikern, die aus eigenem Erleben einen Vergleich anstellen können 
zwischen der ersten und der zweiten Wahlperiode. Welche Unterschiede und welche Gemeinsamkeiten 
gab es? 
In der ersten Wahlperiode war es durch die Vielfalt und das breite politische Spektrum der fünf 
Fraktionen, die es gab, immer sehr interessant – nicht zuletzt auch durch einige Urtypen mit 
Charisma, die dort in allen Fraktionen zu finden waren. Ich will jetzt bewusst keine Namen nennen, 
um keinen gesondert herauszuheben. Das war ein Punkt, der mich begeistert hat. Und ich glaube 
schon, dass das etwas Besonderes war.  
Der andere Punkt war, dass uns die Vielfalt in der Opposition dazu gezwungen hat, miteinander und 
nicht gegeneinander zu arbeiten, um einigermaßen erfolgreich zu sein. Und diese Vielfalt hat auch 
eine Breite in der Diskussion ermöglicht, die weit über die jeweiligen Parteien-Standpunkte 
hinausreichte. 
Und wir haben damals – was heute kaum mehr möglich wäre – als Opposition mitgestaltende 
Gesetzeskraft gehabt. So etwa bei der Schülerspeisung, die auf Oppositionsantrag in den Gesetz-
Entwurf der Regierungs-Koalition aufgenommen wurde. Oder auch in den Ausschüssen, die die 
Gesetzes-Entwürfe vorbereiteten: Da gelang es uns beispielsweise im Bildungs-Ausschuss, dass die 
Erzieherinnen und Erzieher als Landes-Bedienstete und nicht als Angestellte der Kommunen eingestuft 
wurden.  
Dies hat positive Auswirkungen bis heute: Wir haben damit ein politisches Ziel umgesetzt, nämlich den 
Schulhort zu retten! Die Kommunen hätten das finanziell gar nicht leisten können. Und mit einem Mal 
hatte der Finanzminister mehrere Tausend Landes-Bedienstete mehr zu bezahlen, aber für die Kinder 
haben wir den Schulhort in Thüringen an den Grundschulen erhalten. Da bin ich noch heute begeistert 
über dieses Husarenstück der damaligen Opposition. 
Mit Genugtuung erinnere ich mich auch daran, dass die SPD-Fraktion im ersten Thüringer Landtag 
noch vor der Landesregierung einen kompletten, geschlossenen Schulgesetz-Entwurf eingebracht hat. 
Das war ein Novum – da waren selbst die bayerischen Pentands erschrocken. Uns ist es gelungen, 
viele gute Dinge aus unserem Entwurf in das spätere Gesetz hineinzubringen. Und es hat sich in der 
Praxis bewährt. 
Heute sage ich, wir waren damals etwas klemmig. Wir hätten wirklich zum großen Wurf ausholen und 
uns von unseren Genossen in NRW nicht reinreden lassen sollen. Wir wollten damals schon eine 
achtjährige gemeinsame Schul-Zeit im Gesetz festschreiben. Es war genau das, was heute in der 
PISA-Studie gefordert wird – das längere gemeinsame Lernen.  
Damals hätten wir es machen können. Die Schul-Gebäude waren vorhanden, die ideologische 
Überfrachtung aus der DDR hätten wir über Bord geworfen. Aber damals war die – ich sage mal – 
Gläubigkeit an den Westen noch zu groß. Und wir haben uns von der CDU erschrecken lassen, die uns 
vorwarf, wir wollten wieder die „SED-Einheitsschule“ einführen. Und solche Formulierungen waren 
damals Totschlag-Argumente.  
Die zweite Legislatur-Periode in der Großen Koalition war dann im Unterschied zur ersten von 
Handlungs-Kompetenz geprägt. Inzwischen wussten die Abgeordneten ganz konkret mit dem 
Procedere umzugehen. Und als die SPD Regierungs-Partner der CDU wurde, hatten wir noch größere 
Gestaltungs-Kompetenzen. Das hat Freude und Spaß gemacht. So konnte ich da einiges für meinen 
Wahlkreis durch Landesfördermittel ankurbeln, wie etwa die Sanierung des Stadions, den Bau des 
neuen Helios-Krankenhauses sowie den Umzug der Verwaltungs-Fachhochschule von Weimar nach 
Gotha. 
Übrigens war es sehr ambivalent für mich, Klaus Höpcke als Abgeordneten der PDS Thüringen zu 
erleben. Einerseits hatte ich Hochachtung vor seinem Wissen und seinen profunden Kenntnissen: 
Wenn der ans Rednerpult vorging, wusste er genau, wovon er sprach. Er war als Rhetoriker brillant. 
Aber ich habe auch zu meinem Kollegen und Freund Hans-Jürgen Döring gesagt: „Da ist finstere 
Denke dahinter.“  
Das hörte sich mit Höpckes geschliffenen Worten immer alles sehr gut an – doch da war noch viel 
glorifizierender Schein. Und sicher auch begründete Traurigkeit, dass die Visionen der DDR-Oberen, 
die sicher einige auch ehrlichen Herzens gelebt haben, am Ende nicht aufgegangen sind. Diesen 
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gescheiterten Traum lebte Klaus Höpcke aus und steigerte sich da geradezu rein. Er wollte nicht 
akzeptieren, dass die DDR zugrunde gegangen war. Für mich war er ein Relikt aus jener 
untergegangenen DDR. 
Aber eins muss man ehrlicherweise anerkennen: Die DDR war das sozialste Staatswesen, was es auf 
deutschem Boden je gegeben hat – es war nur auf Dauer nicht finanzierbar.  
Wie beurteilen Sie die Zeit der Großen Koalition, in der die SPD  der Junior-Partner der CDU war? 
Aus meiner Sicht war die Große Koalition nicht schädlich für Thüringen – im Gegenteil, sie war gut für 
den Freistaat und gut für die Bürger. Aber diese Große Koalition war nicht gut für die SPD, da der 
damalige CDU-Ministerpräsident Dr. Bernhard Vogel es meisterhaft verstand, alle gemeinsam 
errungenen Erfolge für sich zu verbuchen. Uns gelang es nicht ausreichend, unseren Anteil daran 
öffentlich wahrnehmbar zu machen.  
Das Jahr 1999 brachte bei der Landtagswahl für Sie das abrupte Aus als Berufspolitiker. Sie hatten – 
wie andere Landtags-Abgeordnete auch – das Ziel, wieder ein Mandat zu erringen, doch es kam 
anders. Sind Sie damals aus allen Wolken gefallen, oder hatten Sie schon eine Ahnung?  
Ich habe es wohl geahnt – aber ich wollte es nicht wahrhaben. Ich wollte sozusagen das Glück 
erzwingen. Ich war der Versuchung erlegen, als Einzelkämpfer gegen die allgemeine, für die SPD 
ungünstige politische Großwetterlage gegenhalten zu können. Ich war der Auffassung, ich müsse 
besonders viel an der Basis tun. Ich wollte als Direktkandidat gewinnen – und nicht nur über den 
damals noch als sicher geltenden Platz 24 auf der SPD-Landesliste in den Landtag kommen.  
Nach der Wahl wusste ich, dass das ein Trugschluss und ein teurer Irrtum war, der mich damals rund 
30.000 D-Mark – also mehr als 15.000 Euro – meines persönlichen Geldes gekostet hat. Geld, das 
meine Frau und ich stattdessen lieber zum Abzahlen des Kredites für unser 1997 gebautes Haus 
verwendet hätten. Doch die von mir in Auftrag gegebenen Großplakate waren halt sehr teuer. 
Kurz gesagt fiel mir und den anderen nicht wiedergewählten Thüringer SPD-Landtags-Abgeordneten 
der rot-grüne Dilettantismus auf Bundesebene, also von Gerhard Schröders erster Minister-Riege im 
ersten Jahr der Bundesregierung, auf die Füße. Und für uns als Landespolitiker war es äußerst schwer 
beziehungsweise unmöglich, sich davon abzugrenzen. Meine Erfahrung ist, dass die Bundes-Politik 
immer auf die Wahlergebnisse bei Landtags- und Kommunal-Wahlen durchschlägt.  
Hinzu kamen unsere hausgemachten Probleme – der nicht ausgefochtene, innerparteiliche Richtungs-
Streit um die Gretchenfrage „Wie halten wir es mit der PDS?“ und damit die unbeantwortete Frage 
über mögliche Koalitions-Modelle. Und da verkörperten unser SPD-Spitzenkandidat und Innenminister 
Dr. Richard Dewes und unser stellvertretender Ministerpräsident und Forschungs- und Kulturminister 
Dr. Gerd Schuchardt genau gegensätzliche Positionen.  
Für mich war der Verlust des Landtags-Mandates sehr bitter und hart, ja ich bin hier so offen und 
ehrlich – sogar existenzgefährdend, denn die Banken wollen ihre Kreditraten pünktlich jeden Monat, 
sonst ... – ja, es hat mir sehr, sehr weh getan, ich war tief getroffen, weil ich mich ungerecht aus dem 
Rennen geworfen fühlte. Auch weil ich mit so einem hohen persönlichen Einsatz an die Sache 
rangegangen war.  
Ich habe lange gebraucht, um persönlich damit fertig zu werden. Weil ich es auch leider 
fälschlicherweise sehr persönlich genommen habe und dachte, die Wähler hätten mich für irgend 
etwas abgestraft, was andere zu verantworten hätten, nämlich die Genossen in Berlin. Dabei hatte ich 
mich – das kann ich mit Fug und Recht sagen – voll und ganz eingebracht, und das neun Jahre lang 
und nicht nur im Wahlkampf. Erst allmählich dämmerten mir die tatsächlichen Zusammenhänge.  
In der Konsequenz hieß der Verlust des Landtags-Mandats für mich, wie 1989 wieder ganz neu, ganz 
von vorn und wieder ganz unten anfangen zu müssen. Da habe ich Demut lernen dürfen, dass eben 
nicht alles von unserem eigenen Willen und Tun abhängt, weil es einen höheren Willen gibt.  
Wie heißt es so schön: „Bei Wahlen, vor Gericht und auf hoher See sind wir in Gottes Hand.“ Das habe 
ich schmerzvoll erfahren dürfen: die Gnade, sich beugen zu können, in die „Wüste geschickt“ zu 
werden, meine Schule des Lebens. 
Was hat sich damals in Ihrem Leben verändert? 
Vorher bekam ich als Abgeordneter für alle möglichen und unmöglichen Anlässe wie selbstverständlich 
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Einladungen – und die blieben auf ein Mal schlagartig aus. Da wird einem erst klar: Diese Einladungen 
galten mir als Mandats-Träger, nicht mir als Privat-Person. Doch Gott sei Dank habe ich mich nie zu 
wichtig genommen. Und mir war klar, wenn es mir auch nicht immer bewusst war, dass das ein Amt 
auf Zeit sein würde.  
Für mich begann damit eine Phase der Neuorientierung: Wie geht es mit mir weiter? Was will ich 
machen, und was kann ich machen? Eine treffende und zugleich schmerzhafte Zeitungs-Überschrift 
lautete damals: „Helmut Rieth im freien Fall“. 
Hinzu kam, dass ich im Jahr 2000 erhebliche gesundheitliche Probleme bekam. Es gab den Verdacht 
auf schwarzen Hautkrebs. Das traf mich wie ein Hammer. Ein befreundeter Arzt gab mir damals noch 
ein Jahr Lebenszeit, falls ich nicht sofort mit dem Rauchen aufhören würde – was ich dann auch tat. 
Und ich brauchte ein dreiviertel Jahr, um die Krankheit zu überwinden. Heute weiß ich, dass es einen 
Zusammenhang gab zwischen meiner Selbsterfahrung als Politiker und meiner Krankheit. Heute bin 
ich geheilt davon an Körper, Geist und Seele, Gott sei Dank. Wer nach Oben will, muß auch bereit 
sein, nach Unten zu gehen – eine heilsame Wahrheits-Erkenntnis. 
Wie ging es 1999 beruflich für Sie weiter? 
Dank der Beurlaubung von 1990 konnte ich in den Öffentlichen Dienst zurückkehren. Ich bemühte 
mich dann um meine berufliche Rehabilitierung, wofür ich mir im Landtag nie Zeit genommen hatte, - 
was auch gelang – ich bin als politisch Verfolgter der DDR vom Landesamt für Rehabilitierung und 
Wiedergutmachung anerkannt. Damit zählen nun auch meine 15 Dienstjahre als Lehrer zu DDR-Zeiten 
wieder für meine Rentenanrechnung, die für mich sonst verloren gewesen wären.  
Sie haben im Vorgespräch angedeutet, dass Sie im Zusammenhang mit der Stasi ein persönlich tief 
einschneidendes Erlebnis hatten. Kann man darüber mehr erfahren? 
Ja, es war so, dass mein engster und liebster Jugend-Freund, den ich seit der Oberschul-Zeit kannte, 
im Jahr 1986 seinen Ausreise-Antrag genehmigt bekam. Er hat sich dann als Arzt in Norddeutschland 
niedergelassen. Bis 1989 hatten wir Brief-Kontakt, und dann kurz nach der Maueröffnung habe ich ihn 
besucht. Da war er irgendwie merkwürdig, nahm mich irgendwann beiseite und sagte mir: „Helmut, 
bevor du es von anderen erfährst: Der Staatssicherheitsdienst hatte mich schon in der Abitur-Zeit als 
Inoffiziellen Mitarbeiter angeworben. Du weißt, ich wollte Medizin studieren. Anfang der 1980er Jahre 
habe ich dann mit denen gebrochen – und ein Grund für meinen Ausreise-Antrag war, dass ich 
endgültig vor denen Ruhe haben wollte.“  
Ich glaube, es kann sich kein Außenstehender vorstellen, was für ein Schock diese Nachricht für mich 
war. Dass diese Stasi-Krake sich so weit in den engsten Freundeskreis hinein vorgearbeitet hat, 
erschien mir bis dahin unvorstellbar. Es hat mich so getroffen, dass ich den Kontakt zu ihm, der all die 
Jahre zuvor trotz Ausreise bestanden hatte, abgebrochen habe – zwei lange Jahre. 
Und wie ging es weiter? 
Irgendwann habe ich es dann meiner Frau erzählt, die natürlich längst bemerkt hatte, dass ich seit der 
Begegnung in Norddeutschland etwas mit mir herumschleppte. Sie war auch tief geschockt, sagte 
dann jedoch: „Wenn Du nicht willst, dass die Stasi am Ende doch noch über eure langjährige 
Freundschaft obsiegt, dann musst du mit ihm reden.“ Da habe ich ihn angerufen, und wir haben uns 
1991 eine Woche lang zu zweit weit weg, auf eine Insel, wo keiner von uns vor der Wahrheit des 
Anderen fliehen konnte, auf die heilige Insel Patmos zurückgezogen, wo auch die Offenbarung des 
Johannes geschrieben wurde. Das waren harte sieben Tage – und gleichzeitig eine ganz intensive, 
besondere Zeit liebevoller Selbstzeugnisse hingebender gegenseitiger Aufmerksamkeiten. Seitdem ist 
die Jugend-Liebe wieder in unsere freundschaftliche Herzensbindung zurückgekehrt, ja  – die Stasi hat 
letzten Endes doch nicht triumphiert, sondern die Liebe, die stärker ist als der Tod. 
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Zeit als Landtags-Abgeordneter? 
Man darf nicht in die Politik gehen und darauf hoffen, dass das eigene Engagement belohnt wird. 
Politik kennt keine Dankbarkeit. Das war eine leidvolle Erfahrung für mich – und eine heilsame dazu, 
weil dadurch meine Erwartungshaltungen realistischer geworden sind.  
Trotzdem oder gerade deshalb möchte ich sagen: Es waren sehr erfolgreiche Jahre und zugleich die 
intensivste Zeit meines Lebens, wo viel passierte und wo ich ein wenig politisch mitgestalten durfte. 
Ich bereue nicht einen einzigen Tag davon. 
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Wenn der Ruf käme „Helmut, wir brauchen dich wieder“ – was würden Sie sagen? 
Nun, das käme auf viele Umstände an – und insbesondere darauf, ob ich auch gebraucht und gerufen 
worden bin, um das zu bewirken, wozu ich mich berufen fühle. Für mich wäre ganz sicher dieser letzte 
Punkt der entscheidende, wenn ich es noch einmal versuchen würde. Ausschließen würde ich es 
jedenfalls nicht, denn ich bin „fit wie ein Turnschuh“, frei wie ein Vogel zu fliegen, dorthin, woher ich 
kam. „Wer keinen Mut zum Träumen hat, hat auch keine Kraft zum Kämpfen.“ Das war mein 





„Es sei dem Lande Thüringen beschieden, dass niemals mehr im wechselnden Geschehen ihm diese 
Sterne untergehen: Das Recht, die Freiheit und der Frieden.“ Möge dieser Wunsch der Schriftstellerin 
und Historikerin Ricarda Huch (1864 – 1947) für den Freistaat dauerhaft in Erfüllung gehen.  
 
 
Gerhard Wien (Demokratie Jetzt): 
„Wir haben uns sehr angestrengt, die politische Kultur zu bereichern“ 
 
• Gerhard Wien, Jahrgang 1941, Lehrer für Latein und Deutsch, lebt in Erfurt.  
• Er war Abgeordneter des Thüringer Landtags in der 1. Wahlperiode 1990 – 1994 für 
Demokratie Jetzt und gehörte zur Fraktion Grüne/Neues Forum/Demokratie Jetzt, 
später unter dem Namen Bündnis 90/Die Grünen.   
• Nach der Zeit als Landtagsabgeordneter arbeitete Wien als Referent im Büro des 
Thüringer Innenministers Dr. Dewes und ab 1999 als Referent für Aus- und 
Fortbildung im Innenministerium   
• Ort des Gesprächs: bei Gerhard Wien zu Hause. 
 
Herr Wien, Sie sind zeitlebens praktizierender Christ, haben sich kirchlich vielseitig engagiert und stets 
offen zu Ihrer Zugehörigkeit zur evangelisch-lutherischen Kirche gestanden. Das hat Ihnen in der DDR 
so manchen Nachteil beruflicher Art eingebracht. Wie sind Sie 1989 zu Demokratie Jetzt gekommen? 
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Ich hatte schon im September 1989 verschiedenste oppositionelle Papiere lesen können, was ja zu 
diesem Zeitpunkt als staatsfeindliche Haltung gewertet wurde, und verglich die Standpunkte. Für mich 
kam nur ein Engagement in der Bürgerbewegung in Frage.  
Die SDP war für mich damals nicht erkennbar, somit war es dem Zufall geschuldet, dass ich mit den 
Sozialdemokraten  nicht zur rechten Zeit in Kontakt kam. Als ich die DDR-Sozialdemokraten dann 
wahrnahm, war mein Engagement für Demokratie Jetzt schon so groß, dass ich mich dieser Gruppe 
der Bürgerbewegung verpflichtet und in ihr gut aufgehoben fühlte. Sonst hätte ich mich wohl bei den 
Sozialdemokraten wiedergefunden. Für deren Positionen hatte ich immer schon Sympathien gehegt, 
das geht zurück bis in Willy Brandts Zeiten als Regierender Bürgermeister von Berlin 1961.  
Wann wurde Ihnen erstmals klar, dass Ihr starkes politisches Engagement Sie in die Berufspolitik 
führen könnte?  
Wir von Demokratie Jetzt waren eine politische Minderheit, die jedoch sehr schnell die Erfahrung 
politischer Macht sammeln konnte, und zwar an den Runden Tischen. Ich war zunächst am Runden 
Tisch des Altkreises Bad Salzungen vertreten, später auch in Suhl am Runden Tisch des Bezirkes. Zu 
dieser Zeit merkte ich, dass wir die Möglichkeit hatten, uns von denen am Runden Tisch politisch zu 
distanzieren und in die politischen Schranken zu verweisen, die dort auch gern mitwirken wollten, um 
die alten Machtverhältnisse zu bewahren. Es war uns wichtig, dass diese Vertreter zwar als 
Beobachter in der zweiten Reihe dabei sein konnten, mitreden und diskutieren konnten, aber kein 
Antrags- und Stimmrecht hatten. Dies betraf Vertreter von DDR-Massenorganisationen, wie den 
Demokratischen Frauenbund Deutschlands, die Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe, die Freie 
Deutsche Jugend und den Deutschen Turn- und Sportbund.  
Ich rief damals einen Runden Tisch zur Volksbildung ins Leben. Auch dabei war es schon 
beeindruckend zu erleben, dass wir das politische Gewicht hatten, verschiedenste Repräsentanten der 
alten Strukturen Bericht geben zu lassen über zeitgemäße reformerische Veränderungen in ihren 
Arbeitsbereichen. Das waren immerhin Leute aus der Schulverwaltung, die stellvertretende 
Kreisschulrätin, Fachberater und so weiter.  
Und daraus wuchs in mir die Erfahrung, es lohnt sich, sich den restaurativen Tendenzen der alten 
Machthaber in den Weg zu stellen, in Verantwortung dagegen zu halten und Forderungen zu stellen. 
Die Gegenseite weigerte sich ja bis zum Schluss, uns als gleichberechtigte Partner in einem echten 
demokratischen Prozess zu akzeptieren, Befugnisse abzutreten oder gar freie Wahlen zuzulassen. 
Ganz nach dem Motto von Walter Ulbricht: „Es soll demokratisch aussehen, aber wir müssen jederzeit 
die Zügel fest in der Hand halten.“ Wenn man heute Unterlagen des Politbüros der SED liest, findet 
man dies ja bestätigt. 
An dieser Stelle ein großer zeitlicher Sprung zum 9. November 1989: War die Maueröffnung 
letztendlich dann  der Dolchstoß für die Bürgerrechtsbewegung in der DDR? 
Den ersten Fingerzeig auf das, was kommen würde, hatten wir am Tag danach zu einer 
Großveranstaltung in unserer Bad Liebensteiner Kirche: Plötzlich war der Menschenandrang nur noch 
halb so groß wie vorher, weil viele Leute verständlicherweise erst einmal die Chance zum allerersten 
Besuch im Westen nutzten. Und bei aller großen Freude über die gewaltfreie Öffnung der Grenze 
konnte ich mir damals nicht vorstellen, dass diese Grenze nun dauerhaft durchlässig und schon ein 
knappes Jahr später endgültig verschwunden sein würde.  
Mir waren dieser Enthusiasmus und diese Euphorie etwas unheimlich, die in diesen Tagen über alle 
Bildschirme flimmerte. Ich ahnte, dass sich damit unsere Position, wenigstens einige Punkte unserer 
damaligen politischen Ziele durchzusetzen, arg geschwächt hatte. Meine Befürchtung war, dass sich 
nun wohl viele diesen schmerzlichen Auseinandersetzungen entziehen würden. 
Doch von Dolchstoß zu sprechen wäre zu krass. Das kann ich so nicht sagen. Aber eine große 
Ablenkung auf jeden Fall – und damit eine große Gefährdung für das, was wir Projektarbeit im 
Rahmen der bürgerbewegten Emanzipation nannten. All das Pathos, das wir in den zurückliegenden 
Monaten auch immer wieder entfacht hatten, wurde nun durch den tatsächlichen Verlauf dieses einen 
Wochenendes erschüttert. Ich will da niemand Zensuren erteilen, so im Sinne, sie seien zu faul, zu 
träge, zu desinteressiert. Anders gesagt: Der Umbruch war rückschauend viel weniger politisch 
motiviert, als ich gehofft hatte.  
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Wie sah für Sie der Zeitraum vom November 1989 bis Oktober 1990 aus? 
Da war vor allem die Zeit des starken persönlichen Engagements für Demokratie Jetzt. Wir hatten uns 
in unserer Basis-Gruppe in Bad Liebenstein inhaltliche Schwerpunkte gesetzt. Das waren Reformideen 
zur Volksbildung, zum Gesundheitswesen – und natürlich die Durchsetzung der bürgerlichen 
Grundrechte, was ja allen bürgerbewegten Gruppen wichtig war.  
Übrigens gingen wir sofort daran, bestimmte Freiheitsrechte zu praktizieren. So gaben wir eine eigene 
Zeitung heraus, nahmen also für uns die Pressefreiheit in Anspruch ebenso wie die Redefreiheit, die 
Meinungsfreiheit, die Versammlungsfreiheit, insbesondere, indem wir Demonstrationen organisierten, 
die wir sogar anmeldeten und bei denen uns dann Polizisten begleiteten. Das waren wichtige 
demonstrative Aktionen. Und wir machten uns zu den genannten Themen Gedanken und erarbeiteten  
Lösungsvorschläge für die anstehenden Probleme. Zudem war ich im Länderrat aktiv und damit etwa 
einmal pro Woche zu Beratungen in Berlin.  
Wie haben Sie die Volkskammer-Wahlen vom März 1990 in Erinnerung? 
Es war eine schmerzhafte Desillusionierung. Ich habe die ersten Hochrechnungen kaum glauben 
können. Das hatte natürlich auch Folgen. Nach dieser für alle Bürgerbewegten sehr bitteren 
Wahlniederlage waren wir am Runden Tisch in Suhl eigentlich nicht mehr erwünscht. Die etablierten 
Parteien fanden uns nur noch unerträglich, einschließlich die SPD. Man fürchtete wohl weniger den 
produktiven Meinungsstreit als die Gefährdung der Mehrheitsverhältnisse sowie des politischen 
Handelns nach dem Mehrheitsvotum.. Das Kapitel der originär bürgerbewegten Einmischung ging mit 
diesen Volkskammerwahlen rasch zu Ende.  
Wie erklären Sie sich diese Diskrepanz zwischen der von Ihnen vorhin geschilderten Zustimmung, die 
Sie erlebt haben, und dem DDR-weiten Wahlergebnis? 
Wir hatten den Leuten offenbar zuviel zugemutet, als wir zu Geduld und Abwarten aufforderten und 
wirtschaftliche Annäherung zwischen Ost und West auszuprobieren, sich auf Experimente einzulassen. 
Wir hatten ihnen zugemutet, auf einen raschen Anstieg des Lebensniveaus nach westlichem Vorbild zu 
verzichten. Und diese Zumutung war sicherlich zu groß. Deswegen sagten verständlicherweise die 
allermeisten: „Wir wollen zunächst die Sicherheit und klare Verhältnisse“, und wählten die anderen.  
Andererseits hatten wir auf lokaler Ebene guten Zuspruch. Bei der Kommunalwahl im Mai 1990 hatten 
wir als Demokratie Jetzt knapp 20 Prozent der Stimmen erhalten, das entsprach vier Sitzen im 
Stadtrat, war also durchaus bemerkenswert.  
In dieser Zeit setzte dann auch die Abwanderung von Mitstreitern ein, von denen sich die meisten der 
CDU zuwandten. Dies bestärkte uns jedoch umso mehr, auf unserem Weg zu bleiben. Für mich stand 
das Thema Parteiwechsel jedenfalls nie zur Debatte, das war aus meiner Sicht ein wichtiger Aspekt 
des politischen Beharrungsvermögens.  
Wie sind Sie zu Ihrem Landtagsmandat gekommen? 
Das ergab sich parteiintern. Ich war natürlich mit dem Vorsatz zur Mitgliederkonferenz nach Erfurt 
gefahren, mich um ein Mandat zu bewerben, schon aus Gründen der eigenen Glaubwürdigkeit vor 
meinen Mitstreitern in Bad Liebenstein. Ich stellte mich dann als Landtagskandidat zur Wahl und 
bekam die meisten Stimmen.  
Der Platz auf der Landesliste ergab sich dann aus der Absprache mit dem Neuen Forum und den 
Grünen, mit denen wir uns für die Arbeit im Landtag zusammengeschlossen hatten. Und das 
Wahlergebnis brachte mit sich, dass ich als einziger Vertreter für Demokratie Jetzt in den Landtag 
einzog.  
Von außen betrachtet ist Ihr Werdegang vom Lehrer mit einer halben Stelle zum Landtags-
Abgeordneten mit Immunität und Idemnität schon ein bedeutender Karriere-Sprung. Sind die Leute 
anders mit Ihnen umgegangen? 
Eigentlich nicht. Ich habe viel Unterstützung und Schulterklopfen erlebt und die Erwartung, mich für 
die gemeinsamen politischen Ziele ins Zeug zu legen. Da war viel Sympathie dabei. Und ich habe viele 
Freunde und Gleichgesinnte hinzugewonnen in der Fraktion und in anderen Fraktionen, vor allem in 
der SPD. Das brachte die Arbeit als Opposition und die in den Ausschüssen mit sich.  
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Im Laufe der vier Jahre bemerkte ich, wie viel fehlerhafte Vorstellungen es von einem 
gesetzgebenden Gremium gab. Viele konnten nicht unterscheiden zwischen Legislative und Exekutive. 
Und oft wurde ich als vermeintlich Beteiligter mit in Haftung genommen für irgendwelche umstrittenen 
Vorgaben aus den Ministerien.  
Mit welchem Anspruch haben Sie Ihre Tätigkeit als Abgeordneter begonnen? 
Mir war wichtig, Interessenvertreter für diesen Bereich der Bürgerbewegung in ganz Thüringen zu 
sein. Die Region, also der heutige Wartburgkreis, war für mich da weniger ausschlaggebend. Ein 
Schwerpunkt war für mich die Bildungspolitik aufgrund der im Herbst 1989 erarbeiteten Konzepte. 
Und da ich zugleich noch Stadtverordneter in Bad Liebenstein war, engagierte ich mich auch für 
kommunalpolitische Anliegen. Bad Liebenstein als Kurstadt zu DDR-Zeiten war ja stark integriert in 
das Gesundheitswesen – also besonders abhängig von Veränderungen auf diesem Gebiet.  
Allerdings hatte ich ganz und gar nicht die Illusion, dass wir da in Erfurt die Gesetze diktieren können. 
Ich hatte mir schon vorgestellt, dass unser direkter Einfluss auf diesen Prozess sehr gering sein 
würde. Aber ich hoffte natürlich auf das Parlament im wörtlichen Sinne, also den Ort der sprachlichen 
Auseinandersetzung – und da wollten wir doch erst mal abwarten, ob die alle bei ihrer Meinung 
bleiben würden, nur weil sie von der Mehrheit so vorgegeben war.  
Also Anspruch und Illusion gleichermaßen. Und dazu kamen dann schon Wut und Enttäuschung, wenn 
man wegen seiner Auffassung verächtlich gemacht wurde. Ich weiß gar nicht, ob das immer 
denjenigen, die das taten, bewusst war. Wir waren in gewisser Weise sehr ahnungslos von den 
Verflechtungen zwischen den Regierungsfraktionen und den Ministerien. Was da gespielt wurde, 
durchschauten wir lange nicht. 
Was war in diesen vier Jahren im Landtag Ihr größtes Erfolgserlebnis und was Ihre bitterste 
Niederlage? 
Nun, es hat sicherlich eine ganze Reihe von Niederlagen gegeben. Kleine Erfolge erinnere ich freilich 
lieber.  
Beispielsweise sahen wir es schon als Erfolg an, dass wir 1991 zwei Spuren im Vorläufigen 
Bildungsgesetz hinterlassen konnten. Die eine hatte Frau Grabe im Ausschuss erwirkt, so dass die 
Schulen zum Anbieten einer warmen Mahlzeit verpflichtet wurden. Und die andere hatte ich im 
Ausschuss erstreiten können, so dass Fortbildungsmaßnahmen in den Schulen vorrangig für die 
Demokratisierung im eigenen Schulbereich genutzt werden sollten. Wenigstens ein zweifacher Beweis 
dafür, wie wir den Meinungsbildungsprozess hier und da beeinflussen konnten.  
Ich setzte mich auch für die Integration von behinderten Schülerinnen und Schülern in den 
allgemeinen Schulen ein. Dass also beispielsweise lernbehinderte Schülerinnen und Schüler in 
Regelklassen der Grundschulen gemeinsam lernten und gefördert würden oder dass beispielsweise 
unter dem Dach einer Grundschule zugleich auch Schülerinnen und Schüler mit einer geistigen 
Behinderung lernten. . Wir hatten in Dänemark beobachtet, wie so etwas funktionieren kann. Leider 
wurden dann solche Vorschläge im Ausschuss abgebügelt mit unqualifizierten Bemerkungen und ohne 
die notwendige Sachkenntnis, also das Abqualifizieren ohne Sachdebatte. Das war schon schmerzlich.  
Noch ein anderes Beispiel: Ich brachte für meine Fraktion ziemlich zum Schluss der Legislaturperiode 
einen Antrag ins Plenum ein, das Kultusministerium zu beauftragen, eine gründliche Untersuchung 
vornehmen zu lassen zu Auswirkungen von größerer Eigenverantwortlichkeit der Schulen. Da sprach 
dann jemand von der CDU-Fraktion ziemlich platt über die angebliche Sinnlosigkeit einer solchen Idee, 
es sei doch alles bestens, wie die Schulen jetzt arbeiteten; man solle diesen Antrag gar nicht erst in 
den Ausschuss überweisen.  
Und dass zu solchen Ausführungen dann der Minister und der Staatssekretär schwiegen zu einer 
Problematik, die bundesweit im Gespräch war, das fand ich schon unangemessen. Heute würde kein 
einigermaßen ernstzunehmender Bildungspolitiker wagen, sich diesem Thema zu verweigern.  
Wie ging es Ihnen am Wahlsonntag im Oktober 1994? Wann wurde Ihnen klar, dass der Wiedereinzug 
Ihrer Fraktion  in den Landtag auf der Kippe stand? 
Eigentlich erst in den letzten Tagen vor dem Wahltermin, und zwar aus den Reaktionen im 
Wahlkampf, am Verhalten der Menschen uns gegenüber. Trotzdem dachte ich bis zuletzt, dass es 
reichen müsste.  
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Wissen Sie, mir ging es an dem Abend sehr schlecht. Wenn ich das jetzt mit der entsprechenden 
zeitlichen Distanz sehe, kann ich auch einen vielleicht etwas unangemessenen persönlichen Ehrgeiz 
bei mir ausmachen. Ich hatte zu jenem Zeitpunkt den Eindruck, dass das riesige Arbeitspensum, was 
wir Abgeordneten und vor allem unsere Mitarbeiter geleistet hatten, umsonst gewesen sei. Natürlich 
liefen unsere Pläne auf mindestens noch vier weitere Jahre hinaus. Ja, es war schon sehr, sehr 
schmerzlich, dass unsere Fraktionsarbeit mit einem Schlag beendet wurde, ausgelöscht wurde. 
Wie ging es danach für Sie weiter? 
In unserer Fraktion brachen dann schnell Konflikte aus, insbesondere bei der Suche nach Schuldigen 
für das Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde. Einige wussten sofort, wer schuld ist und wer kaum oder 
gar keine Fehler gemacht hatte. Das war ziemlich schwierig. Wir brauchten ja doch erst ein wenig 
Abstand zum Geschehen.  
Ich erlebte da sehr viel Hilfe und Kameradschaft im privaten Bereich, aber auch von Freunden in der 
SPD-Fraktion.  
Ich fuhr dann zu meinem zuständigen Schulrat und meldete mich wieder zurück. Ich war ja als Lehrer 
sozusagen für die Zeit im Landtag beurlaubt. .Eine erneute Anstellung konnte mir nicht vermittelt 
werden.  
Wie ging es für Sie dann beruflich weiter? 
Mit einem großen Glücksfall. Ich wurde von Dr. Dewes, der damals schon Innenminister war, zum 
Gespräch gebeten. Zum Termin hatte ich natürlich große Erwartungen und doch ein unsicheres 
Gefühl, ob ich denn tatsächlich im Ministerbüro gebraucht werden könnte. Umso angenehmer, dass 
mich der Innenminister als einen Bündnisgrünen in seinem Büro haben wollte, der für 
Grundsatzfragen zuständig sein sollte, ohne in das tagespolitische Geschäft eingebunden zu werden. 
Dieses Angebot nahm ich an, und am 1. März 1995 begann ich meine Arbeit als Referent.  
In dieser Zeit erlebte ich den Perspektivwechsel von der Legislative zur Exekutive. Jetzt sammelte ich 
Erfahrungen über die Abläufe in einem Ministerium und über den Umgang mit parlamentarischen 
Anfragen. Das war schon interessant – auch zur Erfüllung meiner täglichen Arbeitsaufträge. 
Mit dem September 1999 änderte sich mein Aufgabengebiet, also mit der Wahl zur dritten 
Legislaturperiode, als die SPD eine verheerende Niederlage in Thüringen erlitt als nur noch 
drittstärkste Kraft hinter CDU und PDS. Ich übernahm jetzt die Referentenstelle im Bereich Aus- und 
Fortbildung.  
Wie und wo sind Sie noch politisch aktiv? 
Ich habe mit dem Kreisverband von Bündnis 90/Die Grünen in Erfurt zu tun. Ich habe lange in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft „Bildung“ mitgearbeitet. Wissen Sie, ich bin jetzt in einem Alter, in dem 
ich Jüngeren gerne Platz mache. Doch wenn ich hin und wieder gefragt werde, mache ich gern mit, so 
z. B. im Wahlkampf oder im Aufsichtsrat der Heinrich-Böll-Stiftung Thüringen.  
Wie sehen Sie die gegenwärtige Landespolitik? 
Die interessiert mich natürlich sehr – das hängt halt mit meinen Tätigkeiten von 1990 bis 1999 
zusammen. Ich vermisse einerseits eine starke Opposition und andererseits eine reformoffene 
Exekutive. Insofern erscheint mir die Bundespolitik derzeit reizvoller. Ich gehe auch hier in Erfurt gern 
zu politischen Vorträgen und Veranstaltungen. Das ist für mich schon ein Bedürfnis. Und mitunter reizt 
es mich, ein wenig einzugreifen, denn die bündnisgrünen Reformprojekte sind schließlich längst nicht 
mehr Minderheitensache im gesellschaftspolitischen Diskurs.  
Ist es richtig, dass Sie damals einen gewissen Anteil daran hatten, Informationen zu einem gewissen 
„Clown Ferdinand“ thüringenweit in Umlauf zu bringen – Informationen, die dann zum Eklat um 
Ministerpräsident Duchač und schließlich zu dessen Rücktritt vom Amt führten? 
Das kann ich nicht bestreiten. Einer unserer Mitarbeiter hatte mir den Artikel oder die Recherche der 
Wochenpost zukommen lassen – das war so der Auslöser, wenn ich es richtig in Erinnerung habe. 




Mit unserer öffentlichkeitswirksamen Arbeit erzeugten wir damals sehr viel Resonanz. Und wir 
bewirkten eben auch ein Bewusstsein für unseren differenzierten Umgang mit Verstrickung oder Nähe 
zum Ministerium für Staatssicherheit, dem MfS. 
Mit dem Wissen und den Erfahrungen von heute, wenn man so die Namen der Politiker aus den 
neuen Ländern Revue passieren lässt, die wegen ihrer Verstrickung oder Nähe zum MfS im Blickfeld 
standen – de Maizière, Gysi, Stolpe, Böhme – , war der Rücktritt von Josef Duchač unumgänglich? 
Zunächst: Die anderen Beispiele, die Sie genannt haben, relativieren das nicht. Meine Haltung zu 
Duchač – und ich habe ihm das deutlich gesagt – ist die: Es ging nicht darum, jemanden in die Wüste 
zu schicken oder zu verurteilen, sondern zu beurteilen. Und dieses Beurteilen musste ich ja 
vornehmen gegenüber einer Person, die inzwischen zum Ministerpräsidenten Thüringens aufgestiegen 
war. Und dazu fiel die Beurteilung zu ungünstig aus. Dies war kurz gesagt der Einspruch unsererseits.  
Und um noch kurz zu den von Ihnen genannten Namen etwas zu sagen: Ich fand schon damals den 
Schritt von Marianne Birthler beeindruckend, die aufgrund der unklaren Kontakte Stolpes zu Vertretern 
des MfS ihr Ministeramt in dessen Kabinett niederlegte.  
Andererseits will ich nicht mit zweierlei Maß messen, denn immerhin hat sich Stolpe durch sein 
Kirchenamt Verdienste erworben. Aber damals, als es darum ging, die Birthler-Kritik an ihm ernst zu 
nehmen, da hätte ich genauso wie bei Herrn Duchač gesagt: Wer sich derartig eingelassen hat in 
einer zweifelsfrei auch von der Evangelischen Kirche zu tadelnden Weise, der sollte nicht 
Ministerpräsident eines Landes sein.  
Dies sehe ich ähnlich mit Blick auf Gregor Gysi. Bei mir kommen diesbezüglich noch die persönlichen 
Eindrücke der Menschen hinzu, die er als Anwalt betreut hatte.  
Was konkret waren Ihre Vorwürfe gegen ihn? 
Lassen Sie es mich so sagen: Von jeder Lehrerin, jedem Lehrer in Thüringen wurde verlangt, offen zu 
legen, ob und welche Art von Beziehung es zum MfS gab. Gab es Gespräche? Gab es Kontakte? Gab 
es Unterschriften? Herr Duchač hat – so viel ich weiß – scheibchenweise preisgegeben, was sein 
kurioses Verhältnis zu einer Ferien-Einrichtung des MfS ausmachte.  
Und wer also noch im Jahr 1989 derartig staatstragende, DDR-verherrlichende Hymnen oder Gedichte 
vortrug, als die Staatsgewalt der DDR bürgerbewegte Aktionen gewaltsam unterdrückte, der kann 
nicht wenige Monate später Repräsentant eines Landes sein, das sich auf einem ganz schweren Weg 
zur Demokratie bewegt und selbst viele schmerzvolle Phasen durchleben muss, um den 
Demokratisierungsprozess zu bewältigen. Kurz gesagt gab es bei Duchač nach meiner Auffassung eine 
zu große Identifizierung mit dem Staat DDR – und das bis zuletzt. 
Ich gebe zu, dass es andere Personen gegeben hat aus der einstigen DDR-Blockpartei CDU, die viel 
lavierender mit ihrer Altlast DDR-Karriere umgegangen sind.   
Welcher Begriff trifft zu im Lande – Politikverdrossenheit oder Politikerverdrossenheit? 
Ganz klar Politikerverdrossenheit, gepaart mit der fehlenden Bereitschaft, sich dem demokratischen 
Beharrungsvermögen auszusetzen und den langem Atem in demokratischen Entscheidungsprozessen 
bis zu ihren gewünschten Ergebnissen aufzubringen.  
Politikverdrossenheit hat auch damit zu tun, dass nicht differenziert genug berichtet und bewertet 
wird. Wenn ich aus Thüringer Medien zur Kenntnis nehme, wie da nicht selten über komplizierte 
politische Entscheidungsprozesse weniger differenziert berichtet als vielmehr vordergründig gewertet 
wird, das heißt auch ohne die notwendige Recherche betrieben zu haben, dann gewinne ich den 
Eindruck, dass auch auf solche Weise Politikverdrossenheit befördert wird.  Wer medial den 
Stammtisch bedienen möchte, der trägt Mitschuld an solcher Politikerverdrossenheit und zugleich am 
mangelhaften Politikinteresse.  
Dass wir hier keine demokratische Tradition haben können, ist klar. Aber dass sich ein demokratisches 
Selbstverständnis so langsam entwickelt wie auch die Bereitschaft in den Medien, demokratische 
Entwicklungen zu befördern, habe ich mir nicht vorstellen können.  
Mit dem Wissen von heute: Würden Sie noch mal in den Landtag einziehen wollen? 
Eine sehr hypothetische Frage. Ich sag jetzt einfach mal Ja, aber ich sehe keine Möglichkeit, dass das 
Wirklichkeit werden könnte.  
104 
 
Also muss „das grüne Herz Deutschlands“ weiter ohne Grün im Landtag auskommen? 
Was meine Person betrifft, ja. Ansonsten gibt es jedoch genug junge, kraftvolle Leute, die das 
schaffen könnten und die nicht so müde sind, wie ich es manchmal bin. 
Ich würde gern noch etwas sagen zum Verhältnis der Abgeordneten zueinander. Denn ich fand sehr 
wertvolle Kontakte zu einigen Abgeordneten der Fraktionen von SPD und CDU, die durch private 
Gespräche bereichert wurden. Darin klangen dann auch Ansichten durch, die schon deutlich von der 
Meinung der eigenen Fraktion abwichen, jedoch dann in der Parlamentsarbeit zurückgestellt wurden.  
An mir selbst konnte ich erleben, dass es in der freien Rede vor den über 80 Abgeordneten des 
Parlaments eine Veränderung gab, wie ich einen Sachverhalt oder eine Überzeugung vortrug. Da hatte 
ich teilweise mit gedacht, dass die anwesenden Medienvertreter so oder so von der Landtagsdebatte 
berichten würden. Dies half mir bei so manchem spontanen Redebeitrag, mit dem bewussten Einsatz 
von Sprache die Menschen für unser Anliegen zu erreichen oder neu aufzuschließen.   
Natürlich gab es auch Platz für humorvolle Dinge. Zur hundertsten Plenarsitzung hatten Olaf Möller 
und ich eine mündliche Anfrage in Hexametern vorgetragen. Und Landtagspräsident Dr. Müller hatte 
darauf auch in Hexametern geantwortet. Für uns war das weit mehr als ein Gag – es war 
verantwortlicher Umgang mit Sprache: Es ging um die Autobahnschilder, auf denen „Herzlich 
Willkommen!“ stand, und das zweite Wort war gegen alle Regeln groß geschrieben.  
Wie lautet Ihr Fazit über Ihre Jahre im Landtag? 
Ich denke, es war eine sehr verantwortungsvolle Zeit, in der wir als kleine Gruppe trotz aller unserer 
Unzulänglichkeiten so manche Entscheidung mit einem hilfreichen Fragezeichen oder 
Ausrufungszeichen versehen konnten. Für das bürgerbewegte Projekt haben wir etwas geleistet, was 
so für die Geschichte des Freistaates Thüringen in diesen Jahren nicht ganz unbedeutend gewesen ist.  
Mit Blick auf die parlamentarische Arbeit haben wir uns sehr angestrengt, die politische Kultur zu 




Blick in das Rund des Plenarsaals, wo zur Feierstunde „15 Jahre Landtag“ ausnahmsweise von der 
sonst genau festgelegten Sitzordnung abgewichen wurde. 
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Der Eklat auf der Wartburg 
Ein etwas anderer Rückblick auf die feierliche Verabschiedung der Thüringer 
Verfassung 1993 
 
Am 25. Oktober 1993 hatten die Abgeordneten des Thüringer Landtags über Thüringens neue 
Verfassung abzustimmen. Die dafür erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit war mit den Stimmen der 
Abgeordneten der CDU-, F.D.P.- und SPD-Fraktion gesichert. Als Ort für dieses festliche Ereignis war 
die Wartburg ausgewählt worden.  
Der Ältestenrat des Thüringer Landtags hatte zuvor festgelegt, dass bei dieser Feierstunde die 
Vorsitzenden aller fünf Landtags-Fraktionen Gelegenheit zur Rede bekommen sollten. Mit diesem 
Procedere zeigten sich jedoch die beiden fraktionslosen Abgeordneten Matthias Büchner und Siegfried 
Geißler – beide mit Mandat des Neuen Forums – während der Feierstunde nicht einverstanden. Sie 
meinten, dass ihnen ebenfalls ein Rederecht zustünde. Matthias Büchner versuchte sich dort Gehör zu 
verschaffen, woraufhin der Sitzungsleiter Dr. Gottfried Müller ihn mit drei Ordnungsrufen versah und 
schließlich des Saales verwies. Daraufhin verließ auch Siegfried Geißler die Festsitzung – und der 
Eklat, den die berichtenden Journalisten von Presse, Hörfunk und Fernsehen in alle Welt hinaustrugen, 
war perfekt. 
Hier folgen nun Aussagen, die diesen Eklat noch einmal thematisieren. Die Zitate – allesamt 
selbstverständlich authentisch – hat der Autor zu einem Dialog zusammengestellt, der in dieser Form 
– also alle genannten Personen zur gleichen Zeit am gleichen Ort – jedoch fiktiv ist. 
 
Herr Geißler, was sind Ihre Erinnerungen an die Zeit vor und während der Feststunde auf der 
Wartburg im Oktober 1993? 
Matthias Büchner und ich waren der Meinung, dass es uns als Vertreter des Neuen Forums zustünde, 
zur Verfassung noch mal einige wichtige Dinge zu sagen. Ich hatte mir dazu eine Rede vorbereitet. 
Ich wollte als Mann des Neuen Forums etwas zu dieser Verfassung sagen. Und wir hatten uns auch 
überlegt, was wir machen sollten, falls man uns auf der Wartburg nicht reden lässt.  
Matthias Büchner hatte sich vorgenommen, zu Beginn an ein Saalmikrophon zu treten und unser 
Rederecht einzufordern. Das tat er dann auch, und Gottfried Müller, der als Landtags-Präsident die 
Festsitzung leitete, war gleich in Rage. Als Büchner am Mikrophon zu reden begann, unterbrach ihn 
Müller und hat ihm einen Ordnungsruf verpasst.  
Büchner hat dann noch einen Satz hinterher gesagt, da gab es den zweiten Ordnungsruf. Daraufhin 
sagte Büchner: „Ich verlasse unter Protest die Veranstaltung“ – woraufhin er den dritten Ordnungsruf 
kassierte und Müller ihn aus dem Saal wies. Da stand auch ich auf und rief „Ich verlasse ebenfalls 
unter Protest diese Versammlung“. Und damit war das Ding gelaufen. 
Herr Dr. Müller, Sie waren damals Landtagspräsident und leiteten die Festsitzung auf der Wartburg. 
Wie haben Sie diese Feierstunde in Erinnerung? 
Als ein schönes, dem Anlass entsprechendes Fest. Die Misshelligkeit, dass ich gegenüber zwei 
fraktionslosen Abgeordneten den Ältestenrat-Beschluss durchsetzen musste, der nur den 
Fraktionsvorsitzenden ein Rederecht erteilt hatte, haben die Kollegen vom Neuen Forum und ich selbst 
inzwischen verkraftet.  
Vor dem Gesetz der Geschäftsordnung sind nun mal alle Abgeordneten gleich, auch wenn sie 
Verdienste für die Wende haben. Im übrigen war für sie – aber auch für mich als Sitzungsleiter – 
voraussehbar, dass ihnen der Ausschluss aus der Feierstunde politisch nützlich sein würde, weil sich 
die Medien natürlich auf ihre Seite schlugen. 
Herr Geißler, wie ging es dann für Sie und Herrn Büchner vor den Türen des Palas der Wartburg 
weiter? 
Wir hatten vorher schon einigen Fernsehleuten den Wink gegeben, dass etwas passieren könnte. Die 
Reporter haben sich dann vor dem Festsaal gleich auf uns gestürzt und ausgequetscht über das Was, 
Wie und Warum.  
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Wir haben nicht die gesamte Verfassung abgelehnt, sondern die Teile, die nicht für alle Thüringer 
Bürger zutreffen, beispielsweise in der Präambel die Formulierung „vor Gott“. Das kann man in einem 
Land, wo ein Großteil der Menschen atheistisch geprägt ist, nicht machen. Doch da konnten wir uns 
nicht durchsetzen. Hinzu kam, dass solche Artikel wie das Recht auf Arbeit und das Recht auf Wohnen 
nicht andere Formulierungen fanden. Wir waren damit nicht einverstanden. Immerhin ging es um 
Grundrechte und Staatsziele.  
Wir hatten uns vorher natürlich schon gedacht, dass Landtagspräsident Müller unseren Redewunsch 
auf der Wartburg nicht zulässt, weil er inzwischen eine Aversion gegen uns hatte. Uns war klar, dass 
wir nicht zu Wort kommen würden, wir also nur unter Protest die Veranstaltung verlassen können. Ich 
denke, diesen Eklat hatten sie nicht erwartet.  
Frau Heymel, was ist Ihre Meinung zum Eklat auf der Wartburg? 
Ich finde, man hätte sich nichts vergeben, einen der beiden fraktionslosen Abgeordneten dort reden 
zu lassen. Ich denke, so ein Zugeständnis wäre in Ordnung gewesen. Aber bei den anderen führte da 
kein Weg rein, das sind eben so hehre Dinge wie die Etikette, Verfassung, Wartburg – das ging für die 
doch nicht an, da ein oder gar zwei fraktionslose Hanseln reden zu lassen.   
Und Herr Rieth, wie empfanden Sie das damals? 
Ich war einfach nur traurig. Es passte nicht zusammen: Es war ein so würdiger Moment, ein so 
geschichtsträchtiges Augenblick an so traditionsreicher Geistes-Stätte – das mag abgegriffen klingen, 
aber das war wirklich so. Und dann solch ein Eklat. Ich habe mich gefragt, warum hat man nicht 
einfach die Größe gehabt, dieses Anliegen der beiden fraktionslosen Herren zu tolerieren?  
Wissen Sie, wir haben als Demokraten 1989 die historischen Plätze und Orte friedlich und mit Kerzen 
in der Hand zurückgewonnen. Da musste man nicht schon wieder Angst haben, das irgendjemand 
irgendwas sagt, was vielleicht irgendwem nicht passen könnte.  
Ich denke, dieses 20. Jahrhundert, dieses „Jahrhundert der Angst“ saß uns allen noch zu tief im 
Nacken und beugte uns nieder, dieser alte böse Untertanen-Geist der Knechtschaft war noch in uns, 
nicht der Geist des Herrn. Wie heißt es doch in der von Martin Luther an diesem Ort ins Deutsche 
übersetzten Bibel: „Der Herr ist der Geist; wo aber der Geist des Herrn ist, da ist Freiheit“, wie es in 
der Bibel heißt (2. Korinther 3, 17).  
Ich finde, man muss in der parlamentarisch-repräsentativen Demokratie auch andere Meinungen 
aushalten können – ganz gleich ob das Kritiker aus den eigenen politischen Reihen oder aus anderen 
Lagern sind.  
Diese Toleranz und Nonchalance hätte uns als Thüringer Landtag gut zu Gesicht gestanden. Dieser 
Eklat hätte nicht sein müssen. 
Herr Geißler, würden Sie es im Nachhinein noch mal machen? 
Ja, sicher. Warum auch nicht? 
 
Nachbemerkung:  
Die Thüringer Verfassung ist seit dem 30. Oktober 1993 gültig und trat mit dem Mehrheits-Votum der 







„Zwischenrufe sind das Salz in der parlamentarischen Suppe“ 
 
Sendung von „RADIO AUS BRUCHSAL“  am 06.10.2003: 
Bei uns ist heute das Schwerpunkt-Thema „Zwischenrufe im Bundestag“ – es geht um Sinn und 
Unsinn von Zwischenrufen. Einige dieser Sprüche lauten zum Beispiel „Ihre Rede ist primitiv“ oder 
„Das ist ja Schwachsinn“.  
Am Telefon ist jetzt Holger Zürch, er ist Journalist aus Thüringen und hat in seinem Buch „Florettstich, 
Bumerang, Rohrkrepierer“ Zwischenrufe aus den Debatten in Thüringen gesammelt und rhetorisch 
analysiert. Guten Tag, Herr Zürch. 
Guten Tag nach Bruchsal. 
Herr Zürch, zwei Drittel aller Bundestags-Abgeordneten haben schon einmal in eine Rede 
hineingerufen. Sind das alles nur eitle Fatzkes, die Aufmerksamkeit brauchen und wie Klassenkasper 
dazwischenquatschen müssen? 
Nein, ich denke eher, Zwischenrufe sind das Salz in der parlamentarischen Suppe. Vieles, was wir an 
Reden im Bundestag und in den Landesparlamenten erleben, ist ja vorbereitet und vorformuliert. 
Insofern gehören Zwischenrufe zu den Elementen, die die Debatten lebendig halten. Es wäre wohl 
wesentlich langweiliger, wenn es keine Zwischenrufe mehr gäbe.  
Es wird ja immer wieder gern von der guten alten Zeit gesprochen. Glauben Sie, dass in den letzten 
Jahren die Zwischenrufe immer persönlicher geworden sind, also die Redner eher persönlich 
angegriffen werden? 
Man kann schon den Eindruck gewinnen, dass die Zwischenrufe mehr persönlicher denn sachlicher 
Natur geworden sind in den zurückliegenden Jahren. Aber möglicherweise sitzen wir da auch einem 
Trugschluss auf. Denn den ersten persönlichen Zwischenruf gab es im Bundestag bereits 1949, wo 
Bundeskanzler Konrad Adenauer sich vom KPD-Mann Karl Renner als „Hetzer“ bezeichnen lassen 
musste.  
Vielleicht hat dieser Eindruck damit zu tun, dass solche persönlichen Angriffe weit mehr Medien-Echo 
finden als andere Bemerkungen, die nicht so knackig oder angriffslustig rüberkommen. 
Was ist denn der Sinn dieser Zwischenrufe? Soll damit Aufmerksamkeit erregt werden? Will der 
Zwischenrufer damit in die Presse und in die Medien kommen? 
Ein Zwischenruf soll den Standpunkt des Redners oder der Rednerin in Frage stellen oder zumindest 
denjenigen, der am Rednerpult steht, aus dem Konzept bringen. Da die Reaktion auf Zwischenrufe 
unvorbereitet erfolgen muss – das liegt ja in der Natur der Sache – , sind sie bei den am Rednerpult 
Stehenden wenig beliebt.  
Das am häufigsten angewandte Mittel ist daher, den Zwischenruf zu übergehen. Damit wird versucht 
zu zeigen, dass der Zwischenruf beziehungsweise der Zwischenrufer keine Beachtung verdient. Zum 
anderen verhindert es, den eigenen Faden zu verlieren, etwas Falsches zu sagen oder als nicht 
schlagfertig dazustehen.  
Doch viele Zwischenrufe lassen sich nicht übergehen, insofern ist die Zurückweisung ein sehr häufiges 
Mittel. Und aus politischen, taktischen und persönlichen Gründen können viele Redner so manchen 
Zwischenruf dann doch nicht im Raum stehen lassen und müssen darauf reagieren.  
Da kommt es dann auf das Talent oder Nicht-Talent des Redners oder der Rednerin an, ob man cool 
kontert und damit den Zwischenruf zum Bumerang macht – oder ob man dann dasteht wie ein 
begossener Pudel. 
Was wäre denn ein Zwischenruf, der ideal ist – also sozusagen ein Traum-Zwischenruf? 
Das wäre ein Zwischenruf, der das Thema, um das es geht, in einem Licht erscheinen lässt, das der 
Diskussion und damit auch dem Beschluss – es geht ja um Gesetzgebung – eine neue Richtung gibt. 
Können Sie dazu ein Beispiel nennen? 
Ich habe da ein Beispiel aus dem Thüringer Parlament: In einer hitzigen Debatte gab es aus dem 
Oppositionslager den Zwischenruf „Herr, wirf Hirn vom Himmel“. Damit waren am nächsten Tag die 
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Schlagzeilen gesichert, und auf diese Weise haben sich viel mehr Leute mit dem Thema, um das es 
dort ging, befasst, als es ohne diesen Zwischenruf der Fall gewesen wäre.  
Mancher Zwischenruf sorgt für weit mehr Beachtung als die sorgsam über Tage oder Wochen 
ausgeklügelte Rede, die dann gehalten wird. 
In Ihrem Buch analysieren Sie die Zwischenrufe im Thüringer Landtag. Gibt es denn Unterschiede 
zwischen ost- und westdeutschen Zwischenrufen? 
Nein, die gibt es nicht, denn sonst müsste es ja auch einen Unterschied in der Schlagfertigkeit der 
Menschen geben. Entweder man hat dieses Gen der Schlagfertigkeit von Natur aus und weiß sich 
sprachlich zu behaupten – oder man hat es nicht.  
Ich bin der Ansicht, dass man Schlagfertigkeit nicht lernen kann. Man kann jedoch Mechanismen 
lernen, mit solchen Angriffen umzugehen. Und es gibt eben talentierte Leute wie Herbert Wehner oder 
Joschka Fischer, bevor er Außenminister wurde, die haben das. Und andererseits gibt es die vielen 
namenlosen Hinterbänkler, die das nicht haben und daher mit Kärrner-Arbeit beweisen müssen, dass 
sie ihren Platz im Parlament verdient haben. Die anderen schaffen es mit spielerischer Hand, Liebling 
der Medien zu werden.“ 
Die Fragen stellte Heddy Fuchs. 
Mehr zum Thema Zwischenrufe: „Florettstich, Bumerang, Rohrkrepierer – Zwischenrufe im 
Thüringer Landtag 1991 – 1993“ von Holger Zürch. Osnabrück 2001, ISBN 3-935316-26-7. 
 
Outro 
Wer den Thüringer Landtag durch den ursprünglichen Eingang an der Arnstädter Straße betritt, trifft 
im Foyer auf folgendes Zitat der Schriftstellerin und Historikerin Ricarda Huch (1864 – 1947): 
 
„Es sei dem Lande Thüringen beschieden,  
dass niemals mehr  
im wechselnden Geschehen  
ihm diese Sterne untergehen:  
Das Recht,  
die Freiheit  
und der Frieden.“ 
 
Jedoch blieben Ricarda Huchs Worte vom 12. Juni 1946 als Alterspräsidentin der Beratenden 
Landesversammlung Thüringens lange Zeit nur ein frommer Wunsch: Erst 44 Jahre später, als dank 
der friedlichen Revolution 1989 die SED-Diktatur gestürzt und der vermeintliche „Arbeiter- und 
Bauern-Staat“ DDR zur Fußnote der Geschichte wurden, gab es im Oktober 1990 erstmals wieder 
freie, geheime und demokratische Wahlen, auf deren Grundlage der heutige Freistaat Thüringen 
entstanden ist. 
Dank: An erster Stelle möchte ich all den einstigen thüringischen Abgeordneten herzlich danken, die 
zu solch ausführlichen Gesprächen bereit waren und mir einen sehr offenen, ausführlichen und 
vertrauensvollen Einblick in ihr Leben und ihren persönlichen Werdegang gestattet haben. Dank sagen 
möchte ich auch der Landeszentrale für politische Bildung Thüringen, insbesondere Dr. Antonio Peter, 
für die Unterstützung meiner Arbeiten, auf der ich dieses Buch aufbauen konnte. 
Holger Zürch, Leipzig, im Februar 2006. 
 
Über den Autor und Fotografen: Holger Zürch M.A., Jahrgang 1967, kommt aus Weimar, lebt bei 
Leipzig und ist Journalist und Autor. Mit diesem Werk legte er 2006 seine fünfte Buch-Veröffentlichung 
vor. Auch sind Texte von Holger Zürch in zwei Anthologien und in einem wissenschaftlichen Buch zum 
Parlamentarismus in Thüringen erschienen. 
 
